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Vorwort 

Das Institut für Föderalismus führte am 7. Dezember 200
6 in Krems in 

Zusammenarbeit mit der Donau-Universität ein Symposium zum 

Thema „Sozialkapital, regionale Identität und Föderalismus“ d
urch. 

Ausgangspunkt der Veranstaltung war das Ziel, zu prüfen,
 ob es 

Zusammenhänge zwischen der Existenz von Sozialkapital in einer 

Gesellschaft und regionalen Identitäten gibt. Wenn dies der Fall ist, 

dann liegt der Schluss nahe, dass staatliche Strukturen, die solche 

regionalen Identitäten stärken, letztlich auch die Existenz 
und Bildung 

von Sozialkapital fördern. 

Die Ergebnisse der Veranstaltungen wiesen in der Tendenz a
uf eine 

Bestätigung der Ausgangshypothese hin, wobei sich freilich auch 

ergeben hat, dass noch viel empirische und theoretische Arbeit zu 

leisten sein wird, um die Zusammenhänge zu erklären. 

Dies kommt bereits im Eröffnungsbeitrag von Helmut Kramer 

„Sozialkapital und regionale Wirtschaftsentwicklung“ zum Aus
druck. 

Kramer gelangt nämlich zum Ergebnis, dass ein Einbau des G
edankens 

des Sozialkapitals „in die Argumentation von Regionalisierun
g und von 

Föderalismus (...) heute, angesichts des Effektivitätsverlust der natio- 

nalen Aktionsparameter, mehr als zeitgemäß” erscheint
, aber „noch 

bedeutende wissenschaftliche und vor allem empirische Anstren- 

gungen zu seiner nicht nur intuitiven Fundierung, sondern
 auch zur 

operationalen Ausgestaltung“ verlangt. 

Oscar Gabriel „Zwischen Markt und Staat: Sozialkapi
tal und die Zu- 

kunft der Demokratie“ untersucht unter anderem die Ve
rteilung von 

Sozialkapital in Europa und setzt sich kritisch mit den Bef
unden aus- 

einander. Es scheint demnach, „dass die Partizipation am 
Sozialkapital 

die Menschen glücklich und zufrieden macht, sie polit
isch aktiviert 

und ihr politisches Vertrauen fördert.” Gabriel äußert aber auch 

Skepsis: „Auf Grund der zahlreichen analytischen Schwächen de
s Kon- 

zepts sind diese Ergebnisse aber mit einem großen Fragezeiche
n zu 

versehen.“ 

Roland Sturm behandelt das Thema „Bürgerschaftli
ches Engage- 

ment und Föderalismus“. Auch er begegnet den vorliegenden Er- 

kenntnissen und dem vorhandenen Datenmaterial mi
t Vorsicht, hält 

aber in seinen abschließenden Bemerkungen fest: „G
erade die Föde- 

ralismuskultur mit ihrer auf regionaler Selbstbestimmung ba
sierenden



Vielfalt bietet der Bürgergesellschaft besonders flexible und mobilisie- 
rungsfreundliche Strukturen.” 

Der Frage, wie mit dem Thema Sozialkapital in der Diskussion über 
Staats- und Verwaltungsreform in Österreich umgegangen wird, 
widmete sich Peter Bußjäger in seinem Beitrag „Sozialkapital und Ver- 
fassungsdiskurs in Österreich“. In den Beratungen im Österreich- 
Konvent war das Sozialkapital als Begriff kein Thema, wohl hat aber 
jede Aufgabenverteilung im Bundesstaat Auswirkungen auf das Sozial- 
kapital dieser Gesellschaft. 

Rita Trattnigg behandelte in ihrem Beitrag „Zukunftsfaktor Sozial- 
kapital - Praktische Überlegungen zu Staat und Zivilgesellschaft in 
Österreich“ die Trends auf diesem Gebiet. Demokratie und Partizi- 
pation fördern das Entstehen von Sozialkapital. Aus Sicht des Födera- 
lismusinstitutes resultiert daraus die Forderung, solche Staatsstruk- 
turen zu schaffen, die eine nachhaltige Partizipation der Bevölkerung 
ermöglichen. 

Der Herausgeber muss zwei Dinge bedauern: Zum einen die für 
unsere Verhältnisse unüblich lange Dauer bis zur Herausgabe der 
Publikation, die nicht in der Ingerenz der Institutsmitarbeiter lag, zum 
anderen, dass Ernst Gehmacher, der bei der angesprochenen Tagung 
ein Referat zum Thema „Die regionale Verortung von Soziakapital in 
Österreich“ hielt, sich leider nicht in der Lage sah, seinen Beitrag 
diesem Band zur Verfügung zu stellen. 

Das Institut für Föderalismus bedankt sich bei der Donau-Uni- 
versität Krems, namentlich ihrem seinerzeitigen Rektor Helmut Kramer 
sehr herzlich für die gute Zusammenarbeit. 

Innsbruck, im März 2008 Peter Bußjäger 
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Helmut Kramer 

Sozialkapital und regionale Wirtschaftsentwicklun
g 

Der späte Einbau des Sozialkapitals in der Wirtsc
haftstheorie 

Ausgehend von den Bahn brechenden Arbeiten Pierre Bourdieus 

(1983) und Robert D. Putnams (1993) hat sich der Be
griff Sozialkapital, 

oder haben sich viel mehr die verschiedenen Deutun
gen des Begriffs 

in den Sozialwissenschaften rasch verbreitet und
 eine Menge an Lite- 

ratur und Einsichten hervorgebracht. 

Die Wirtschaftswissenschaft tat sich und tut sich n
och immer ziem- 

lich schwer mit dem Konzept Sozialkapital. Das i
st umso verwunder- 

licher, als der Begriff „Kapital“ ja der ökonomisch
en Sphäre entlehnt 

ist. 

Eher nicht der Mainstream der Ökonomie, sond
ern Randständige 

und Außenseiter haben Vorarbeiten geleistet, Sozialkapital als er- 

klärende Variable auch in ökonomische Modelle
 zu integrieren. 

Dabei hätte ja der lange Zeit so unzulängliche Versuch, unter- 

schiedliche wirtschaftliche Entwicklungen und unters
chiedlichen wirt- 

schaftlichen Wohlstand allein mit dem quantitativen Einsatz der 

klassischen Produktionsfaktoren der Wirtschaf
tswissenschaft, nämlich 

Arbeit und Kapital, zu erklären, darauf verwei
sen müssen, dass ein sehr 

großer unerklärter Rest in internationalen und intertemporalen Ver- 

gleichsanalysen bleibt. E. Denison („Why growth rates differ”, 1967) 

erkannte in dieser ersten Phase der Entwicklung der Wachstums-
 

theorie in den sechziger Jahren des vergang
enen Jahrhunderts, dass 

seine sehr peniblen Vergleiche des Einflusses von quantitativen 

Wachstumsfaktoren, selbst unter Einschluss von 
qualitativen, jedoch 

quantifizierbaren Kategorien (unterschiedlicher Bildungsgrad der 

Arbeitskräfte, unterschiedliches Alter des investie
rten Kapitals mit der 

Annahme, dass jüngeres Kapital technologische Fortschritte ver- 

körpert) die Wachstumsunterschiede zwischen St
aaten und Regionen 

bei weitem nicht erklären können. 

Die neoklassische Wachstumstheorie versic
kerte in diesem Anlauf 

daran, dass sie den unerklärten Rest an Wachs
tum offen lassen musste, 

der bis zur Hälfte der gesuchten Wachstumsunter
schiede ausmachte.



Er bekam zunächst die Etiketten „technischer Fortschritt“ oder gar nur 
„Residualfaktor“. Dahinter verbargen sich vage Vorstellungen. Mess- 
bar als „totale Faktorproduktivität“ (TFP) war das Residuum seither 
immerhin, und es unterschied sich nach Ländern, Regionen und 
Epochen beträchtlich. 

Die Versäumnisse haben damit zu tun, dass die Ökonomie mit 
ihrem methodischen Anspruch, als exakte Wissenschaft methodisch 
den Naturwissenschaften nahe zu stehen, eine tief wurzelnde Abnei- 
gung gegen „weiche Faktoren” mit sich schleppt. Dazu zählt sie ent- 
weder ökonomisch irrationale Verhaltensweisen („Psychologie“, 
„Soziologie“) oder im weitesten Sinn „kulturelle“ Prägungen. 

Mit dieser Erbschaft hat ein wachsender Teil der Wirtschaftswissen- 
schaft seither gebrochen. Die Anstöße dazu kamen in erster Linie nicht 
aus der Ökonomie selbst, sondern aus auffallenden Beobachtungen 
von Soziologen, Historikern und Gesellschaftsphilosophen. Max 
Webers Beobachtungen zur protestantischen Ethik (1905/1920) im 
Gegensatz zu anderen religiösen Prägungen und deren Einfluss auf die 
Wirtschaft - wobei Webers Beobachtungen selbst in Frage gestellt 
werden können - war immer ein auch die Fantasie der Ökonomen 
anregender Fremdkörper. 

Der Verzicht auf den Einbau der Verhaltensweisen und des Behar- 
rungsvermögens von Traditionen und von informellen oder institutio- 
nellen Strukturen in der neoklassischen Ökonomie wirkte als ein wei- 
terer ständiger Stachel im Körper der damaligen Wachstumstheorie. 
Schließlich hat auch die Ökonomie das fallweise Vorliegen von „path 
dependency“ anerkannt, zunächst bei technologischen Evolutionen (P. 
David 1975, R. Nelson/S. Winter 1982). 

Mancur Olson gab mit „The Logic of Collective Action“ (1971) und 
„The Rise and Fall of Nations“ (1982) der Ökonomie kräftige Anstöße 
zu weiter führenden Fragen. Die klassische Ökonomie hat auf ihrem 
mikroökonomischen Fundament, das ja lange Zeit hindurch auch für 
spieltheoretische Strategien keinen Platz hatte, nie nach der Organi- 
sation und Institutionalisierung von Gruppeninteressen gefragt. Die 
bestimmen aber ganz wesentliche ökonomisch relevante Entschei- 
dungen. Immerhin ist jetzt die Institutionenökonomie ein unverzicht- 
bares Ingredienz von realitätsnäheren Wachstumsmodellen geworden. 

Freilich, ohne dass diese schon für alle relevanten politischen und 
praktischen Anwendungen eingesetzt würden. Vor die Frage gestellt, 
wie aus dem zusammen gebrochenen kommunistischen Wirtschafts- 
system eine leistungsfähige Marktwirtschaft entwickelt werden



könnte, rieten die einflussreichsten Ökono
men unter dem Einfluss des 

so genannten Washington Consensus den dam
aligen Reformregierun- 

gen in Moskau, in Warschau oder in Prag zur überfallsartigen Be- 

freiung der Märkte von staatlichen Regulierungen
, vor allem zur Etab- 

lierung eines Kapitalmarkts. Das führte
 zu unnötigen sozialen, wirt- 

schaftlichen und in der Folge politischen 
Rückschlägen, bis sich auch 

in dieser Region herumsprach, dass Markt
wirtschaft ohne ein zumin- 

dest minimales Fundament funktionierend
er öffentlicher Institutionen 

nicht in Gang kommen kann. 

Einen weiteren Schritt gab der Wirtschaftshistoriker Moses 

Abramovitz (Catching up. forging ahead, an
d falling behind, 1986) vor. 

Er erkannte, dass wirtschaftliche Entwickl
ung nicht aus dem Einsatz 

von produktiven Ressourcen, und sei
en es auch „weiche Faktoren, 

allein erklärt werden kann. Denn dies wäre m
it der unrealistischen 

Annahme gleichzusetzen, dass die Aufnah
mefähigkeit und die Auf- 

nahmebereitschaft einer Gesellschaft für 
wirtschaftliche Veränderun- 

gen immer gerade gleich sind dem theoretisc
hen Produktionspoten- 

zial: keine Lerneffekte, keine Unsicher
heit bei kollektiven Entschei- 

dungen, keine Reibungsverluste bei widerstr
eitenden Interessen. Die 

Aufnahmefähigkeit einer Gesellschaft steht
 in Interaktion mit techno- 

logischer oder organisatorischer Innovation. E
r nannte diese entschei- 

dende Ebene „social capability“. Sie impli
ziert einen Ausgleich zwi- 

schen Spezialisierung und Anpassungsfähigkei
t. (D. Kafoussias, pP. 2). 

Aber selbst Abramovitz nimmt noch an, das
s eine Gesellschaft Wachs- 

tumschancen ergreift, wenn sie kann. Und ni
cht etwa, dass sie bewusst 

wirtschaftliche Höherentwicklung vermeide
t oder ablehnt. In der Rea- 

lität deuten gelegentlich Beobachtungen 
darauf hin, dass kulturelle, 

ideologische oder jedenfalls unwissenschaftlic
he Einflüsse am Werk 

sind, die bewirken, dass eine Volkswirtsch
aft nicht wächst, wenn es 

deren Bevölkerung im Effekt nicht will. 

Wie steht die Wirtschaftswissenschaft heut
e zu diesen unbestritte- 

nen Bausteinen einer umfassenden Entwick
lungstheorie? Diane Coyle 

hat sich in ihrer sehr lesenswerten Apologie der 
modernen Ökonomie 

unter dem Titel „The Soulful Science” gegen den Vorwurf einer 

„seelen- und trostlosen“ Wissenschaft ges
tellt. Das Feld der Wachs- 

tumstheorie sei nun geöffnet für Begriffe
 wie „Sozialkapital“ (p. 217- 

224) und sogar für „Kultur“ (p. 224-226) und
 das zusätzlich zur schon 

selbstverständlichen Ökonomie der Insti
tutionen.



Regionale Entwicklung und Weltwirtschaft 

Kommen die Begriffe Sozialkapital und Kultur nicht zu spät, um die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit von Nationen und Regionen zu er- 
klären? Zu spät, angesichts der sich stürmisch entwickelnden Welt- 
wirtschaft und des „Weltdorfs”? Zu spät angesichts des de facto und 
durch bewusste Integrationsschritte auch formal abgebauten Einfluss- 
bereichs des klassischen Nationalstaats (und damit des Subjekts der 
Nationalökonomie)? 

Nein, im Gegenteil. Wenn zu beobachten ist, dass trotz nun nahezu 
unbehindertem Zugang zu den Weltmärkten, darunter auch dem für 
Informationen, die nun fast uferlos und rezent angeboten werden und 
die überall auf der Welt nahezu kostenlos zugänglich und wirt- 
schaftlich nutzbar sind, sich einige Regionen und Nationen dynamisch 
entwickeln und andere in Rückständigkeit verstrickt sind, ist der vor- 
schnelle Schluss, Sozialkapital und Kultur als „Assets“ könnten schon 
weitgehend aufgehoben oder entwertet, schlagend widerlegt. 

Je mobiler weltweit Produktionsfaktoren und Produktionsstandorte 
geworden sind, umso eher spielen informelle Qualitäten, die nicht 
ähnlich leicht transferierbar sondern an Standorte gebunden sind, für 
die regionale wirtschaftliche Standortwahl und für die Entwicklungs- 
chancen eine bedeutende Rolle. Das gilt nicht nur für harte Faktoren 
wie Topografie, Infrastruktur, Bodenschätze und Steuern, sondern be- 
sonders auch für gesellschaftliche und kulturelle Prägungen. Dafür ist 
der Begriff Sozialkapital ein entscheidender Schlüssel zur Erklärung 
von hartnäckigen Entwicklungsunterschieden. 

Hier sei nicht weiter ausgeführt, dass wahrscheinlich innerhalb des 
Spektrums von Phänomenen des Sozialkapitals der Aspekt des 
bridging durch die rasante Internationalisierung der Wirtschaft im Ver- 
gleich zum bonding relativ an Bedeutung zunimmt (Woolcock 1998). 
Die Homogenität von regionalen Einheiten wird sicher durch starke 
Migrationsbewegungen auf die Probe gestellt. Gelingt der aufneh- 
menden Region die Integration, werden sie stärker. Jedenfalls ist die 
Homogenität von sozialen Gruppen oder Regionen in Bezug auf 
Werte, Traditionen, Ambitionen und Zielvorstellungen ein unverzicht- 
bares Element positiver Wirkungen von Sozialkapital. 

Der Abbau der nationalen Jurisdiktion im gemeinsamen europäi- 
schen Markt hat automatisch zur stärkeren Betonung regionaler Hand- 
lungsspielräume geführt. Oft haben nationale Grenzen über histo- 
rische Zeiträume hinweg ökonomisch optimale Regionen zerschnitten



und positive ökonomische Effekte unterbunden. D
er Wegfall der wirt- 

schaftlich wirksamen Grenzen lässt nun Skalen- und Innovations- 

effekte entstehen, die frühere Zollschran
ken nicht überwinden konn- 

ten. So weit lässt sich diese Perspektive der R
egionalpolitik auch ohne 

das Konzept des Sozialkapitals argumentiere
n. 

Dass sich diese Integrationseffekte dort verst
ärken, wo sie gemein- 

same Assoziations-, Netzwerks- oder Vertrau
ensebenen erschließen, 

ist zu erwarten. Manuel Castells spricht der 
„Power of Identity“ im 

regionalen und lokalen Bereich eine besonde
re Bedeutung zu, ange- 

sichts der „deconstruction of the nation
-state“.(2004, p. 332). Diese 

beruhen etwa auf ähnlichen Wertehierarchien
 in Bezug auf ökonomi- 

sche Leistung oder auf Indikatoren der Wohlfa
hrt. 

Es fällt natürlich auf, dass gerade reichere euro
päischen Regionen 

besondere Befürworter des grenzüberschreitenden Regionalismus 

innerhalb der Union sind: in Deutschland Baden-Württemberg und 

Bayern, in Spanien Katalonien, in Italien die Lom
bardei und Venetien, 

in Frankreich die Region Rhone-Alpes. Das hat eine
rseits mit den wirt- 

schaftlichen Vorteilen des Austauschs zwische
n reichen im Vergleich 

zu armen Regionen zu tun: andererseits unbest
ritten auch damit, dass 

die Finanztransfers zu den unterentwickelten Gebieten desselben 

Staats verständlicherweise dauernden politisch
en Anstoß erregen. 

Eine Erklärung, die dabei nicht übersehen werd
en darf, ist jedoch: 

solche Regionen neigen nicht so sehr deshalb 
dazu, mit ähnlichen Re- 

gionen, die anderen Staaten angehören, 
enger zu kooperieren, weil 

diese auch reich sind, sondern weil sie sich 
in Bezug auf wirtschaft- 

liche Wertvorstellungen, „Wirtschaftsgesinnu
ng“, ähnlich sind. Ver- 

lässlichkeit, Präzision, Aufgeschlossenheit ge
genüber Innovationen bei 

gleichzeitiger Bewahrung wertvoller Traditionen si
nd die übereinstim- 

menden, prägenden gesellschaftlichen Merkmale
. 

Die ersten Versuche, die Bedeutung von In
dikatoren des Sozial- 

kapitals für regionale Entwicklungen als Erkl
ärung heranzuziehen, sind 

noch nicht überzeugend verlaufen. Dies liegt
 wahrscheinlich weniger 

am Konzept „Sozialkapital”, als daran, das
s international vergleichbare 

Indikatoren spärlich vorliegen und überdies 
für andere Zwecke defi- 

niert wurden, so dass sie nur als Proxy’s 
für das, was Sozialkapital als 

Erklärung hergibt, angesehen werden können. E
inschränkungen der 

Aussagekraft der bisherigen Versuche sind in de
r gewählten regiona- 

len Abgrenzung, die sich nach den vorhanden
en statistischen Angaben 

richten muss, und in der Vergleichbarkeit von Er
hebungen (Assozia- 

tionsbereitschaft gemessen etwa an der Mitgli
edschaft in Kirchen oder 

Sportvereinen) nicht zu übersehen.



Zwei niederländische Forscher, S. Beugelsdijk und T. van Schaik, 
unternahmen es, den Einfluss unmittelbar wirtschaftlich relevanter 
Variabler (Investitionen, Qualifikation der Arbeitskräfte) und indirekt 
einflussreicher Faktoren (wie etwa Schulbesuchsraten) mit Indikatoren 
für Aspekte des Sozialkapitals (Assoziationsintensität, Vertrauensfak- 
toren) zu korrelieren. Die Untersuchung bezieht sich auf das Wirt- 
schaftswachstum von 54 europäischen Regionen auf NUTS1-Niveau. 
Korrelationen dieser Art ergeben auch bei großer Sorgfalt der Inter- 
pretation keine Auskunft über die Richtung von Wirkungseinflüssen. 
Das Ergebnis wird von den Autoren als hinreichend interessanter An- 
sporn zu viel weiter gehenden Untersuchungen angesehen. Vorläufig 
ergab sich, dass Sozialkapital in Form von Vertrauenskapital nicht sig- 
nifikant mit der Wirtschaftsentwicklung auf dem gegebenen regio- 
nalen Niveau korreliert, hingegen „Sozialkapital in Form (aktiver) Mit- 
gliedschaften positiv mit dem regionalen Wirtschaftswachstum“ zu- 
sammenhängt (p. 17). 

In einer sehr beachtlichen Studie zur Umsetzung des Subsidiari- 
tätsprinzip in der europäischen Regionalpolitik kamen R. Leonardi und 
C. Paraskevopoulos (1996) zu folgendem grundsätzlichen Schluss: 
„innerhalb eines Systems, das durch die Globalisierung der Informa- 
tion, der Märkte und der Finanzen charakterisiert ist, ist das Schicksal 
von Regionen viel eher abhängig von der Stärke (empowerment) der 
Zivilgesellschaft als von der Schutzrolle des Nationalstaats oder von 
herrschenden neoliberalen Paradigmata” (p. 19/20). 

Die Autoren setzen an die Stelle von social capability einer Gruppe 
den Begriff learning economy. Mehr als um die Einrichtung von immer 
neuen Institutionen, um Innovationen zustande zu bringen, gehe es 
um die Einstellung einer regionalen Einheit zum Lernen. 

Dies ist einerseits ein wertvolles Argument in der Föderalismus- 
Debatte. Andererseits weist es auf die Schlüsselfaktoren erfolgreicher 
Regionalpolitik in der Wissensgesellschaft des 21. Jahrhunderts hin: 
„erstens, die Bahnen (trajectories) für Technologietransfers zu schaf- 
fen und offen zu halten, d.h. spezifische Räume in einer Wirtschaft, die 
geprägt wird durch die Ausbreitung (spill-over) von neuen Technolo- 
gien, und zweitens, die Konventionen sicherzustellen, die kollektive 
Entscheidungen und Koordination effektiv machen. Das System der 
Interaktion zwischen Kultur und Strukturen, der kausale Zusammen- 
hang zwischen kulturellen Normen und Usancen mit der institutio- 
nellen Struktur ergeben die Basis einer leistungsfähigen Zivilgesell- 
schaft. Effektive institutionelle Netzwerke haben ziviles Engagement 
und die Existenz einer tragfähigen Zivilgesellschaft zur Voraussetzung,



also das Vorhandensein von
 Sozialkapital”. (aaO, p- 18).

 In diesem Sinn 

sollten die Subsidiarität un
d die europäische Regional

politik verstan- 

den werden. 

Der Einbau des Gedankens des S
ozialkapitals in die Argumentatio

n 

von Regionalisierung und vo
n Föderalismus erscheint heu

te, ange- 

sichts des Effektivitätsverlusts 
der nationalen Aktionsebene 

mehr als 

zeitgemäß, verlangt jedoch n
och bedeutende wissenschaftl

iche und 

vor allem empirische Anstren
gungen ZU seiner nicht nur i

ntuitiven 

Fundierung, sondern auch zur 
operationalen Ausgestaltung. 
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Oscar Gabriel 

Zwischen Markt und Staat: Soz
ialkapital und 

die Zukunft der Demokratie 

1. Einleitung 

Warum bezeichnet sich jeder fü
nfte Däne als sehr glücklich, abe

r nur 

jeder zehnte Franzose und jeder
 zwanzigste Slowake? Welche Fa

kto- 

ren sind dafür maßgeblich, dass 
in Norwegen mehr als dreimal so

 viele 

Menschen dem Rechtssystem
 vertrauen wie in Polen? In se

inem Auf- 

satz „Social Capital in the Creati
on of Human Capital” legte der a

meri- 

kanische Soziologe James Colema
n (1988) mit dem Konzept des Soz

ial- 

kapitals eine Erklärung die
ser Sachverhalte vor, die i

n den modernen 

Sozialwissenschaften große Reso
nanz fand. Die Bedeutung des So

zial- 

kapitals für das menschliche Zu
sammenleben illustrierte er mittels 

einiger Beispiele, von denen ich 
zwei herausgreifen möchte: 

Das erste betrifft die Geschäftspra
ktiken an der New Yorker Dia- 

mantenbörse. Dort sei es üblic
h, dass ein Händler vor einem

 Verkauf 

seinem Geschäftspartner einen 
mit Diamanten gefüllten Beutel 

zur 

Prüfung der Qualität übergebe. 
Der Geber erhalte keine Garant

ien 

gegen einen Betrug seitens des 
Empfängers. Dieser könne die i

hm 

überlassenen Diamanten gegen
 minderwertigere Produkte od

er Repli- 

kate austauschen. Faktisch kämen
 derartige Betrügereien aber niem

als 

vor. 

Das zweite Beispiel beschreibt 
das Funktionieren städtischer N

ach- 

barschaften. Eine Mutter sei mit ih
ren sechs Kindern aus einer Vorsta

dt 

Detroits nach Jerusalem umgez
ogen. Als Grund habe sie ange

geben, 

ihre Kinder genössen in ihrer 
neuen Umgebung mehr Schutz

, Sicher- 

heit und Freiheit. Sie könnten all
eine den Schulbus benutzen und 

un- 

beaufsichtigt im Park spielen. 
Am vorherigen Wohnort sei d

ies nicht 

möglich gewesen. Die verbessert
en Lebensbedingungen der Famil

ie 

resultierten aus der Tatsache, 
dass sich Nachbarn um die vo

n ihren 

Eltern unbeaufsichtigten Kinde
r kümmerten. 

Bei der Suche nach Gemeins
amkeiten zwischen den bes

chriebenen 

Formen sozialer Interaktion 
stößt man auf zwei Merkmale

: Erstens be- 

steht zwischen den an den Austau
schbeziehungen Beteiligten ein Ei

n-



vernehmen über die Zweckmäßigkeit gemeinschaftlichen Handelns. 
Zweitens ist allen Akteuren bewusst, dass die angestrebten Ziele durch 
eine stillschweigende Übereinkunft über die wechselseitigen Rechte 
und Pflichten - also durch die Anerkennung impliziter sozialer Nor- 
men - erreicht werden. Diese erübrigen formelle Regelungen in Form 
von Verträgen, Geldzahlungen oder der Einrichtung von Kontroll- und 
Schiedsinstanzen. 

Bei der Beschäftigung mit den gesellschaftlichen Funktionen des 
Sozialkapitals handelt es sich nicht um eine rein akademische Angele- 
genheit. Unter anderen Begrifflichkeiten - etwa unter der Bezeichn ung 
„Zivilgesellschaft” - fanden die oben als Sozialkapital beschriebenen 
Sachverhalte Eingang in die öffentlichen Diskurse moderner Demokra- 
tien. Die Aktivierung zivilgesellschaftlicher Ressourcen gilt als Mittel 
zur Demokratisierung der europäischen Union, zur Begrenzung der 
Macht multinationaler Konzerne oder zur Schaffung einer toleranten 
und harmonischen multikulturellen Gesellschaft, 

Kurzum: Good Governance und Zivilgesellschaft scheinen unlösbar 
miteinander verbunden. Die, den Bedingungen einer globalisierten 
Welt angemessenen, Governance Strukturen schließen den Staat, die 
Wirtschaft und - nicht zuletzt - die Zivilgesellschaft als Akteure ein. Sie 
sollen eine effiziente Produktion und zugleich eine gerechte Vertei- 
lung der produzierten Güter sicherstellen. Einer der Protagonisten des 
Sozialkapitalkonzepts, Robert D. Putnam, sieht in der Mobilisierung 
von Sozialkapital gar das Passepartout zur Lösung nahezu aller Prob. 
leme des gesellschaftlichen Zusammenlebens: 

„Social capital makes us smarter, healthier, safer, richer and better 
able to govern a just and stable democracy.” (Putnam 2000, 290). 

Eröffnet die Produktion von Sozialkapital tatsächlich die Chance, 
die Qualität des gesellschaftlichen Zusammenlebens nachhaltig zu ver- 
bessern? Lassen sich die Herausforderungen, vor denen die modernen 
Gesellschaften derzeit stehen, durch neue Governance Strukturen 
besser bewältigen als durch traditionelle politische und wirtschaftliche 
Institutionen? Versetzt insbesondere der Zugang zum Sozialkapital die 
Menschen tatsächlich in die Lage, ihre Rolle als Bü rger besser zu 
erfüllen? 

Ich werde den Versuch, diese Fragen zu beantworten, mit einigen 
Bemerkungen zur Genese der Theorie des Sozialkapitals einleiten, um 
im Anschluss daran das Konzept genauer zu erläutern. Der zweite Teil 
des Beitrages ist der Analyse der Verbreitung des Sozialkapitals in ein- 
undzwanzig europäischen Demokratien gewidmet. Im dritten Teil 
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stehen die Annahmen über ausgewählte gesel
lschaftliche und poli- 

tische Effekte der Verteilung des Sozialkapita
ls in Europa auf dem Prüf- 

stand der empirischen Forschung. Ich schließe mit einer kritischen 

Diskussion des Konzepts und seiner Bedeutu
ng für die Weiterent- 

wicklung der modernen Demokratien. 

2. Sozialkapital - ein Weg zur Lösung der Pr
obleme moderner Ge- 

sellschaften? 

Das Vertrauen in die produktiven Potenzial
e gesellschaftlicher Selbst- 

koordination ist keine Erfindung der modernen
 Sozialwissenschaften. 

Als Alexis de Tocqueville in den 30er J
ahren des 19. Jahrhunderts die 

Vereinigten Staaten bereiste, berichtete er tief
 beeindruckt über die 

Vitalität der amerikanischen Gesellschaft u
nd Demokratie. Die maß- 

gebliche Ursache hierfür sah er in der Breite 
und Vielfalt des bürger- 

schaftlichen Engagements. Er charakterisierte d
ie USA als „Nation of 

Joiners”, in der sich Menschen jeden A
lters, jedes Standes und jeder 

Geistesrichtung fortwährend zu Organisationen 
der unterschiedlichs- 

ten Struktur und Zwecksetzung zusammensc
hlössen: 

„So erweist sich das demokratischste La
nd der Erde als dasjenige, in 

dem die Menschen die Kunst, gemeinsam da
s Ziel ihres gemeinschaft- 

lichen Begehrens zu erstreben, in unserer Zeit am vollkommensten 

entwickelt und diese neue Wissenschaft a
uf die größte Anzahl von 

Zwecken angewandt haben.“ (de Tocque
ville 1840/1990, 249). 

In der Breite und Vielfalt des bürgerschaftliche
n Engagements sah 

Tocqueville einen grundlegenden Untersc
hied zwischen der Neuen 

und der Alten Welt. Die amerikanische Ges
ellschaft war nicht in den 

Traditionen des europäischen Feudalsystems verwurzelt, das auf 

lebenslangen Abhängigkeitsbeziehungen zwisc
hen dem Feudalherren 

und seinen Gefolgsleuten beruhte. Schon die e
rsten Siedler richteten 

ihr politisches Zusammenleben an bürger
gesellschaftlichen Idealen 

aus. Sie schufen ein liberales Gesellscha
fts- und Politikmodell, welches 

später zur Basis der US-Verfassung werden sol
lte. Nach diesem Leit- 

bild regeln freie und gleichberechtigte Bürger ihr Zusamm
enleben 

durch eine freiwillige vertragliche Vereinbarun
g, in der sie ihre Souve- 

ränitätsrechte auf den Staat übertragen. De
ssen Herrschaftsgewalt ist 

ausschließlich durch die freiwillig erteilte Zusti
mmung der Mitglieder 

der politischen Gemeinschaft legitimiert und wird durch diese 

zugleich beschränkt. Die Ausübung der Herrschaft ist dem Zweck 

unterworfen, das Leben und das Eigentu
m der Bürger zu schützen, 

ihre Sicherheit zu gewährleisten und ihr Wohler
gehen zu fördern. Seit 
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dem 18. Jahrhundert findet diese Idee ihren Niederschlag in der Prä- 
ambel der Verfassung der Vereinigten Staaten: 

„We, the people of the United States, in order to form a more per- 
fect Union, establish Justice, insure domestic Tranquility, provide for 
the Common Defence, promote the general Welfare, and secure the 
Blessings of Liberty to ourselves and our Posterity, do ordain and 
establish this Constitution for the United States of America”. 

In Tocquevilles Schrift hatte der Begriff des Sozialkapitals noch 
keine Verwendung gefunden. Nach Putnam und Goss (2001, 16-17) 
taucht er erstmals in einer 1916 publizierten Arbeit des amerikanischen 
Sozialreformers Lyda Judd Hanifan auf, der - wie Tocqueville - dem 
Engagement für die Gemeinschaft eine Schlüsselrolle für die Weiter- 
entwicklung der amerikanischen Demokratie zuschrieb. In der empiri- 
schen Politikwissenschaft waren Almond und Verba (1963) die ersten, 
die in der Zivilkultur eine Voraussetzung von Stabilität und Leistungs- 
fähigkeit moderner Demokratien sahen. Zwei wichtige Elemente der 
Tocquevilleschen Denktradition, das soziale Engagement und das in- 
terpersonale Vertrauen, gehörten für sie zu den notwendigen Merk- 
malen einer „Civic Culture“. 

Neuere Studien bezeichnen die Gesamtheit der in einer Gesell- 
schaft existierenden sozialen Netzwerke als Dritten Sektor noch weiter 
gehenden Leistungen als die Klassiker der Theorie der Zivilgesell- 
schaft. Zugleich mit der Kritik am Staats- und Marktversagen sowie 
dem Plädoyer für einen aktivierenden Staat verbinden sie die Hoff- 
nung, durch die Mobilisierung des bürgerschaftlichen Engagements 
die bekannten Unzulänglichkeiten der Güterallokation durch den 
Staat und den Markt kompensieren zu können. Im Dritten Sektor 
sehen sie diejenige Sphäre der Gesellschaft, in der Sozialkapital ent- 
steht, optimal verteilt und sozialverträglich zur Verbesserung der 
Lebenssituation der Menschen eingesetzt wird (vgl zB Gensicke/ 
PicoV/Geiss 2006). Ob das Sozialkapital tatsächlich die ihm zugedachte 
Funktion, die modernen Gesellschaften leistungsfähiger, gerechter 
und lebenswerter zu machen, erfüllt, lässt sich freilich nur durch empi- 
rische Analysen klären. 

3. Das Konzept des Sozialkapitals 

Die Prüfung der Annahme, moderne Gesellschaften verdanken ihre 
Leistungsfähigkeit und Integrationskraft nicht zuletzt der Ausstattung 
mit „Sozialem Kapital“ setzt voraus, dass man sich zunächst Klarheit 

12



über die Bedeutung des Konzepts verschafft. Trotz seiner großen Be- 

liebtheit blieb der Begriff Sozialkapital, insbesondere in den klassi- 

schen Studien, analytisch unklar. Statt das Konzept präzise zu definie- 

ren und damit eine Basis für seine empirische Messung zu schaffen
, 

beschränkt sich Putnam auf eine Aufzählung der Bestandteile des 

Sozialkapitals. Er bezeichnet dies als Muster gesellschaftlicher Organi- 

sation, das Vertrauen, Normen und Netzwerke umfasse (Putnam 
1993, 

167). 

Ausführungen über das genus proximum dieser drei Elemente fin- 

den wir bei Putnam allerdings ebenso wenig wie Aussagen darüber, 

welche Normen und Netzwerke auf Grund welcher Eigenschaften zum 

Sozialkapital gehören. Wie van Deth (2003) richtig feststellt, bleiben 

diese Aussagen inhaltlich so unbestimmt, dass sich unter der Bez
eich- 

nung Sozialkapital empirisch nahezu beliebige Sachverhalte analysie- 

ren lassen und faktisch auch analysiert werden. 

Noch ungenauer bleibt Coleman (1988, 96). Er bezeichnet Sozial- 

kapital als einen bestimmten Aspekt der Sozialstruktur, der bestimmte 

Handlungen von Akteuren innerhalb dieser Struktur ermöglicht. Es 

trägt zum Erreichen von Zielen bei, die bei seinem Fehlen nicht
 er- 

reicht werden können. Wie könnte es anders sein? Wenn eine z
um 

Erreichen bestimmter Ziele benötigte Bedingung nicht gegeben ist, 

dann kann man tatsächlich das Ziel nicht erreichen. 

Andere Beschreibungen bringen uns bei der Bestimmung der 

Eigenschaften des Sozialkapitals etwas weiter. Lin (2005, 6) setzt es mit
 

der Investition von Individuen in soziale Beziehungen gleich. Diese sei 

von der Erwartung geprägt, durch das Eingehen der Beziehung in den 

Genuss von Erträgen wie Information, Einfluss, Vertrauenswürdigkeit 

und soziale Anerkennung zu gelangen. Bourdieu und Wacquant (1992, 

119) definieren Sozialkapital als Summe individueller oder kollektiver 

Ressourcen, die sich auf Grund der Existenz eines mehr oder w
eniger 

dauerhaften und institutionalisierten Netzwerks von Beziehungen so- 

wie auf Grund wechselseitiger Bekanntschaft und Anerkennung an-
 

sammelten. Eine ähnliche Vorstellung findet sich in Putnams und Goss’
 

Charakterisierung des Sozialkapitals als 

... dichte soziale Interaktionen I,die].. zur Entstehung robuster 

Normen einer verallgemeinerten Gegenseitigkeit beitragen .. — ich tue 

das für dich, auch wenn ich keine unmittelbare Gegenleistung dafür 

erhalte, weil du (oder jemand anders) irgendwann meinen guten 

Willen erwidern wirst.“ (Putnam/Goss 2001, 21). 
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Alle diese Aussagen verweisen - teils neben anderen Elementen - 
auf das hinter der Idee des Sozialkapitals stehende Prinzip der Re- 
ziprozität. An diese Überlegungen anknüpfend, verwende ich den Be- 
griff des Sozialkapitals zur Bezeichnung von Mustern dauerhafter, rezi- 
proker, latenter und manifester Beziehungen zwischen Akteuren. 
Sozialkapital ist demnach kein individueller Besitz, sondern Attribut 
einer sozialen Beziehung. Es manifestiert sich in prosozialen Orientie- 
rungen und Verhaltensweisen von Individuen. Sie werden auf der 
Ebene der Gesellschaft durch soziale Netzwerke und eine Kultur der 
Reziprozität repräsentiert. Die Elemente des Sozialkapitals sind eng 
miteinander verbunden und verstärken einander. 

Der erste Bestandteil des Sozialkapitals, soziale Netzwerke, besteht 
aus informellen und formalisierten Kooperationsstrukturen. Sie umfas- 
sen Kontakte mit Nachbarn, Freunden und Arbeitskollegen und dienen 
dem Ziel der Zusammenarbeit und wechselseitigen Unterstützung. 
Einige dieser Kooperationsformen sind formalisiert und schließen die 
Mitgliedschaft in Freiwilligenorganisationen, die aktive Betätigung in 
diesen und die Einbindung in innerorganisatorische Netzwerke ein. Zu 
Bestandteilen des Sozialkapitals werden diese Netzwerke aber nur 
dann, wenn sie ihre Mitglieder miteinander und mit ihrer gesellschaft- 
lichen Umwelt verbinden (vgl auch: Putnam/Goss 2001, 25-26; Gabriel 

et al 2002; Hooghe/Stolle 2003). 

Die Integrationsleistung sozialer Netzwerke ist an das Vorhanden- 
sein prosozialer Orientierungen gebunden. Soziale Kooperation for- 
dert von allen Beteiligten die Anerkennung der Prinzipien der Solidari- 
tät, der sozialen Gerechtigkeit, der Verantwortlichkeit für die Gemein- 
schaft und der Bereitschaft zum aktiven sozialen Engagement. Diese 
Orientierungen bezeichnen wir als Unterstützung von Reziprozitäts- 
normen. Die Anerkennung dieser Normen bildet eine wichtige 
Grundlage für das Entstehen zwischenmenschlichen Vertrauens. 

Fassen wir zusammen: Bei der Analyse des Sozialkapitals ist analy- 
tisch zwischen zwei Komponenten, dem Netzwerkkapital und dem 

kulturellen Kapital zu unterscheiden. Diese beiden Dimensionen sind 
empirisch eng und stabil miteinander verbunden und bilden insofern 
ein Muster. Sie lassen sich aus einer mikro- und einer makroanalyti- 
schen Perspektive untersuchen. Im ersten Fall interessieren wir uns für 
die Einbindung von Individuen in soziale Netzwerke und für die 
Unterstützung prosozialer Orientierungen durch die Menschen. Die 
makroanalytische Perspektive hingegen nimmt die Verteilung des 
Netzwerkkapitals und des kulturellen Kapitals in einer Gesellschaft in 
den Blick. Untersuchungsgegenstände sind die Dichte sozialer Netz- 
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werke und die Diffusion von Reziprozitätsorientierungen in 
einer Ge- 

sellschaft. Esser (2000) unterscheidet in diesem Sinne zwisch
en Bezie- 

hungskapital und Systemkapital. Da soziale Strukturen immer
 auf Indi- 

vidualmerkmalen basieren, müssen sich in empirischen Analy
sen des 

Systemkapitals und des Beziehungskapitals ähnliche Muster nach- 

weisen lassen. 

4. Die Elemente des Sozialkapitals und ihre Verteilung in Europ
a 

Wenn man die Civic Culture Studie von Almond und Verb
a (1963) aus- 

klammert, dann legte Putnam in „Making Democracy Work“ di
e erste 

empirische Untersuchung der Verteilung des Sozialkapitals 
in einer 

modernen Gesellschaft vor (Putnam 1993). Im Italien 
der 1970er und 

1980er Jahre war das Sozialkapital sehr ungleich auf die
 nördliche und 

die südliche Landeshälfte verteilt. Putnam führte dies auf d
ie unter- 

schiedliche historische Entwicklung der beiden Landesteile zurück. 

Seiner Interpretation zu Folge beeinflusst die lange Traditio
n zivilge- 

sellschaftlichen Engagements und der ihm zu Grunde liegenden 

Sozialtugenden bis heute das Verhältnis der Norditaliener zu ihrer 
ge- 

sellschaftlichen und politischen Umwelt. Im Süden habe dag
egen die 

kulturelle Prägung durch Ausbeutung und Fremdherrschaft da
s Ent- 

stehen von Sozialkapital verhindert und zu einer Haltung des „
amoral 

familialism“ geführt (Banfield 1958). 

In seinem zweiten wichtigen Werk, „Bowling Alone”, beschr
ieb 

Putnam (2000) in den USA eine sich seit dem Ende des
 Zweiten Welt- 

kriegs vollziehende, schleichende Auflösung des Sozialkapitals. D
as 

Verschwinden der „Civic Generation“ habe die Fähigkeit
 und Bereit- 

schaft zur sozialen Kooperation untergraben, die lange Zeit das Qual
i- 

tätssiegel amerikanischer Demokratie gewesen sei. In Folg
e der Aus- 

breitung individualistischer Selbstentfaltungswerte, der Durchsetzu
ng 

des Fernsehens als dominierender Form der Freizeitgestaltung, d
er 

Technisierung menschlicher Kommunikationsbeziehungen und der er-
 

höhte Mobilität verbrächten die Menschen ihre Freizeit nicht 
mehr ge- 

meinsam mit anderen in Sport- und Gesangvereinen, Kegelclub
s und 

Wohltätigkeitsorganisationen. Sie engagierten sich immer wen
iger für 

karitative Zwecke, sondern säßen vor ihren Fernsehgeräten ode
r PCs, 

gingen alleine zum Bowlen und beruhigten ihr soziales Gewissen 

durch Geldspenden für wohltätige Zwecke. 

In seinen beiden Studien belegte Putnam seine Annahmen a
us- 

schließlich durch Analysen von Aggregatdaten. In Italien führte er 

einen interregionalen Vergleich durch und in den USA präsenti
erte er 
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Zeitreihen über verschiedene Aspekte des Verhältnisses der Men- 
schen zur Gesellschaft. Nicht zuletzt auf Grund dieser problemati- 
schen Datengrundlage wurde die empirische Tragfähigkeit der Put- 
namschen Diagnose vielfach bezweifelt. Jean Cohen (1999) kritisierte 

die Beschreibung des angeblichen Zerfalls der Zivilkultur als Fehl- 
interpretation sozialen Wandels und verdeutlichte dies am Beispiel der 
Substitution traditioneller Formen sozialen Engagements durch die 
Mitarbeit in neuen sozialen Bewegungen. 

Noch größere Vorbehalte zog die Übertragung der in den USA ge- 
machten Beobachtungen auf europäische Gesellschaften auf sich. 
Nach den Ergebnissen mehrerer Studien kann in Europa weder von 
einem generell rückläufigen Engagement in Freiwilligenorganisationen 
noch von einem Zerfall ziviler Tugenden oder einer Erosion des zwi- 
schenmenschlichen Vertrauens die Rede sein (vgl dazu die Länder- 
studien in Putnam 2001 sowie Newton 1999; Dekker/Uslaner 2001; 

Gabriel et al 2002; Hooghe/Stolle 2003; Dekker/van den Broek 2006; van 

Deth/Montero/Westholm 2007; Meulemann 2008). 

Auf Grund des Standes der empirischen Forschung sind wir aller- 
dings nicht auf Spekulationen über die Verteilung und Entwicklung 
des Sozialkapitals in den europäischen Gesellschaften angewiesen. 
Entsprechende Analysen können sich auf eine relativ breite, zum Teil 
qualitativ hochwertige Datenbasis stützen. Eine 2002/2003 in 21 euro- 
päischen Länder durchgeführte Umfrage, der European Social Survey, 
enthält Daten über das soziale Engagement, das interpersonale Ver- 
trauen und die Unterstützung gemeinschaftsbezogener Werte und 
Normen in Europa, die eine detaillierte und umfassende Analyse der 
Verteilung des Sozialkapitals in europäischen Gesellschaften ermög- 
lichen. Die Studie bildet die Basis der folgenden Ausführungen. Auf 
die Beschreibung von Entwicklungstrends muss aus einer Reihe von 
Gründen verzichten werden. 

4.1. Soziale Netzwerke 

Von allen Komponenten des Sozialkapitals ist das Engagement in frei- 
willigen Organisationen am besten erforscht. Es war bereits ein Thema 
der empirischen Sozialwissenschaften, bevor sich das Sozialkapital- 
konzept als eigenständiges Forschungsfeld etablierte. Wie in früheren 
Studien festgestellt wurde, gehört ein großer Teil der Menschen in den 
europäischen Gesellschaften einem Verein als Mitglied an. In einigen 
Gesellschaften handelt es sich dabei sogar um die Mehrheit der Bür- 
ger. Cum grano salis kamen mehrere neuere Untersuchungen zum 
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gleichen Resultat (vgl zB Curtis et al 1992; Gabriel et al 2002; Dekke
r/ 

van den Broek 2006). 

4.1.1. Konzeptualisierungsprobleme 

Die Konzeptualisierung des Netzwerkkapitals ist komplizierter als es 

auf den ersten Blick scheint. Zunächst ist es fraglich, ob die bloße Mi
t- 

gliedschaft in einer Freiwilligenorganisation als Element des Sozial- 

kapitals anzusehen ist. Wesentlich plausibler erscheint die Annahme, 

dass Organisationen ihre Sozialisations- und Integrationsfunktion erst 

erfüllen, wenn sich die Mitglieder aktiv am Organisationsleben betei
li- 

gen bzw. in innerorganisatorische Netzwerke eingebunden sind. A
us 

diesem Grunde ist es wichtig, über die Mitgliedschaft hinausgeh
end, 

die Teilnahme an Veranstaltungen der betreffenden Organisationen 

oder die aktive Beteiligung an von diesen erbrachten Serviceak
tivi- 

täten zu beleuchten. Diese sind aber auch nur dann als Teil des 
Netz- 

werkkapitals anzusehen, wenn sie gemeinsam mit anderen ausgefüh
rt 

werden. 

Neben dem Engagement in Freiwilligenorganisationen umfasst das 

Netzwerkkapital die Mitwirkung an informellen Hilfsaktivitäten, et
wa 

in der Form der Nachbarschaftshilfe, der Besuche stationär b
ehandel- 

ter Patienten, dem Blutspenden oder der Beratung von Arbeitskoll
e- 

gen. In Abgrenzung von den zuvor behandelten Aktivitäten bezeic
h- 

nen Putnam und Goss (2001, 25) diese Form sozialen Engagements als 

informelles Sozialkapital. Sie schreiben ihm aber die gleichen Funktio- 

nen zu wie der Mitarbeit in Freiwilligenorganisationen. Auch Colem
an 

(1988) hatte die Funktion dieser Handlungsformen als Teil des Sozial- 

kapitals betont, als er auf die Rolle der Nachbarschaftshil
fe bei der 

Betreuung von Kindern hingewiesen hatte. 

Bereits in seiner Italienstudie hatte Putnam die Frage aufgeworf
en, 

ob alle sozialen Netzwerke gleichermaßen zur Produktion von 
Sozial- 

kapital beitrügen. Auf Grund ihrer Einbindung in die Konfliktst
ruktur 

der italienischen Gesellschaft hatte er die Kirchen, Gew
erkschaften 

und politischen Parteien nicht dem Netzwerkkapital zugerechnet 

(Putnam 1993, 106-109). Mit diesem brachte er „amateur soc
cer clubs, 

choral societies, hiking clubs, bird-watching groups, literary circles, 

hunters’ associations, Lions Clubs, and the like ...” (Putnam 1
993, 91) in 

Verbindung. Wie Putnam am Beispiel der Azzione Cattolica verdeut- 

lichte, können kirchliche Organisationen - im Gegensatz zur Inst
itu- 

tion Kirche - allerdings sehr wohl als Träger sozialen Kapitals auftre
ten. 

Der Beitrag formaler und informeller Netzwerke zur Produktion 
und 
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Aufrechterhaltung von Sozialkapital hängt somit vom Organisations- 
zweck und der Größe der Vereinigung ab. 

Damit stellt sich die Frage, durch welche Eigenschaften sich soziale 
Netzwerke als Elemente des Sozialkapitals qualifizieren. Mindestens 
die drei folgenden Faktoren sind in diesem Kontext wichtig: Der Orga- 
nisationszweck, die gruppeninternen Interaktionsstrukturen und das 
Verhältnis von Binnen- und Außenintegration der Mitglieder. 

Bestimmte Organisationen sind auf Grund ihrer Ziele oder Binnen- 
struktur nicht auf die Produktion von Sozialkapital ausgerichtet. So 
erbringt der Allgemeine Deutsche Automobilclub für seine Mitglieder 
individuelle Dienstleistungen, stellt aber keine Basis für die Bildung 
persönlicher Netzwerke bereit. Der Beitritt zu diesen Organisationen 
ist durch die Vorteile begründet, die die Mitgliedschaft bietet. Mit- 
unter ist die Mitgliedschaft sogar komplett von einer bewussten Ent- 
scheidung zum sozialen Engagement getrennt. So kann der Wechsel 
der Auto-versicherung etwa die automatisch Mitgliedschaft im ADAC 
nach sich ziehen. Mit der Bildung von Sozialkapital hat dies jedoch 
nichts zu tun. 

Am anderen Ende des Kontinuums stehen Kleingruppen, deren 
Gründung explizit dem Ziel sozialer Kooperation dient und die ohne 
individuelle Aktivitäten gar nicht existieren könnten. Ein Skatclub oder 
ein Gesangverein erfüllt seine Funktion nicht, wenn er nur zahlende 
Mitglieder hat, die nicht aktiv zur Erreichung des Organisationszwecks 
beitragen. Wie Stolle und Rochon (1998) empirisch nachwiesen, för- 

dern insbesondere kulturelle Organisationen und Freizeitvereinigun- 
gen reziproke Orientierungen, bei politischen Organisationen ist dies 
hingegen nicht der Fall. Zu ähnlichen Ergebnissen kam auch Stolle 
(2001). 

Der Beitrag von Netzwerken zur Produktion von Sozialkapital hängt 
schließlich davon ab, wie sie ihr Verhältnis zur gesellschaftlichen Um- 
welt definieren. Bestimmte Netzwerke wie die Mafia, die Rote Armee 

Fraktion, neonazistische Kameradschaften oder Wehrsportgruppen 
knüpfen zwar enge innere Mitgliedschaftsnetzwerke und verpflichten 
die Mitglieder zum Befolgen der gruppenspezifischen gemeinschafts- 
bezogenen Normen. Sie verfolgen diese Organisationsziele aber 
durch eine bewusste Abgrenzung von ihrem gesellschaftlichen Umfeld 
oder gar durch die Schädigung der Gesellschaft oder anderer Grup- 
pen. Im Unterschied dazu verbinden Wohltätigkeitsorganisationen 
oder Sportvereine die Ziele der Binnen- und der Außenintegration mit- 
einander. Genau diese Organisationen haben wir im Blick, wenn wir 
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von den produktiven gesellschaftlichen und pol
itischen Funktionen 

des Sozialkapitals sprechen. 

Putnam und Goss (2001, 28) unterscheiden in diesem Sinne zwi- 

schen bindendem - oder besser abgrenzendem - 
und brückenbilden- 

dem Sozialkapital. Die Relevanz dieser Unterschei
dung für die Produk- 

tion von Sozialkapital ist bisher kaum erforscht u
nd die vorliegenden 

Forschungsergebnisse fallen nicht einheitlich aus (vgl Zmerli 2007). 

Zudem wird eine eindeutige Beantwortung dies
er Frage durch die 

variierenden gesellschaftlichen Rahmenbedingungen erschwert, in 

denen soziale Netzwerke agieren. Vermutlich ge
hörten die Gewerk- 

schaften im Italien der 1970er Jahre eher zu d
en bindenden als zu den 

brückenbildenden Netzwerken. Ob dies heu
te noch zutrifft, steht auf 

einem anderen Blatt. In anderen kulturellen Kontexten, etwa in d
en 

nordischen Demokratien, erfüllen Gewerksc
haften schon allein auf 

Grund ihrer Organisationsdichte eine sozialinteg
rative Funktion und 

dürften dem brückenbildenden Sozialkapital zuz
urechnen sein. 

4.1.2. Operationalisierung und empirische Befunde 

Die empirische Forschung hat sich dem Problem der 
Messung von 

Netzwerkkapital recht leichtfüßig genähert, wozu nat
ürlich die unge- 

naue Konzeptualisierung beitrug. Häufig wird nur 
die Mitgliedschaft in 

Freiwilligenorganisationen gemessen. Dies ist theoretisch fragwürdig 

und führt zu empirisch problematischen Aussage
n über die Verteilung 

des Kapitals. 

Die Aussagen über die Ausstattung moderner G
esellschaften mit 

Netzwerkkapital hängen somit entscheidend von 
der Messung dieser 

Größe ab. Im weitesten Sinne kann man als Netzwerkka
pital einer Ge- 

sellschaft jede irgendwie geartete Einbindung von In
dividuen in ge- 

sellschaftliche Netzwerke bezeichnen. Die passive Mi
tgliedschaft in 

irgendeiner Freiwilligenorganisation oder das Spende
n von Geld für 

soziale Zwecke gehört ebenso dazu wie die sporad
ische Beteiligung an 

organisationsbezogenen oder informellen Aktivitäten
. 

Legt man diesen weiten Begriff zu Grunde, dann ist da
s Netzwerk- 

kapital in den europäischen Gesellschaften außerordentli
ch breit ge- 

streut. Lediglich acht Prozent der Befragten partizipieren
 in keiner 

Weise an ihm. Sie gehören keiner Organisati
on an, spenden kein Geld, 

arbeiten nicht aktiv in Freiwilligenorganisationen mi
t und unterstützen 

ihre Mitmenschen nicht individuell. Ebenso groß
 ist der Anteil derer, 

die sämtliche zuvor genannten Merkmale sozia
len Engagements auf- 

weisen. 
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Im engeren Sinne verwenden wir den Begriff des Sozialkapitals zur 
Bezeichnung der aktiven Mitarbeit in einer Organisation oder der 
regelmäßigen, mindestens wöchentlichen informellen Hilfeleistung. 55 
Prozent der Europäer sind in dieser Weise sozial engagiert. Noch 
enger wird die Bedeutung des Konzepts, wenn man zusätzlich die Ein- 
bindung in innerorganisatorische Netzwerke zur Bedingung macht. In 
diesem Falle verringert sich der Anteil der am Netzwerkkapital partizi- 
pierenden Bürger in den europäischen Gesellschaften auf 37 Prozent. 
Die Einbindung in soziale Netzwerke nähme nochmals ab, wenn man 
zusätzlich die brückenbildende Funktion sozialer Netzwerke berück- 
sichtigte. Dies muss hier aus einer Reihe von Gründen unterbleiben. 

Da die europäischen Durchschnittswerte große nationale Unter- 
schiede im sozialen Engagement verdecken, lohnt sich ein näherer 
Blick auf die Verteilung des Sozialkapitals in einzelnen europäischen 
Gesellschaften (Abbildung 1). Dabei zeigt sich ein starkes Gefälle zwi- 

schen den Regionen Europas. In allen Gesellschaften Nord- und West- 
europas sowie des westlichen Mitteleuropa ist die Mehrheit der Be- 
völkerung in soziale Netzwerke im engeren Sinne integriert. An der 
Spitze liegen die Niederlande, dicht gefolgt von Schweden, Dänemark, 
Großbritannien, Deutschland, Österreich und Belgien. Im Vergleich 
damit sind Frankreich, Finnland und Luxemburg deutlich schwächer 
mit Netzwerkkapital ausgestattet. In nahezu allen süd- und mittelost- 
europäischen Gesellschaften ist nur eine Minderheit der Menschen 
sozial engagiert. Die niedrigsten Werte wurden in Griechenland, Polen 
und Portugal gemessen. In dieser Ländergruppe weist lediglich Slowe- 
nien mehr als fünfzig Prozent sozial Aktive auf. 

Die Berücksichtigung der Integration von Mitgliedern und Aktiven 
in innerorganisatorischen Freundschaftsnetzwerken macht keine 
grund-sätzliche Revision der zuvor getroffenen Feststellungen erfor- 
derlich. Das Niveau der Sozialkapitalausstattung sinkt, die Reihenfolge 
der Länder bleibt aber weitgehend erhalten. Wie vermutet wurde, 
schlagen sich die historischen Prägungen der europäischen Gesell- 
schaften bis heute im sozialen Engagement der Bürger nieder. 

4.2. Die kulturelle Komponente des Sozialkapitals 

Seine produktiven Wirkungen für die Gesellschaft entfaltet das soziale 
Engagement nur dann, wenn es gemeinsam mit jenen Orientierungen 
auftritt, die man als kulturelle Komponente des Sozialkapitals bezeich- 
net. Zu diesen gehören die Unterstützung gemeinschaftsbezogener 
Werte und Normen sowie das zwischenmenschliche Vertrauen. Diese 
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Orientierungen ermöglichen soziale Kooperation und wi
rken der Nei- 

gung von Individuen oder Gruppen entgegen, die eig
enen Ziele ohne 

Rücksicht auf die gesellschaftlichen Auswirkungen ihres
 Handelns zu 

verfolgen. Putnam bezeichnete das Prinzip der „gene
ralisierten Rezi- 

prozität“ als „Touchstone“ des Sozialkapitals (P
utnam 2000, 134). 

4.2.1. Reziprozitätsnormen 

Im Vergleich mit der sozialen Partizipation wurde die U
nterstützung 

prosozialer Werte und Normen von der empirischen
 Forschung stark 

vernachlässigt. Dies ist vor allem deshalb erstaunlich, weil die Inter- 

nalisierung staatsbürgerlicher Rechte und Pflichten dur
ch die Men- 

schen ein wichtiges Thema der politischen Philosophie da
rstellt und in 

der aktuellen Debatte zwischen Liberalen und Kom
munitariern eine 

prominente Position einnimmt. Da die Sozialkapitalforschung die 

Reziprozitätsorientierungen auf die perzipierten staatsbürgerlichen 

Pflichten begrenzt, bleiben die Staatsbürgerrechte in den folgenden 

Ausführungen unberücksichtigt. 

Die klassischen Arbeiten liefern allerdings nur wenige Anhalts- 

punkte für eine Konzeptualisierung oder gar Operationalisierung 

dieser Dimension des kulturellen Kapitals. Putnam
s nennt in „Making 

Democracy Work“ Partizipations- und Solidaritätsn
ormen, beschreibt 

sie aber nur oberflächlich (vgl Putnam 1993, 87-89
). Neuere Analysen 

gemeinschaftsbezogener Werte und Normen differenzier
ten zwischen 

vier Arten von „Civic Duties“, der Verpflichtung zur 
Teilnahme am ge- 

sellschaftlichen und politischen Leben, der Befolgung 
sozialer Nor- 

men, der Solidarität und der kritischen Autonomie (
vgl Pettersen et al 

1998; Rose/Petterson 2002; Pattie/Seyd/Whiteley 2004; Roßteutscher 

2005; Denters/Gabriel/Torcal 2007; van Deth 200
7). 

Reziprozitätsnormen sollten konzeptuell alle Handlungsorien- 

tierungen einschließen, die es vorschreiben,
 den Mitmenschen eine 

vorteilhafte Position zu verschaffen und es untersa
gen, ihnen Schaden 

zufügen oder mögliche Vorteile vorzuenthalten. Hierzu 
gehören vor- 

rangig die Solidaritäts- und Partizipationsnormen. 
Diese setzen aber 

die Einhaltung der Spielregeln eines geordneten und fai
ren mensch- 

lichen Zusammenlebens voraus, die nicht exklusiv in der 
Zivilgesell- 

schaft auftreten, ohne die sie aber nicht vo
rstellbar ist. Verhaltens- 

weisen wie das Nichtbefolgen von Gesetzen, da
s Hinterziehen von 

Steuern, die ungerechtfertigte Inanspruchnahme sozia
ler Leistungen 

oder die Ausbeutung von anderen Menschen gewährte
r Hilfsleistun- 

gen verstoßen gegen das Reziprozitätsprinzip. Sie werd
en entweder 

durch Sanktionen oder - in einer auf kommunitarischen
 Werten basie- 
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renden Gemeinschaft durch die Unterstützung der Prinzipien der Fair- 
ness und der Solidarität eingedämmt (Tyler 1998; Gabriel et al 2002). 

4.2.2. Soziales Vertrauen 

In der Praxis der Sozialkapitalforschung wird die kulturelle Kompo- 
nente des Sozialkapitals zumeist ausschließlich über das interperso- 
nale Vertrauen erfasst. Diese Einstellung beschreibt eine positiv be- 
setzte emotionale Beziehung zwischen Akteuren. Sie basiert auf der 
Überzeugung, ein Partner könne sich auf den anderen verlassen, 
selbst wenn beide gegensätzliche Interessen verfolgen. Nach 
Braithwaite (1998) kann diese Einstellung entweder aus positiven Erfah- 
rungen mit Interaktionspartnern oder aus einem Gefühl der Zuge- 
hörigkeit zu einer gesellschaftlichen Gemeinschaft resultieren, deren 
Mitglieder sich den gleichen Werten und Normen verpflichten fühlen. 
Diese Gemeinsamkeiten reduzieren das jeder Vertrauensbeziehung 
inhärente Risiko der Enttäuschung. Eine wesentliche Ursache hierfür 
stellt die Anerkennung der Reziprozitätsnormen durch die Mitglieder 
einer Gesellschaft dar. 

In der Primärumwelt von Individuen kommt soziales Vertrauen 
mehr oder minder automatisch durch häufige und enge soziale Inter- 
aktionen zustande. Diese generieren „dichtes Vertrauen“. Für das 
Funktionieren moderner Gesellschaften ist es allerdings wichtig, dass 
auch Vertrauen zwischen Fremden, so genanntes „dünnes Vertrauen“, 
existiert (vgl Newton 1999). Vor allem diese Form haben die Theore- 
tiker des Sozialkapitals im Blick, wenn sie die Erwartung formulieren, 
soziales Vertrauen senke die Transaktionskosten sozialen Handelns 
und trage auf diese Weise dazu bei, die Performanz von Staat und Ge- 
sellschaft zu steigern. Auch wenn das dünne Vertrauen wesentlich 
enttäuschungsanfälliger ist als das dichte Vertrauen, kommt keine 
moderne Gesellschaft ohne ein Mindestmaß an Vertrauen zu Fremden 
aus. Nur auf diese Weise entstehen die komplexen Formen gesell- 
schaftlicher Zusammenarbeit, die für jede rationale Arbeitsteilung 
notwendig sind. 

4.23. Die Verteilung des kulturellen Kapitals in Europa 

Wie wir bereits bei der Untersuchung des Netzwerkkapitals feststell- 
ten, sind die europäischen Gesellschaften höchst unterschiedlich mit 
kulturellem Kapital ausgestattet. Der Anteil der Befragten, die sowohl 
ihren Mitmenschen vertrauen als auch prosoziale Normen unter- 
stützen, liegt in Europa bei 28 Prozent. Mit über 60 Prozent weisen 
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Dänemark, Norwegen und Finnland die höchsten Werte auf
, auch 

Schweden übertrifft die 50 Prozentmarke. In Westeuropa und dem 

westlichen Mitteleuropa ist zwar bei einer breiten Mehrheit de
r Be- 

fragten eine der beiden Komponenten des kulturellen Kapitals anz
u- 

treffen. Jedoch erreichen nur Irland, die Schweiz und die Niede
rlande 

in etwa das Niveau der nordischen Demokratien, wenn es um 
das ge- 

meinsame Auftreten von Vertrauen und Reziprozitätsno
rmen geht. 

Besonders schwach ist das kulturelle Kapital in den postkommu
nisti- 

schen Ländern entwickelt. Maximal zwanzig Prozent der Bef
ragten in 

diesen Ländern geben an, ihren Mitbürgern zu vertrauen und 
die ge- 

nannten Reziprozitätsnormen zu unterstützen. In Südeu
ropa werden 

nur geringfügig höhere Werte erreicht (vgl Abbildung 2). 

Wegen der analytischen Unschärfe des Sozialkapitalkonzeptes 

kann man aus den präsentierten Daten nur schwer verlässli
che Aus- 

sagen über die Verteilung des Sozialkapitals in den europä
ischen Ge- 

sellschaften ableiten. Die in der Forschung nicht unübliche Praxis, 

nahezu jede beliebige Form der Einbindung der Menschen in
 soziale 

Netzwerke als Vorhandensein von Sozialkapital einz
ustufen, ist mit 

den vorliegenden Begriffsbestimmungen ebenso vereinba
r wie die 

hier vorgeschlagene engere Fassung. Zudem liegen kaum s
ystema- 

tische Versuche vor, die Beziehungen zwischen den Einze
lkomponen- 

ten empirisch zu bestimmen und diese zu einem komplexere
n Index 

zur Messung von Sozialkapital zusammenzufassen. Für die fo
lgenden 

Ausführungen über die Implikationen der Sozialkapitalaussta
ttung für 

das Funktionieren der Demokratie wirft dieser Sachverhalt P
robleme 

auf, wenn man von der Annahme ausgeht, eine Mindestaus
stattung 

mit Sozialkapital sei erforderlich, um positive Effekte für die
 Gesell- 

schaft und die Demokratie zu induzieren. Weniger gravier
end sind 

diese Mängel, wenn wir —- unabhängig von der Frage nach e
inem Min- 

destniveau - im Ländervergleich prüfen möchte
n, ob ein Mehr an 

Sozialkapital zu einer Leistungssteigerung von Staat, Wi
rtschaft und 

Gesellschaft führt. 

5. Die Konsequenzen der Verteilung von Sozialkapital 

In der Wissenschaft und in der Politik fand das Konz
ept des Sozial- 

kapitals breite Aufmerksamkeit. Dies hat weniger mit sein
er analyti- 

schen Schärfe als mit seiner normativen Attraktivität zu tun. Z
u dieser 

Schieflage leistete die Sozialkapitalforschung einen großen Bei
trag. Sie 

widmete der Analyse der gesellschaftlichen und politische
n Wirkun- 

gen der Verteilung von Sozialkapital wesentlich mehr Aufme
rksamkeit 
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als seiner Konzeptualisierung und Messung. Damit vernachlässigte sie 
die Spezifikation der Bedingungen des Auftretens der behaupteten 
Effekte. Die enorme Breitenwirkung der Sozialkapitalforschung wäre 
vermutlich ausgeblieben, hätten nicht Politikberatungsinstitutionen 
die entsprechenden Ideen in die Öffentlichkeit und in die Politik 
transportiert. Mit deren tatkräftiger finanzieller und publizistischer 
Unterstützung konnten Sozialkapitalforscher die Hoffnung wecken, 
durch die Mobilisierung von Sozialkapital ließen sich zahlreiche 
Probleme der modernen Gesellschaften lösen. 

Eine derartige Erwartung ist durchaus nachvollziehbar. Das Projekt 
einer Gesellschaft, in der vertrauensvolle, verantwortungsbewusste 

und sozial aktive Menschen gemeinsam den Versuch unternehmen, 
ihre Probleme zu lösen, ist normativ ausgesprochen attraktiv. Es übt 
mehr Anziehungskraft aus als die Vorstellung einer Gesellschaft, die 
die menschlichen Aktivitäten auf die Summe ihrer Einkäufe und Ver- 
käufe reduziert, wie es Ken Newton (1999) formulierte. Funktions- 

fähige zivilgesellschaftliche Strukturen scheinen auch einer Vorstel- 
lung vom Staat als Generalverteilungsagentur von Lebenschancen 
überlegen zu sein, mit dem sich Helmut Klages (1984) in mehreren 
Studien kritisch auseinandersetzte. Die Attraktivität des Projekts der 
Zivilgesellschaft steigt nochmals, wenn eine auf die Prinzipien von 
Solidarität und Partizipation gegründete Gesellschaftsordnung sogar 
eine bessere Lösung der gesellschaftlichen Probleme verspricht als die 
traditionellen politischen und ökonomischen Koordinationsformen. 

5.1. Annahmen 

Die bisher vorgelegten empirischen Belege der positiven Auswirkun- 
gen des Sozialkapitals auf das menschliche Zusammenleben betreffen 
überwiegend die Makroebene und sind von unterschiedlicher Über- 
zeugungskraft. Skepsis ist vor allem gegen diejenigen Studien an- 
gebracht, die ihre Aussagen ausschließlich auf die Feststellung paral- 
leler Trendverläufe stützen und zudem nur für einzelne Gesellschaften 
gelten. 

In seiner Studie über die Verteilung des Sozialkapitals in den 
italienischen Regionen hatte Putnam in einer Vielzahl von Lebensbe- 
reichen positive Sozialkapitaleffekte nachgewiesen. Demnach stiegen 
mit der Sozialkapitalausstattung der italienischen Regionen die Me- 
diennutzung, das politische Interesse und die politische Partizipation, 
aber auch die Lebenszufriedenheit der Menschen. Die politischen 
Eliten wiesen eine größere Kompromissbereitschaft auf, Korruption 
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und Klientelismus waren schwächer ausgeprägt als in Regionen mit 

wenig Sozialkapital (Putnam 1993, 91-120). 

Noch weiter gehende und vielfältigere Effekte glaubte Putnam in 

seinen Analysen der amerikanischen Gesellschaft nachweisen zu k
ön- 

nen, dieses Mal unter negativen Vorzeichen. Die maßgeblich
e Ursache 

der tiefen Malaise der amerikanischen Politik und Gesellschaft sah
 er 

im Verschwinden der Civic Generation. Dieser Prozess habe un
ter 

anderem ein wachsendes Misstrauen gegen die politische Führung, 

eine abnehmende Partizipationsbereitschaft, einen Bedeutungsverlust
 

des Mäzenatentums und eine rückläufige Bereitschaft zum Blutspen- 

den hervorgerufen. Demnach müsste eine Revitalisierung de
s Sozial- 

kapitals den Erhalt oder Aufbau einer funktionsfähigen öffentlich
en 

Infrastruktur, intakte Beziehungen zwischen Regierenden und Regier-
 

ten sowie Glück und Zufriedenheit der Menschen zur Folge h
aben. Im 

Einzelnen erwartet Putnam von einer Mobilisierung des Sozialkapitals 

eine verbesserte Qualität von Bildung und Erziehung, mehr öffen
tliche 

Sicherheit, einen steigenden wirtschaftlichen Wohlstand und eine 

vitale Demokratie (Putnam 2000, 296-350). Ähnlich hohe Erwartunge
n in 

die Effekte des Sozialkapitals äußert David Halpern in einer 
neueren 

Studie (Halpern 2005, 43-1 96). 

Auf der Makroebene lassen sich die postulierten Effekte der Ver
- 

teilung von Sozialkapital auch im internationalen Vergleich empiri
sch 

belegen (vgl Gabriel et al 2002). Je breiter das soziale Engagemen
t in 

den europäischen Gesellschaften gestreut ist und je mehr Unterstüt- 

zung prosoziale Orientierungen in der Bevölkerung finden, desto 

höher fallen die Humanentwicklung, das Wirtschaftswachstum und
 die 

Vollbeschäftigung aus. Auf der anderen Seite sinken mit der Höhe
 der 

Sozialkapitalausstattung die Ungleichheit der Einkommensverte
ilung 

und die Korruption. Das politische Vertrauen der Bevölkerung steig
t 

ebenso wie die Zufriedenheit mit den individuellen und kollekt
iven 

Lebensbedingungen und die aktive Beteiligung der Menschen an
 der 

Politik. Alle diese Aspekte der Systemperformanz lassen sich dur
ch die 

Verteilung von Netzwerkkapital und kulturellem Kapital empiris
ch gut 

schätzen. Beide Faktoren, das organisatorische wie das Netzwerkka
pi- 

tal, sind für die Erklärung der genannten Merkmale guten Regie
rens 

wichtig. Das kulturelle Kapital erweist sich allerdings als die etwas 

wichtigere Einflussgröße. Wie die Sozialkapitaltheorie postuliert, leben 

in den mit Sozialkapital gut ausgestatteten Gesellschaften Europas 

mehr zufriedene, vertrauensvolle und aktive Menschen als in den 

Ländern, in denen das Sozialkapital eine knappe Ressource darst
ellt. 

Systemkapital und Good Governance, so scheint es, hängen eng 
mit- 

einander zusammen. 
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Um die makropolitischen Befunde über die positiven Effekte der 
gesellschaftlichen Verteilung von Systemkapital auf die integrations- 
und Leistungsfähigkeit von Staat, Gesellschaft und Wirtschaft zu erhär- 
ten, ist es notwendig, die Mikroebene und damit die Verteilung des 
Beziehungskapitals, genauer in den Blick zu nehmen. Nur wenn sich 
die beschriebenen Strukturen auf individuelle Beziehungen zurück- 
führen lassen, wenn also in den Analysen von Systemkapital und Be- 
ziehungskapital ähnliche Muster auftreten, werden die berechtigten 
Zweifel an den optimistischen Annahmen über die Folgen der Vertei- 
lung und Entwicklung von Sozialkapital entkräftet. 

5.2. Konzeptualisierung von Good Governance 

Die zuvor beschriebenen Performanzgrößen gehören zu einem Eigen- 
schaftssyndrom, für das Politikberatungsinstitutionen die markt- 
gängige Bezeichnung „Good Governance“ erfunden haben. Dies weist 
allerdings die gleiche analytische Schwäche auf wie das des Sozialkapi- 
tals. Es ist keineswegs klar, welche konkreten Systemeigenschaften das 
Modell des „Good Governance“ ausmachen. 

In der Literatur finden sich zahlreiche konkurrierende Vorstellun- 
gen darüber, welche Eigenschaften „gutes Regieren“ kennzeichnen. 
Wie Lauth (2004) in einem breiten Überblick über die vorliegenden 

Messungen der Qualität von Demokratien zeigt, zielen einige Indizes 
wie der Freedom-House oder der Gastil-Index auf die Messung der 
Qualität demokratischer Strukturen. Andere machen Good Gover- 

nance an der Qualität des Handelns politischer Akteure oder an den 
Ergebnissen dieses Handelns für die Gesellschaft fest. Transparency 
International zielt beispielsweise auf das Fehlen von Korruption ab. 
Die Weltbank erfasst gutes Regieren durch die sechs Kriterien „Poli- 
tische Mitsprache und demokratische Verantwortlichkeit, Politische 
Stabilität und Fehlen von Gewalt, Effektivität des Regierungshandelns, 
regulatorische Qualität und Herrschaft des Rechts und Eindämmung 
von Korruption“. Jede dieser Teildimensionen wirft ähnliche Defini- 
tions- und Messprobleme auf wie das umfassendere Konzept des 
guten Regierens. 

Unabhängig von ihrem Realitätsgehalt sind die Annahmen über die 
Effekte des Sozialkapitals wesentlicher klarer formuliert als die Eigen- 
schaften des Konzepts selbst. Da sie sich darüber hinaus mit den uns 
verfügbaren Daten prüfen lassen, untersuche ich nachfolgend an eini- 
gen ausgewählten Beispielen, ob die Partizipation der Menschen am 
Sozialkapital tatsächlich dazu beiträgt, die perzipierte Qualität von 
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Politik und Gesellschaft zu verbessern und das menschlic
he Leben 

lebenswerter zu machen. Dabei nehme ich Aspekte der pri
vaten Da- 

seinsgestaltung ebenso in den Blick wie das Verhältnis der Bürg
er zum 

politischen System. Im Einzelnen untersuche ich die Bedeutung 
der 

Partizipation von Individuen am Sozialkapital für die folgenden 

Größen: 

(1) Das Vertrauen der Menschen zu den politischen Institutionen 

und Akteuren. Obwohl in der einschlägigen Forschung keine
 ein- 

heitlichen Vorstellungen über das in einer Demokratie benöt
igte 

Mindestmaß an politischem Vertrauen existieren, besteht Ü
ber- 

einstimmung darin, dass ein demokratisches System nicht h
and- 

lungsfähig wäre, wenn nicht es nicht über ein Mindestmaß an po
- 

litischem Vertrauen verfügt. Politisches Vertrauen gilt als notwen
- 

dige Bedingung effektiven Regierens. Durch seine Gewährung 

räumt die Bevölkerung den Regierenden den Spielraum ein, de
n 

sie für die Gestaltung der Politik und die Durchsetzung politis
cher 

Entscheidungen benötigen. Das politische Vertrauen als Teil- 

dimension von Good Governance wird in der folgenden Ana
lyse 

als Vertrauen zum Parlament, der Polizei und den Gerich
ten sowie 

zu den Politikern erfasst. 

Demokratien sind dem Anspruch verpflichtet, durch autori
tative 

Wertezuteilungen die kollektiven Lebensbedingungen der Me
n- 

schen zu verbessern und ihre Zufriedenheit mit diesen Bedingu
n- 

gen zu fördern. Als Performanzkriterien gelten dabei die wi
rt- 

schaftliche Prosperität, die innere Sicherheit und eine leistun
gs- 

fähige öffentliche Infrastruktur. Diese materielle Dimension v
on 

Good Governance wird über die Zufriedenheit mit der Wirt- 

schaftslage, dem Gesundheits- und dem Bildungssystem sow
ie 

das subjektive Gefühl der Sicherheit erfasst. 

In modernen Gesellschaften, in denen der Staat tief in
 zahlreiche 

Bereiche des gesellschaftlichen Lebens eingreift und durch
 sein 

Handeln das Leben der Menschen beeinflusst, hängt die Zu
frie- 

denheit mit den individuellen Lebensbedingungen vermutlich mit 

der Bewertung der gesellschaftlichen Verhältnisse zusammen. 

Dennoch sind diese beiden Aspekte nicht identisch. Aus dies
em 

Grunde ist es sinnvoll, die Zufriedenheit mit den individuell
en 

Verhältnissen in die Untersuchung einzubeziehen. Hierzu g
ehört 

neben der generalisierten Lebenszufriedenheit das Gefühl, glück- 

lich und gesund zu sein und mit seinem Einkommen zurecht
zu- 

kommen. 
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(4) Die bisher behandelten Aspekte von Good Governance betreffen 

die Outputs des politischen Systems, deren Ergebnisse und das 
Vertrauen zu deren Produzenten. In der Demokratie lässt sich die 
Beziehung des Bürgers zum politischen System aber nicht auf die 
Rolle eines Empfängers staatlicher Leistungen reduzieren. 

Ebenso wichtig ist eine aktive Bürgerschaft, die selbstbewusst 
ihre politischen Interessen artikuliert, sie in den politischen Pro- 
zess einbringt und darauf achtet, dass die politischen Eliten bei 
ihren Entscheidungen die Belange der Bürger im Blick behalten. 
Dies ist in einer pluralistischen Demokratie zwar nicht immer 
leicht zu realisieren, gehört aber unabdingbar zu dem Leitbild 
einer demokratischen Herrschaftsordnung. So, wie das politische 
Vertrauen eine Bedingung effektiven Regierens darstellt, tragen 
die politische Involvierung und die politische Partizipation zur 
Responsivität des politischen Systems und seiner Repräsentanten 
bei. Ich erfasse diese Komponente über die politische Partizi- 
pation der Bevölkerung!. 

Das hier vorgestellte Konzept des Good Governance ist in 
mancherlei Hinsicht diskussionsbedürftig. So kann grundsätzlich über 
den Sinn einer Analyse der subjektiven Dimension von Good 
Governance streiten. Theoretisch lässt sich diesem Einwand jedoch 
entgegenhalten, dass die Bewertung der politischen Verhältnisse 
durch die Menschen zu den wichtigsten Qualitätsstandards demokra- 
tischer Regime gehört. Empirisch spricht zudem die enge Beziehung 
zwischen unserem Indikator von Good Governance und dem Human 
Development Index für das hier gewählte Vorgehen. Auch die Auswahl 
der Indikatoren mag problematisch und erweiterungsbedürftig _er- 
scheinen, jedoch stehen sie in der Tradition der empirischen Demo- 
kratieforschung und repräsentieren mit dem politischen Vertrauen 
und der politischen Partizipation zwei Schlüsselcharakteristika demo- 
kratischen Regierens. 

Etwas ungewöhnlich mag schließlich die Zusammenfassung der 
Einzelindikatoren zu einem globalen Good Governance Index er- 
scheinen. Dieses Vorgehen lässt sich jedoch durch die eingangs ge- 
stellte Forschungsfrage rechtfertigen. Das Interesse meiner Analyse 
gilt weniger der Bedeutung des Sozialkapitals für einzelne Merkmale 

Da Partizipation, unabhängig von ihrer konkreten Form, zu den Attributen einer 
Demokratie gehört, verzichte ich auf die in der Literatur mittlerweile geläufige 
Unterscheidung zwischen traditionellen parteienstaatlichen Formen des Engagements 
und legalen Protestaktivitäten. Beide Arten der Einflussnahme lassen sich konzeptuell 
und empirisch voneinander trennen, in unserem Zusammenhang ist dies aber von 
untergeordneter Bedeutung, 
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demokratischen Regierens als dem demokratischen Regieren u
nd des- 

sen subjektiver Perzeption im Allgemeinen. Zudem hän
gen die vier 

Einzelkomponenten empirisch positiv miteinander zusamm
en, selbst 

wenn einige der Beziehungen nur schwach ausgeprägt si
nd. 

5.3. Ergebnisse 

Gemessen an den meisten Makroindikatoren von Good Go
vernance 

weisen die europäischen Demokratien, insbesonder
e die Gesellschaf- 

ten in der westlichen Hälfte des Kontinents, sehr ho
he Werte auf und 

rangieren im weltweiten Vergleich in der Spitzengruppe. Bei den 

Freedom-House Indizes bürgerlicher und politischer Freiheiten er- 

reichen alle in unserem Sample erfassten Nationen den Höchstw
ert. 

Eine ähnliche Positionierung zeigt sich auch bei anderen M
essungen 

wie beim Human-Development-Index oder beim Good-Go
vernance 

Index der Weltbank. 

Für die subjektive Dimension von Good Governance stellt sich di
e 

Sachlage etwas anders dar. Zwar befinden sich diejenigen Länder, di
e 

bei den Makroindikatoren die Spitzengruppe bilden, auch hier a
uf den 

oberen Rängen. Dennoch bewerten die Bürger aller europäischen 

Demokratien die in ihren Ländern vorherrschenden gesellschaftli
chen 

und politischen Verhältnisse relativ kritisch und nehmen auch
 nicht 

besonders intensiv Anteil an der Politik. Den höchsten Wert weist 

unser Index in Dänemark auf, den niedrigsten in Polen. Außer den 

nordischen Ländern entsprechen die kleinen mitteleuropäischen 

Demokratien (die Schweiz, Österreich, Luxemburg und
 Belgien) am 

besten den Idealvorstellungen des guten Regierens. Die unteren Pl
ätze 

auf der Rangskala nehmen die postkommunistischen St
aaten sowie 

Portugal und Griechenland, zwei postautoritäre 
Gesellschaften, ein 

(vg! Abbildung 3). Auf den ersten Blick weist diese Rangordnung
 eine 

außerordentlich große Ähnlichkeit mit jener auf, die wir 
bei der Ver- 

teilung des Sozialkapitals festgestellt hatten. Dieser Sachverhal
t findet 

auch in einer hohen Korrelation zwischen den beiden genannten 

Variablen auf der Mikroebene seinen Niederschlag. 

Parallel zu den auf der Aggregatebene ermittelten Zusammen- 

hängen leistet die Partizipation von Individuen am Sozialkapital ein
en 

großen Beitrag zur Erklärung der subjektiven Dimension von G
ood 

Governance, Mit Ausnahme der informellen Hilfeleistungen erwe
isen 

sich alle Komponenten des Sozialkapitals als bedeutsam dafür,
 ob die 

Menschen in Europa ein positives Verhältnis zu ihrer politischen
 und 

gesellschaftlichen Umwelt aufweisen und sich in ihr wohl fü
hlen. Die 
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wichtigste Rolle hierfür spielt das interpersonale Vertrauen, gefolgt 
von der Unterstützung der Reziprozitätsnormen und dem Engagement 
in Freiwilligenorganisationen (vgl Tabelle 1). 

In den fünf europäischen Regionen zeigen sich relativ einheitliche 
Sozialkapitaleffekte. Die Schätzgüte des Modells fällt außer in Mittel- 
Ost-Europa etwas geringer aus als in der Gesamtheit der europäischen 
Länder, ist aber gleichwohl akzeptabel. Die Bedeutsamkeit der Fakto- 
ren Vertrauen, Reziprozitätsnormen und Engagement in Freiwilligen- 
organisationen variiert zwischen den Regionen nur graduell. Generell 
ist das interpersonale Vertrauen am wichtigsten dafür, ob die Men- 
schen mit der Politik und der Gesellschaft zufrieden sind und sich poli- 
tisch engagieren. Die informellen Hilfsleistzungen sind in dieser Hin- 
sicht am unwichtigsten. 

Im Vergleich der Regionen Europas beeinflussen das interpersonale 
Vertrauen und das soziale Engagement in Südeuropa die subjektive 
Wahrnehmung von Good Governance etwas schwächer als in den 
anderen Regionen, interpersonale Hilfeleistungen sind für die Er- 
klärung der Perzeption von Good Governance gänzlich irrelevant. 
Soziales Engagement leistet auch in den neuen Demokratien Mittel- 
Osteuropas keinen relevanten Beitrag für die Erklärung von Good 
Governance (vgl Tabelle 1). Bei einer Analyse der Bedeutung des 
Sozialkapitals für einzelne Aspekte von Good Governance fallen die 
Zusammenhänge weniger konsistent und stark aus, an der Gültigkeit 
der Feststellungen über die positive Rolle des Sozialkapitals für die 
Entwicklung demokratischen Regierens ändert dies aber nichts. Ins- 
gesamt belegen die Befunde die große Bedeutung des Zugangs zum 
Sozialkapital für das Verhältnis der Menschen zu ihrer politischen und 
gesellschaftlichen Umwelt und weichen insofern von den Ergebnissen 
früherer Studien ab, in denen oft nur schwache Mikroeffekte des 
Sozialkapitals nachgewiesen werden konnten (vgl zB Gabriel et al 
2002). 

6. Zusammenfassung und Diskussion 

Macht Sozialkapital die Menschen glücklicher, wohlhabender, gesün- 
der und cleverer? Fördert die Ausstattung einer Gesellschaft mit 
Sozialkapital die Vitalität der Demokratie und die Leistungsfähigkeit 
des wirtschaftlichen und des politischen Systems? Wenn man - wie in 
diesem Vortrag — die Beantwortung dieser Fragen auf die Wahr- 
nehmungen und Bewertungen der Bürger stützt, fällt die Antwort posi- 
tiv aus. Die Verteilung von Sozialkapital hilft dabei, zu erklären, warum 

30



die Dänen glücklicher sind als die Slowaken und w
arum die Norweger 

größeres Vertrauen in das Rechtssystem setzen als die Portugiese
n. 

Aus dieser Perspektive betrachtet, kön
nte man versucht sein, mit der 

Feststellung zu schließen: Die Aktivierung des
 Sozialkapitals ist ein 

geeigneter Weg, die Leistungsfähigkeit von De
mokratien zu steigern 

und das Verhältnis der Menschen zur Politik pos
itiv zu gestalten. 

Dennoch weist die Sozialkapitalforschung 
eine ganze Reihe von 

Schwächen auf, nach deren Identifikation man nicht einfach zur 

Tagesordnung übergehen kann. Die Mängel bee
inträchtigen die wis- 

senschaftliche Brauchbarkeit des Konzepts, st
ellen die Ergebnisse der 

empirischen Forschung selbst in den Berei
chen in Frage, in denen sie 

plausibel sind und machen die technologische V
erwendung der empi- 

rischen Erkenntnisse zu einem fragwürdige
n Unternehmen. Welches 

also sind die besonders gravierenden Mängel der Sozialkapital- 

forschung? 

Wie andere wissenschaftliche Ansätze -
 etwa Almond/Verbas (1963) 

Civic Culture Konzept oder Ingleharts The
orie des postmaterialisti- 

schen Wertewandels (Inglehart 1971) — fand d
ie Theorie des Sozial- 

kapitals in der empirischen Forschung eine 
breite Resonanz, ohne dass 

die Bedeutung des Konzepts eindeutig bestim
mt wäre. Analytisch ist 

das Konzept unbefriedigend geblieben. Es wird in der Regel nicht 

explizit definiert, sondern nur durch eine
 Auflistung seiner Elemente 

und eine Beschreibung seiner Funktionen
 bestimmt. Dieses Vorgehen 

ist methodologisch nicht akzeptabel. Solan
ge eine eindeutige Defini- 

tion des Konzepts fehlt, kann man nicht
 entscheiden, ob man alle 

seine relevanten Komponenten erfasst hat 
oder ob alle empirisch ana- 

Iysierten Sachverhalte sinnvollerweise zu den 
Bestandteilen des So- 

zialkapitalkonzeptes zu zählen sind. Das Feh
len eindeutig theoretisch 

begründeter Kriterien für eine Feststellung de
ssen, was zum Sozial- 

kapital gehört und was nicht, macht jede Op
erationalisierung willkür- 

lich. 

Methodologisch hat dies die fatale Konseq
uenz, dass sich Hypo- 

thesen über Sozialkapitaleffekte nicht prü
fen lassen, weil keine Aus- 

sagen über das Vorliegen der Bedingungen für
 das Auftreten der pos- 

tulierten Effekte möglich sind. Noch weniger 
akzeptabel ist die Be- 

stimmung des Sozialkapitals durch eine Besc
hreibung seiner Funktio- 

nen. Die Erfüllung von Funktionen bedeutet, da
ss beim Vorliegen von 

Sozialkapital bestimmte Effekte auftreten, die 
sich bei seinem Fehlen 

nicht einstellen. Dies festzustellen, ist aber kein Definitionsproblem, 

sondern eine Aufgabe der empirischen Fo
rschung. Macht man das 
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Eintreten von Effekten zum Definitionsproblem, dann hat man die 
Theorie des Sozialkapitals gegen jede empirische Kritik immunisiert. 

Selbst wenn man sich mit einer Aufzählung der Elemente des So- 
zialkapitals zufrieden gäbe, müsste man diese präzise bestimmen. 
Derzeit zeigen sich bei der Analyse des Netzwerkkapitals, vor allem 
aber der Beschreibung der Reziprozitätsnormen, unvertretbar große 
Unschärfen. Sie potenzieren sich, wenn man von der Analyse des Be- 
ziehungskapitals zu der des Systemkapitals wechselt. 

Lässt sich noch einigermaßen eindeutig bestimmen, ob ein Indivi- 
duum in soziale Netzwerke integriert ist und Reziprozitätsnormen 
unterstützt, so gibt es derzeit keinerlei Kriterien, nach denen sich jen- 
seits des Beliebens einzelner Forscher festlegen ließe, ob eine Gesell- 
schaft in ausreichendem Maße über Sozialkapital verfügt oder nicht, 
um das Prädikat „Zivilgesellschaft“ zu verdienen. 

Noch unbefriedigender als die Spezifikation der Einzelkomponen- 
ten des Sozialkapitals sind die Aussagen über die zwischen diesen be- 
stehenden Beziehungen und ihre Verknüpfung zu einem übergreifen- 
den Konstrukt. Putnam bezeichnet das Sozialkapital als Muster der 
Sozialorganisation. Damit postuliert er eine systematische positive Be- 
ziehung zwischen den Einzelkomponenten. Deren Existenz wird aber 
in der Regel nicht empirisch untersucht, womit die empirische Trag- 
fähigkeit des Konzepts insgesamt nicht belegt ist. Die vorliegenden 
Daten begründen Zweifel an der Sicht des Sozialkapitals als Menge 
kohärenter Orientierungen und Verhaltensweisen. Diese stützen sich 
vor allem auf den schwachen Zusammenhang zwischen den Rezipro- 
zitätsnormen und den übrigen Elementen des Sozialkapitals. Die hoch 
aggregierten Konstrukte „kulturelles Kapital” und „Netzwerkkapital“ 
hängen allerdings sehr stark miteinander zusammen. Insofern könnte 
es sinnvoll sein, künftig mit diesen zu arbeiten, sofern die Datenlage 
dies erlaubt. 

Das Konzept des Sozialkapitals weist demnach einige gravierende 
Schwächen auf, die auf Grund der von ihm ausgehenden intellektuel- 
len Faszination in der bisherigen Forschung kaum thematisiert wur- 
den. Die Befunde über die Bedeutung des Sozialkapitals für die Prob- 
lemlösungskapazität der europäischen Demokratien mögen zwar 
hoffnungsvoll stimmen. Es scheint, dass die Partizipation am Sozial- 
kapital die Menschen glücklich und zufrieden macht, sie politisch akti- 
viert und ihr politisches Vertrauen fördert. Auf Grund der zahlreichen 
analytischen Schwächen des Konzepts sind diese Ergebnisse aber mit 
einem großen Fragezeichen zu versehen. 
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Abbildung 1: Netzwerkkapital in Europa, 2002/2003 
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Abbildung 2: Kulturelles Kapital in Europa 2002/2003 
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Abbildung 3: Good Governance in Europa, 2002/2003 
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Tabelle 1 

Sozialkapital und Governance in 21 europäischen Demokratien, 
2002/2003. 

Gesamt Nord West Mitte Süd Mitte-Ost 

B ß b ß b ß b ß b ß b ß 

Interpers. ne 2 36,2 35 20° 0,33 ,16° 31 ,20° ‚38 
Vertrauen 

Reziprozitäts: 06 23 06° ‚18,05% ,19 06° 22 05°  ,19 ‚06° ‚24 
norm 

Engagement ee m 15,19 18 17,0” ,10 in FWO 

Informelle oe 0a 02° ,04 ‚01° ,04 02° ‚05 ,00  ,00  ,03” ‚08 
Hilfen 

Konstante 2,322 2,60? 2,18° 2,24? 2,27° 2,312 

R? ‚29° ‚24 ‚27° ‚27° ‚20° ‚28? 

N 30995 1715 4571 10281 7616 5517 

Quelle: European Social Survey 2002/2003, gepoolter Datensatz. 

Die Daten wurden nach der Einwohnerzahl der Länder gewichtet. 
Alle Variablen wurden auf einen Wertebereich von 0 bis 10 standardisiert, um die 
Vergleichbarkeit der Effektkoeffizienten zu verbessern. 
? sig. = .000 

b sig = .005 
° sig= .05 

Dateninformationen 

Alle Variablenkennungen beziehen sich auf die Akronyme des ESS- 
Datensatzes. Dieser kann von der Website des Norwegian Data 
Archive heruntergeladen werden: 

a) Interpersonales Vertrauen 

if (ppltrst <77) and (pplfair < 77) and (pplhlp < 77) 
iptrust=(ppltrst+pplfair+pplhlp)/3. 
if (ppltrst <77) and (pplfair <77) and (pplhlp ge 77) 
iptrust=(ppltrst+pplfair)/2. 
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if (ppltrst < 77) and (pplfair ge 77) and (ppihlp < 77) 

iptrust=(ppltrst+pplhlp)/2. 

if (ppltrst ge 77) and (pplfair < 77) and (pplhlp < 77) 

iptrust=(pplfair+pp!hlp)22. 

if (ppltrst ge 77) and (pplfair ge 77) and (ppihlp ge 77) iptr
ust=9. 

missing values iptrust (99). 

Die aus der Verknüpfung resultierenden Werte wurden unter 

Wahrung der Originalabstände zwischen den Merkmalausp
rägungen 

auf den Wertebereich 0 bis 10 rekodiert. 

b) Reziprozitätsnormen 

Solidarität 
if (impsppl! It 77) solidar=impsppl. 

if (impsppl ge 77) solidar=99. 

Partizipation 
if (impavo It 77) and (impapol It 77) partic=(impavo+impapol)/2. 

if impavo ge 77) and (impapol It 77) partic=impapol. 

if (impavo It 77) and (impapol ge 77) partic=impavo. 

if (impavo ge 77) and (impapol ge 77) partic=99. 

Konformität 

if (impvote It 77) and (impoblw It 77) conform=(impvote+impoblw)/2. 

if (impvote ge 77) and (impoblw It 77) conform=impoblw. 

if (impvote It 77) and (impoblw ge 77) conform=impvote. 

if (impvote ge 77) and (impoblw ge 77) conform=99. 

recode solidar partic conform (sysmis=99). 

missing values solidar partic conform (99). 

Reziprozitätsnormen 

if (solidar ne 99) and (partic ne 99) and (conform ne 99) 

Civic=(solidar+partic+conform )/3. 

if (solidar = 99) or (partic = 99) or (conform = 99) Civic=99. 

recode civic (sysmis=99). 
mis val Civic (99). 

Die aus der Verknüpfung resultierenden Werte wurden unter 

Wahrung der Originalabstände zwischen den Merkmalausp
rägungen 

auf den Wertebereich 0 bis 10 rekodiert. 

39



c) Organisationsbezogene Aktivitäten 

count orgmb=sptemmb cltommb trummb prfommb cnsommb 
hmnommb epaommb rlgommb prtymmb setommb sclemmb 
othvmmb (1). 

count orgptp=sptcptp cltoptp truptp prfoptp cnsoptp hmnoptp 

epaoptp rlgoptp prtyptp setoptp scIcptp othvptp (1). 
count orgvw=sptcvw cltovw truvw prfovw cnsovw hmnovw epaovw 
rlgovw 
prtyvw setovw sclcvw othvvw (1). 

recode orgmb orgptp orgvw (0=0) (1 thru hi=1) into orgmb_r orgptp_r 
orgvw_r. 

if (orgmb_r =0) and (orgdm_r =0) and (orgptp_r =0) and (orgvw_r =0) 

orgact=0. 
if (orgmb_r=1) or (orgdm_r=1) and (orgptp_r=0) and (orgvw_r=0) 
orgact=5. 
if (orgptp_r=1) or (orgvw_r=1) orgact=10. 

d) Informelle Hilfeleistungen 

recode hlpppl (0=0) (1=1.66) (2=3.33) (3=5) (4=6.66) (5=8.33) (6=10) 

(else=99) into help_r. 

mis val help_r (99). 

e) Good Governance 

Politisches Vertrauen 
if (trstprl It 77) and (trstplt It 77) and (trstplc It 77) and (trstigl It 77) 

poltrust=(trstprl+trstplt+trstplc+trstigl)/4. 
if (trstprl ge 77) and (trstplt It 77) and (trstplc It 77) and (trstlgl It 77) 
poltrust=(trstplt+trstplc+trstlgl)/3. 
if (trstprl It 77) and (trstplt ge 77) and (trstplc It 77) and (trstlgl It 77) 

poltrust=(trstprl+trstplc+trstlgl)/3. 
if (trstprl It 77) and (trstplt It 77) and (trstplc ge 77) and (trstlgl It 77) 
poltrust=(trstpri+trstplt+trstlgl)/3. 
if (trstprl It 77) and (trstplt It 77) and (trstplc It 77) and (trstigl ge 77) 
poltrust=(trstpri+trstplt+trstplc)/3. 
if (trstprl ge 77) and (trstplt ge 77) and (trstplc It 77) and (trstlgl It 77) 
poltrust=(trstplIc+trstigl)/2. 
if (trstprl ge 77) and (trstplt It 77) and (trstplc ge 77) and (trstlgl It 77) 
poltrust=(trstplt+trstigl)/2. 
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if (trstprl ge 77) and (trstplt It 77) and (trstplc It 77) and
 (trstlgl ge 77) 

poltrust=(trstplt+trstple)/2. 

if (trstpri It 77) and (trstplt ge 77) and (trstplc ge 77) and (tr
stlgl It 77) 

poltrust=(trstprl+trstlgl)/2. 

if (trstprl It 77) and (trstplt ge 77) and (trstplc It 77) and (tr
stlgl ge 77) 

poltrust=(trstpri+trstplc)/2. 

if (trstprl It 77) and (trstplt It 77) and (trstplc ge 77) and 
(trstlgl ge 77) 

poltrust=(trstpri+trstplt)/2. 

if (trstprl ge 77) and (trstplt ge 77) and (trstplc ge 77) and
 (trstlgl It 77) 

poltrust=trstigl. 

if (trstprl ge 77) and (trstplt ge 77) and (trstplc It 77) and 
(trstigl ge 77) 

poltrust=trstplc. 

if (trstpr! ge 77) and (trstplt It 77) and (trstplc ge 77) and 
(trstlgl ge 77) 

poltrust=trstplt. 

if (trstpri It 77) and (trstplt ge 77) and (trstplc ge 77) and 
(trstlgl ge 77) 

poltrust=trstpri. 

if (trstprl ge 77) and (trstplt ge 77) and (trstplc ge 77) and (trs
tlgl ge 77) 

poltrust=99. 

mis val poltrust (99). 

Positive Performanzbewertung 

if (stfedu It 77) and (stfhlth It 77) infrastructure=(stfedu+stfhl
th)/2. 

if (stfhith ge 77) or (stfedu ge 77) infrastructure=99. 

mis val infrastructure (99). 

recode infrastructure (0 thru 0.50=0) (0.51 thru 1.50=1) (1
.51 thru 2.50=2) 

(2.51 thru 3.50=3) (3.51 thru 4.50=4) (4.51 thru 5.50=
5) (5.51 thru 6.50=6) 

(6.51 thru 7.50=7) (7.51 thru 8.50=8) (8.51 thru 9.50=9
) (9.51 thru 10=10) 

(99=99) into infrastructure_r. 

mis val infrastructure_r (99). 

recode aesfdrk (1=10) (2=6.66) (3=3.33) (4=0) (else=
9) into perssafety. 

mis val perssafety (9). 

if (infrastructure_r ne 99) and (perssafety ne 99) and (stfeco ne
 99) 

perform=(infrastructure_r+perssafety+stfeco)/3. 

if (infrastructure_r = 99) or (perssafety = 99) or (stfeco = 9
9) 

perform=99. 

recode perform (sysmis=99). 

mis val perform (99). 

recode perform (0 thru 0.50=0) (0.51 thru 1.50=1) (1.5
1 thru 2.50=2) 

(2.51 thru 3.50=3) (3.51 thru 4.50=4) (4.51 thru 5.50=5) (
5.51 thru 6.50=6) 

(6.51 thru 7.50=7) (7.51 thru 8.50=8) (8.51 thru 9.50=9
) (9.51 thru 10=10) 

(99=99) 
into perform_r. 

mis val perform_r (99). 
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Persönliche Zufriedenheit 

if (happy It 77) and (stflife It 77) perszufr=(happy+stflife)/2. 
if (happy ge 77) or (stflife ge 77) perszufr=99. 

mis val perszufr (99). 

recode perszufr (0 thru 0.50=0) (0.51 thru 1.50=1) (1.51 thru 2.50=2) 

(2.51 thru 3.50=3) (3.51 thru 4.50=4) (4.51 thru 5.50=5) (5.51 thru 6.50=6) 

(6.51 thru 7.50=7) (7.51 thru 8.50=8) (8.51 thru 9.50=9) (9.51 thru 10=10) 

(99-99) 

into perszufr_r. 
mis val perszufr_r (99). 

Good Governance 

if (iptrust It 99) and (perform_r It 99) and (perszufr_r It 99) and (partic It 

99) gogov=(iptrust+satisf_r+perszufr_r+partic)/4. 
if (iptrust=99) or (satisf_r=99) or (perszufr_r=99) or (partic=99) 

gogov=99. 
mis val gogov (99). 
recode gogov (0 thru 0.50=0) (0.51 thru 1.50=1) (1.51 thru 2.50=2) 

(2.51 thru 3.50=3) (3.51 thru 4.50=4) (4.51 thru 5.50=5) (5.51 thru 6.50=6) 

(6.51 thru 7.50=7) (7.51 thru 8.50=8) (8.51 thru 9.50=9) (9.51 thru 10=10) 

(99=99) into gogov_r. 
mis val gogov_r (99). 
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Roland Sturm 

Bürgerschaftliches Engagement und Föderalismus 

Föderale Ordnungen - sind sie nicht erstarrt zu Verfahren der Staats- 

verwaltung -, haben immer eine lebendige gesellschaftliche Dimen- 

sion. Diese reicht von Bestrebungen ethnischer Gruppen, ihre Identi-
 

tät durch regionale Selbstvergewisserung politisch zu tradieren, über
 

die regionalen Organisationsformen von Interessengruppen bis
 hin zu 

sporadischen und informellen Initiativen von Bürgern im Kontext der 

Landespolitik bzw zur Bewältigung spezieller regionaler Probleme 

gesellschaftlichen Zusammenlebens. Das bürgerschaftliche Engage- 

ment ist eine Facette der lebendigen gesellschaftlichen Dimension des 

Föderalismus. Seiner Bedeutung im Föderalismus soll im folgenden in 

drei Schritten nachgegangen werden. Zunächst wird nach dem syste- 

matischen Zusammenhang von bürgerschaftlichem Engagement und
 

Sozialkapital gefragt. In einem zweiten Schritt steht die Frage im Mit-
 

telpunkt, welche Besonderheiten föderale Ordnungen bei der Mobi-
 

lisierung bürgerschaftlichen Engagements aufweisen. Und schließlich 

wird auf der Basis einiger Indikatoren bürgerschaftlichen Engagements 

die These überprüft, inwieweit dieses zum ökonomischen Erfolg vo
n 

Gliedstaaten im Föderalismus beiträgt. 

1. Bürgerschaftliches Engagement und „Sozialkapital“ 

Bürgerschaftliches Engagement und „Sozialkapital”! werden häufig als 

Synonyme gebraucht, auch wenn streng genommen das erste die Vo
r- 

aussetzung für das Entstehen des letzteren ist. Wenn bürgerschaft- 

liches Engagement in den Zusammenhang mit dem Schaffen oder 

Erhalten von „Sozialkapital“” gebracht wird, geschieht dies au
s Moti- 

ven, die zwischen Verbesserung der wirtschaftlichen Effizienz un
d der 

politischen Mitwirkung und der Kontrolle territorialer Machtausü
bung 

angesiedelt sind. 

Sozialkapital ist ein gesellschaftliches Phänomen, dessen Popula
ri- 

tät sich nicht zuletzt der amerikanischen Kommunitarismusdebatte 

verdankt. Hier wurde die Verbindung von bürgerschaftlich
em Enga- 

1 Einen knappen Überblick zum Forschungsstand gibt Roßteus
cher 2003. 
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gement und Sozialkapital hergestellt. „Jenseits von Markt und Staat“ 
liegt — so das Credo der Kommunitaristen — vor allem das Feld der 
Selbstorganisation der Bürger. Ehrenamt und freie Assoziation, Selbst- 
steuerung und Betroffenheit, Netzwerke und Gemeinschaft prägen 
den Kosmos bürgerschaftlichen Engagements. Sozialkapital, so die 
Definition Ronald Ingleharts „besteht aus einer Kultur von Vertrauen 

und Toleranz, in der weit reichende Netzwerke von Freiwilligen- 
verbänden entstehen. Diese Netzwerke sorgen für Kontakte und 
Informationsflüsse, die wiederum eine Kultur des Vertrauens und der 

Kooperation unterstützen“ (Inglehart 1998, 266). 

Die Ressource „Sozialkapital“ wird so definitorisch sehr stark in die 

Nähe einer bestimmten Form der demokratischen Partizipation ge- 
bracht, weshalb viele Autoren „Sozialkapital” und „bürgerschaftliches 

Engagement“ (civic engagement) schlicht gleichsetzen. Bleibt man zu- 
nächst bei der ökonomischen Interpretation des Begriffs „Sozial- 
kapital“, so geht es um die Mobilisierung einer zusätzlichen 
Ressource, die außerhalb der Arbeits- und Bildungsanstrengungen des 
Einzelnen (Humankapital) und der wirtschaftlichen Konsequenzen des 

Einsatzes finanzieller Mittel (also von Kapital im engeren Sinne) liegen. 

Die erwarteten positiven ökonomischen Folgen des bürgerschaft- 
lichen Engagements haben also gesellschaftsstrukturelle Vorausset- 
zungen. Diese erweitern im nationalen und regionalen Rahmen das 
endogene Potential von Ökonomien. Aus demokratietheoretischer 
Sicht hat die Mobilisierung bürgerschaftlichen Engagements den 
doppelten Effekt, eine Kultur der politischen Extreme zu marginali- 
sieren und durch Ideentransfer die Flexibilität und Innovationskraft 
des politischen Prozesses zu erhöhen (Knack 2002, 774). 

Empirisch bereitet das Feststellen des Grades an bürgerschaft- 
lichem Engagement in einem Staatswesen erhebliche Messprobleme 
(ausführlicher Inkeles 2000). Zum einen sind Werte wie „Vertrauen“ 

und „Toleranz“ an sich schon, aber erst recht im interkulturellen Ver- 

gleich, schwer als allgemeinverbindlich und für jede Person in gleicher 
Weise verstanden vorauszusetzen. Ähnliches gilt für das Konzept des 
„Netzwerks“, dem sich inzwischen zahlreiche Theorien der Soziologie 

und der Politikwissenschaft bedienen. Für das Verständnis des bürger- 
schaftlichen Engagements können allerdings eine Reihe von Normen 
benannt werden, die diese Netzwerke prägen, wie Komplementarität 
von Interessen und Fähigkeiten, diskursive Kommunikation, gegen- 
seitige Anerkennung und Responsivität, Flexibilität, oder Selbstver- 
pflichtung (Powell 1990, 300).



Zum anderen besteht die Gefahr, das Erheben der Bedeutung von 

Sozialkapital ahistorisch an eine bestimmte Form des bürgerschaft- 

lichen Engagements zu binden. Tut man dies, kann man, wie bei- 

spielsweise Robert Putnam (2000), zu der Schlussfolgerung gelangen, 

dass gegenwärtig in den USA das Sozialkapital schwindet, was 

wiederum zu einer Bedrohung der Demokratie führen könnte. 

Damit übersieht man aber unter Umständen, dass das bürger- 

schaftliche Engagement einem Formenwandel unterliegt, sich also 

funktionale Äquivalente bürgerschaftlichen Engagements herausge- 

bildet haben, die weiterhin als Sozialkapital wirken und eingesetzt 

werden können (Stolle/Hooghe 2005, 159f). Sozialkapital ist „mehr 

denn je in variabler Form organisiert und damit weniger klar fassbar“ 

(Sebaldt/Straßner 2004, 305). Für die Fragestellung des Verhältnisse
s 

von Föderalismus und bürgerschaftlichem Engagement kommt er- 

schwerend hinzu, dass dort, wo wir Daten haben, diese in den seltens- 

ten Fällen auf die Ebene regionaler Einheiten heruntergebrochen 

wurden und dass der interföderale Vergleich über Ländergrenzen 

hinweg vollständig fehlt. Im folgenden kann deshalb nur kursorisch 

auf empirische Evidenz zur Bedeutung von Sozialkapital zurückge- 

griffen werden. 

2. Der Föderalismus als „Gelegenheitsstruktur” für bürgerschaft- 

liches Engagement 

Der Föderalismus wird von seinen Befürwortern gerne als Grundlage 

einer besonderen Bürgernähe gepriesen. Politik wird vor Ort gemacht, 

im direkten Kontakt mit den Bürgerinnen und Bürgern. Damit ist aber 

zunächst nur ein gesellschaftlicher Austauschprozess beschrieben, der 

noch nichts über die institutionellen Ausprägungen aussagt, die 

einzelne föderale Einheiten in diesem Prozess auszeichnen. Von 

großer Bedeutung ist hier als Strukturentscheidung die Beachtung des 

Subsidiaritätsprinzips. Es steht am Anfang einer Kette für die Ausrich- 

tung des Föderalismus als Gelegenheitsstruktur für bürgerschaftliches 

Engagement. Wird das Prinzip durchgehalten, dass nur jene Kompe- 

tenzen an die nächst höhere Ebene weiter gegeben werden, die nach 

Ansicht der unteren Ebene dort besser erledigt werden können, wird 

die Landesebene im Besitz einer Palette von Kompetenzen (ein- 

schließlich der dazugehörigen Ressourcen) bleiben (Eser 1996). 

Kompetenzen auf Landesebene wirken sich in zweierlei Weise auf 

das bürgerschaftliche Engagement aus. Erstens geben sie diesem Rich- 

tung und Plausibilität. Die Selbstorganisation der Bürger hat in politi- 
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schen Fragen auf der Landesebene einen relevanten, auch mit 

Ressourcen ausgestatteten Ansprechpartner. Zweitens befördern 
Kompetenzen Grenzziehungen bürgerschaftlicher Zusammenschlüsse 
bezogen auf die Landesgrenzen, womit für Freiwilligenorganisationen 
eine direkte Identifikation mit dem Land auch als Rahmen der Zusam- 
menarbeit in nicht im engeren Sinne politischen Angelegenheiten 
gelingt. Damit solche Gelegenheitsstrukturen wahrgenommen wer- 
den, bedarf es allerdings einer „politischen Kultur“ des Föderalismus, 
die dessen Offenheit für Vielfalt schätzt und nutzt. Diese wird durch 
das bürgerschaftliche Engagement wiederum fortwährend gestärkt. 

Mit der Frage nach der geographisch-politischen Einheit als Platt- 
form bürgerschaftlichen Engagements ist auch diejenige nach ihrer 
Ausgestaltung für und durch den Bürger gestellt. Die geographische 
Einheit entfaltet ihre gesellschaftliche Wirkung im Wege ihrer institu- 
tionellen Prägung, wie uns die Institutionentheorie plastisch vor 
Augen führen konnte. „Kein Handeln wäre möglich“, so Schülein 

(1987, 10), „wenn es keine strukturierten externen Vorgaben, die von 

den Handelnden internalisiert sind, gäbe“. 

Die Strukturen des Föderalismus gehören ganz zweifellos zu jenen 
strukturierten externen Vorgaben, auf die sich Bürgerinnen und 
Bürger als Orte bürgerschaftlicher Selbstbestimmung beziehen 
können. Dieses setzt allerdings auch gesellschaftliche Relevanz für den 
zweiten von Schülein genannten Aspekt voraus, nämlich den der 
Internalisierung dieser Vorgaben. Dies ist ein wichtiges Argument für 
die Relevanz einer politischen Kultur des Föderalismus. 

Bürgerschaftliches Engagement ist immer mehr als eine reine Inte- 
ressenkoalition (Keating 1997, 38). Es ist historisch gewachsen und 
beruht auf einem Sozialisationsprozess, der die Bedeutung der 
Landesidentität als Teil der bürgerschaftlichen Identität in der Demo- 
kratie vermittelt. Freiheit im Föderalismus ist verbunden mit der ver- 
tragstheoretischen Idee der freien Assoziation und der freien Wahl 
von Zugehörigkeit (Elazar 1994, 26). Der demokratische Charakter, den 
Elazar der Selbstorganisation zum Föderalismus zuschreibt, gilt auch 
für andere Formen der Bürgervereinigungen. Die vergleichenden 
Daten von Inglehart (1998, 267) zeigen deutlich, dass es eine Beziehung 
zwischen kontinuierlicher Demokratie und der Mitgliedschaft in Frei- 
willigenorganisationen gibt, auch wenn Kontinuität nur ein Teil der 
Erklärung sein kann. 

Weshalb sonst wäre beispielsweise im Zeitraum der Messung (1990- 
93) die Mitgliedschaftsdichte in Österreich in etwa der Westdeutsch- 

land entsprechend, aber in beiden Fällen weit geringer in Ost- 
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deutschland? Gerade für Ostdeutschland ist die Frage zu stellen, ob 

formale Organisationsdichte als Ergebnis des Institutionentransfers 

nach der deutschen Einheit automatisch einen höheren Grad an 

bürgerschaftlichem Engagement impliziert. Susanne Benzler (1995, 41) 

kam zu dem Befund, dass es sich bei der ostdeutschen Zivilgesellschaft 

um eine „Stellvertreter-Zivilgesellschaft” handele, „die strukturell von 

außen (durch das westdeutsche System) stabilisiert und von profes- 

sionalisierten, aber recht freischwebenden ostdeutschen Akteuren 

getragen wird. Diese agieren auf der Bühne der institutionalisierten 

Interessenvertretung (oder im Falle der Bürgerinitiativen: als kleine 

Kerne alternativer Politik) und haben die Möglichkeit (zB in Tarifaus- 

einandersetzungen), alle Instrumentarien verbandlicher Interessen- 

vermittlung zu nutzen. Aber sie nutzen sie eben stellvertretend für die 

Gesellschaft, selten nutzt sie die Gesellschaft selbst.” 

Das Prekäre am politisch-kulturellen Kern des bürgerschaftlichen 

Engagement im Föderalismus scheint seine Verankerung in regionalen 

Identitäten zu sein. Deutschland bietet ein gutes Anschauungsbeispiel 

hierfür. Eine Staatsgründung im Westen mit neuen Bindestrich- 

Ländern, wie Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz oder später Baden- 

Württemberg und Neukonstruktionen im Osten, wie Sachsen-Anhalt, 

waren Experimente in regionaler Selbstfindung. Inzwischen haben sich 

in den deutschen Ländern die regionalen „Selbstfeierlichkeiten“, wie 

der Hessentag, der Rheinland-Pfalz-Tag etc weit verbreitet und Wahl- 

kämpfe können unter dem Motto „Wir in NRW” geführt werden, ohne 

dass die Bürgerinnen und Bürger noch über die Zufälligkeiten der aus 

historischer Sicht wenig plausiblen jeweiligen Landesabgrenzung 

nachdenken. 

Unter Sozialkapital ist deshalb auch die Fähigkeit zu verstehen, 

motivationelle und intellektuelle Ressourcen zu erschließen, also ein 

regionales Wir-Gefühl zu konstruieren, das dem einzelnen Bürger den 

Einsatz für seine Region plausibel macht, ihn dazu veranlasst, sich in 

regionalen sozialen Netzwerken zu engagieren und das sogar zu einer 

regionalen Aufbruchstimmung beitragen kann (Montgomery 2000, 227; 

Heinze/Schmid 1994). Gemeinsam ist diesen regionalökonomischen 

Initiativen die Identitätsbildung im regionalen Rahmen, die über die 

sachliche Feststellung, dass sich die wirtschaftliche Zusammenarbeit in 

diesem Rahmen lohnt, hinausgeht. 

Die Region wird zur Mobilisierung ihres Sozialkapitals als politisch- 

kulturelle Entität definiert, von der angenommen wird, dass sie einen 

traditionellen, historisch begründbaren, landsmannschaftlich ver- 

mittelten Zusammenhalt habe und sich von Nachbarregionen unter- 
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scheide. Da solche Unterscheidungen nicht immer auf der Hand 
liegen und historisch-traditionelle Begründungen für regionale Identi- 
täten den Bürgern nicht automatisch präsent oder plausibel sind bzw. 
oft für Wirtschaftsregionen oder Städteachsen schlicht fehlen, kann 
eine mobilisierungsfähige Identität auch konstruiert werden. Nicht 
zufällig erlangt die Arbeit von lokalen Amateurhistorikern und von 
Interpreten der lokalen Oral History in diesem Zusammenhang häufig 
große Anerkennung. Vor allem aber ist es eine der Aufgaben der 
Imagepflege der Länder und des Regionalmarketing, die regionalen 
Identitäten zu finden bzw zu erfinden, zu pflegen und fortzuent- 
wickeln, denn die Wirkung attraktiver regionaler Identitätsbildung 
richtet sich nicht nur nach innen, sondern dient auch dazu, den 

eigenen Wirtschaftsstandort für Investoren und in der Konkurrenz mit 
anderen Regionen attraktiver zu machen. Regionale Identität wird so 
strategisch und legitimatorisch zu einer Kraft, die bürgerschaftliches 
Engagement auch zur wirtschaftlichen Effizienzerhöhung einer föde- 
ralen Ordnung zu mobilisieren weiß. 

3. Bürgerschaftliches Engagement in den deutschen Ländern 

Trotz der starken Unitarisierungstendenzen des deutschen Föderalis- 
mus, die auch durch die Föderalismusreform 2006 nur in bescheidenen 

Ansätzen eingeschränkt wurden (Sturm 2006), lassen sich Variationen 

bürgerschaftlichen Engagements in den deutschen Ländern beob- 
achten. Beim Indikator Mitgliedschaft in Sportvereinen fällt auf den 
ersten Blick der Ost-West-Unterschied auf. In Ostdeutschland haben 
Sportvereine deutlich weniger Mitglieder, auch wenn man berück- 
sichtigt, dass sich hier eine Altersstruktur der Bevölkerung heraus- 
bildet, die die Klientel von Sportvereinen eventuell begrenzt. Des 
Weiteren deutet sich auch ein gewisses Süd-Nord-Gefälle bei der 
Bereitschaft zur Vereinsmitgliedschaft an. Insofern scheint die Ver- 
mutung nahe zu liegen, dass das soziale Kapital besonders ausgeprägt 
in Süddeutschland zu finden ist. 

Dies spiegelt sich in der politischen Partizipationsbereitschaft 
(Wahlbeteiligung) nur begrenzt wider. Der Befund hinsichtlich des 
geringeren bürgerschaftlichen Engagements in Ostdeutschland wird 
zwar bestätigt. Die höhere Wahlbeteiligung in Mecklenburg-Vor- 
pommern ist hier kein Gegenargument, da das Land bis 2006 immer 
zeitgleich mit der Bundestagswahl wählte, was die höhere Mobili- 
sierung erklärt. Und das Saarland und Rheinland-Pfalz, sowie Hessen 
und Schleswig-Holstein oder Hamburg bestätigen in etwa ihre relative 
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Position im Ländervergleich. Es gibt aber auch deutliche Abweichun- 

gen, wie im Falle Baden-Württembergs oder Berlins. 

Dass beim dritten Indikator, der regionalen Verteilung der Haupt- 

geschäftsstellen deutscher Interessengruppen wiederum der Osten 

deutlich hinter den Westen Deutschlands zurückfällt, war aus histori- 

schen Gründen ebenso zu erwarten wie die Vorrangstellung Nord- 

rhein-Westfalens, weil hier die frühere Hauptstadt Bonn die Präsenz 

der Interessengruppen erforderte. Inzwischen findet aus den gleichen 

Gründen, die für Bonn sprachen, eine Verlagerung nach Berlin statt. 

Bemerkenswert ist aber die starke Stellung Hessens, Bayerns, Baden- 

Württembergs und Hamburgs, die mit ihrer ökonomischen Bedeutung 

im Reigen der deutschen Länder korreliert, aber auch mit einer 

mindestens mittleren Bedeutung hinsichtlich der oben erwähnten 

Vereinsmitgliedschaften. 
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Tabelle 1: Sozialkapital im deutschen Föderalismus 

Mitgliedschaft 
in Sportver- 

Wahlbeteiligung 

in % (durchschnitt- 

Regionale Verteilung der 
Hauptgeschäftsstellen 

Land einen pro Tsd. liche Stimmenan- deutscher Interessen- 

Ew. (2001-2003) teile 1946-2003) gruppen 1994, absolut 
und (in %) 

Baden- 347,2 69,4 99 (6,3) 

Württemberg 

Bayern 341,1 74,3 131 (8,3) 

Berlin 158,2 83,0 48 (3,1) 

Brandenburg 107,6 59,2 10,1) 

Bremen 250,5 75,7 15 (1,0) 

Hamburg 283,3 75,0 95 (6,0) 

Hessen 345,1 77,2 241 (15,3) 

Mecklenburg- 113,5 71,9 0 (0) 

Vorpommern 

Niedersachsen 361,5 75,5 57 (3,6) 

Nordrhein- 273,4 72,8 822 (52,3) 

Westfalen 

Rheinland-Pfalz 369,8 76,8 40 (2,5) 

Saarland 416,8 84,8 4.(0,3) 

Sachsen 116,2 58,4 2 (0,1) 

Sachsen-Anhalt 146,4 62,1 1 (0,1) 

Schleswig- 314,8 76,4 15 (1,0) 

Holstein 

Thüringen 148,7 68,8 0(0) 

Quellen: Bertelsmann Stiftung (2005, 227); Mielke/Reutter (2004, 31); Sebaldt/ 

Straßner 2004, 147). 
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4. __Ökonomischer Erfolg für die Länder und bürgerschaftliches 

Engagement 

In den 1980er Jahren wurde das kurzlebige Konzept ei
nes „Europa der 

Regionen“ entwickelt, das im Kern sich einer bestimmten I
nterpre- 

tation der Folgen der Erweiterung des Binnenmarktes nach 1993 

verdankte. Es ging von einem Bedeutungsverlust des 
Nationalstaats 

aus und damit einer gewachsenen Eigenverantwortung
 der Regionen 

für ihr ökonomisches Wohlergehen. In diesem Zusammen
hang wurde 

die Aufmerksamkeit auf das endogene Potential der Regi
onen gelenkt, 

zu dem auch das bürgerschaftliche Engagement gehö
rte und gehört 

(Sturm 1991). 

Für die Frage nach dem Zusammenhang von ökonomischem
 Erfolg 

und regionalem bürgerschaftlichem Engagement können hier auf- 

grund der Datenlage nur wenige Aspekt von bürgerschaftl
ichem Enga- 

gement beleuchtet werden, weshalb der Vorwurf der „misplaced 

concreteness“ (Inkeles 2000, 264) nicht völlig ausgeräumt werden 

kann. Putnam (1993) hat aufgrund seiner Italien
analyse die These in 

den Raum gestellt, dass es ein Wechselverhältnis von r
egionalem öko- 

nomischem Erfolg und bürgerschaftlichem Engagement gebe. Öko-
 

nomischer Erfolg wird von bürgerschaftlichem Engagem
ent befördert 

und dies wiederum kreiere ökonomischen Erfolg. Im
 folgenden soll 

für Deutschland mit den obigen Daten ein gesellschaft
licher, ein poli- 

tischer und ein verwaltungstechnischer Indikator für bürgerschaft- 

liches Engagement in den Ländern zugrunde gelegt werd
en (Tabelle 1). 

Anschließend wird die Putnam-These auf diesen in seiner
 Aussagekraft 

nicht überzubewertenden Maßstab für das Ländersozialkapital be- 

zogen. 

Messlatte für ökonomischen Erfolg ist zum einen das 
BIP pro Kopf 

und zum anderen der Anteil der Selbständigen an der erwe
rbstätigen 

Bevölkerung (Tabelle 2). Letztere Maßzahl ist selbst wie
derum so etwas 

wie eine Maßzahl für bürgerschaftliches Engagement im weiteren 

Sinne, aber eben kein Ergebnis der freiwilligen Assoziation 
jenseits 

von Markt und Staat. Für Ostdeutschland spielt hinsichtlic
h geringer 

Selbständigkeitsquoten nicht nur der Zeitfaktor bezogen auf
 die Mög- 

lichkeiten der Umgestaltung des Wirtschaftssystems e
ine Rolle. Es 

kommt hinzu, dass hier die politisch-kulturelle Vermittlu
ng des Unter- 

nehmertums besondere Hürden nehmen musste und muss. Eine 

Studie zur Existenzgründung in Ostdeutschland argument
iert, dass es 

bei der wirtschaftlichen Partizipation für Ostdeutsche
 nicht um eine 

neue Form der Sozialkapitalbildung, sondern u
m eine andere Form, 
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also eine Transformation von Sozialkapital geht. Nach Heuberger und 
Tänzler (1996, 38) „besteht ein zentrales lebenspraktisches Problem 

eines jeden Ostdeutschen darin, von einem auf persönliche Beziehun- 
gen und Bindungen basierenden Solidaritätsverständnis zu einer 
distanzierten und vermittelten Form der Solidarität überzugehen. Bei 
den Existenzgründern spitzt sich dieses allgemeine Strukturproblem 
noch zu. Ihre Erfahrung der Entpersönlichung sozialer Beziehungen 
verschärft sich im Unternehmen durch die Praxis des freien Arbeits- 
vertrags und des Konkurrenzdrucks.” 
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Tabelle 2: Bürgerschaftliches Engagement und ökonomischer Erf
olg 

Ranking BIP pro Kopf in Tsd. | Anteil der Selbständigen 

Land nach Euro (2001-2003)/ an Erwerbstätigen in % 

Tabelle 1 Ranking () (2001-2003)/Ranking () 

Baden-Württemberg 6 29,0 (5) 9,9 (7) 

Bayern 5 29,7 (4) 11,5 8) 

Berlin 6 22,7 (11) 12,3 (2) 

Brandenburg 16 17,0 (14) 9,2 (11) 

Bremen 11 34,7 (2) 9,0 (12) 

Hamburg 9 43,7 1) 12,7) 

Hessen 1 31,3 3) 10,8 (5) 

Mecklenburg- 13 16,8 (16) 8,2 (15) 

Vorpommern 

Niedersachsen 4 22,9 (9) 9,8 (8) 

Nordrhein-Westfalen 6 25,6 (6) 9,3 (10) 

Rheinland-Pfalz 2 22,9 (9) 10,1 (6) 

Saarland 2 23,8 (7) 8,7 (13) 

Sachsen 15 17,4 (12) 9,4. (9) 

Sachsen-Anhalt 13 16,9 (15) 7,2. (16) 

Schleswig-Holstein 9 23,1 (8) 11,2 (4) 

Thüringen 12 17,1 (13) 8,6 (14) 

Quellen: Bertelsmann Stiftung (2005, 224 und 229) 

Aus deutscher Sicht ergibt sich eine gewisse Evidenz für die 

Putnam-These bei der Betrachtung des relativen ökonomischen Erfolg
s 

der einzelnen Länder (Tabelle 3). Allerdings wird der ökonomische
 Er- 

folgspfad von der Putnam-These zum Teil über- zum Teil aber auch 

unterschätzt. Dies ist nicht verwunderlich, da die Auswahl d
er Indika- 

toren nicht in der Lage ist, mehr als Tendenzen kenntlich zu mach
en. 
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Die wirtschaftlich erfolgreichen westdeutschen Länder und einige der 
Länder mit hohen Transfers im Länderfinanzausgleich (Cluster A) 
stehen in der Regel besser da, als ihre Ausstattung mit Sozialkapital 
zunächst vermuten lässt. Umgekehrt garantiert eine relativ erfolgver- 
sprechende Ausstattung mit Sozialkapital noch keinen wirtschaftlichen 
Erfolg. 

Tabelle 3: Differenzranking 

Land Differenz BIP Differenz Selbständige Cluster 

Baden-Württemberg +1 -1 B 

Bayern +1 +2 A 

Berlin -5 +4 B 

Brandenburg +2 +5 A 

Bremen +9 -1 B 

Hamburg +8 +8 A 

Hessen 2 -4 (© 

Mecklenburg-Vorpommern 3 -2 c 

Niedersachsen 5 -4 c 

Nordrhein-Westfalen 0 -4 B 

Rheinland-Pfalz 7 -5 ei 

Saarland 5 -11 c 

Sachsen +3 +6 A 

Sachsen-Anhalt 2 -4 c 

Schleswig-Holstein +1 +5 A 

Thüringen -1 2 c 

A = Ökonom. Potential unterschätzt. B = Richtung unklar. C= ökonom. Potential 
überschätzt. 
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5 Fazit 

Das Differenzranking verweist auf die Erklärungsschwäche besti
mmter 

Indikatoren für Sozialkapital. Eine vergleichende empirische Stu
die zu 

den amerikanischen Bundesstaaten, die als abhängige Variable ni
cht 

den ökonomischen Erfolg von Landesregierungen, sondern die Quali-
 

tät des Regierens wählte (Knack 2002), kommt zu dem Erge
bnis, dass 

die Varianz der Performanz der Bundesstaaten von den V
ariablen, die 

informelle Zusammentreffen (private Einladungen, Besuche bei Fre
un- 

den etc) oder aktive Vereinsmitgliedschaft messen, nich
t beeinflusst 

wird. Die Qualität des Regierens hängt aber signifikant von den I
ndika- 

toren „Bedeutung der Freiwilligenarbeit”, Bereitschaft zur Betei
ligung 

an Volkszählungen und Vertrauen (= Zustimmung zu der Aussage, 

„Die meisten Menschen sind ehrlich.“) ab. 

Dies bekräftigt, dass das Messproblem, das sich mit der Erforsch
ung 

der Wirkungen von Sozialkapital verbindet, zuerst ein Proble
m der 

Indikatorenauswahl und - ebenso umstritten - ihrer Gewichtu
ng ist. 

Unzweifelhaft bestätigen aber alle Untersuchungen, dass Sozial
kapital 

auf die eine oder andere Weise die Varianz von Politikergebnis
sen in 

den Gliedstaaten eines Bundesstaates erklärt. Der Föderalismu
s wird 

so in seiner Entwicklungsrichtung beeinflusst, ist aber selbst wie
derum 

die Voraussetzung für Varianz und erleichtert den Grad an I
dentifika- 

tion mit dem Gemeinwesen, die als unabdingbare Vorausset
zung für 

Loyalitäten jenseits von Markt und Staat gilt. 

Gerade die Föderalismuskultur mit ihrer auf regionaler Selbstbe- 

stimmung basierenden Vielfalt bietet der Bürgergesellschaft b
eson- 

ders flexible und mobilisierungsfreundliche Strukturen (Sturm 
2004). 

Diese sind heute nicht mehr „top down“ durch den zentral plane
nden 

und regulierenden Staat, sondern nur noch im Rahmen offener 

bürgergesellschaftlicher Kommunikationsprozesse mit den Mitteln d
er 

Selbstorganisation herzustellen (Kruse 1990, 54). Regionale Grenzen 

werden dabei nicht länger nur durch historische und/oder kulturelle 

Loyalitäten abgesteckt, sondern auch durch funktionales Aufeinander- 

bezogensein. Regionale Solidarität ist so nicht zuletzt ökonomisch 

begründet. Wenn es ihr gelingt, über pragmatisches Kosten-
Nutzen- 

Denken hinaus zu einem „sozialen Konstrukt“ zu werden
, kann sie es 

bewerkstelligen, zusätzliche Ressourcen zu mobilisieren, die w
iede- 

rum weiterreichende regionale Konsensbildungsprozesse erst er
mög- 

lichen oder fördern. Noch vor der Suche nach einem ökonomis
chen 

„Mehrwert“ des bürgerschaftlichen Engagements und des sich dara
us 

ergebenden Sozialkapitals, bleibt aber die Erkenntnis, der 
demokratie- 
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sichernden Wirkung der Möglichkeiten freier Bürgerassoziation im 
Föderalismus nicht zuletzt in ethnisch zerklüfteten Gemeinwesen 

zentral (Moreno 1999, 64). 
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Peter Bußjäger 

Sozialkapital und Verfassungsdiskurs in Österreich 

1. Ist Sozialkapital eine Verfassungsfrage? 

Die Existenz oder Nichtexistenz von Sozialkapital ist ein Phänom
en der 

gesellschaftlichen Wirklichkeit. Sozialkapital befähigt eine Gesell- 

schaft, innovativ und flexibel auf Herausforderungen, 
die sich durch 

demographische Entwicklungen, wirtschaftliche Krisen
erscheinungen, 

aber auch naturräumliche Gefahren ergeben, zu re
agieren. Ein Zu- 

sammenhang zwischen regionaler Identität und der Existenz von 

Sozialkapital kann durchaus vermutet werden!, ist aber sozialwissen- 

schaftlich und nicht rechtswissenschaftlich zu klären. 

Im gegebenen Zusammenhang stellt sich die Frage, ob 
Sozialkapital 

auch ein Thema des Rechts sein kann: Gibt es recht
liche Rahmen- 

bedingungen, die die Entstehung und die Existenz vo
n Sozialkapital 

fördern? Welche Ebene sollte über diese rechtlichen
 Rahmenbedin- 

gungen disponieren können? 

Vor dem Hintergrund einer in den letzten Jahren intensivierten 

Verfassungsdiskussion in Österreich ist weiter zu fragen
, was die Ver- 

fassung zur Klärung dieser Fragen beitragen kann, ob 
sie als Grund- 

ordnung eines Staates das Entstehen und die Existenz 
von Sozialkapital 

in einer Gesellschaft fördern kann. Dieser Gedanke 
ist nicht von der 

Hand zu weisen: Wenn etwa regionale Identität und F
öderalismus gute 

Voraussetzungen für die Herausbildung von Sozia
lkapital bilden, so 

die diesem Beitrag zugrundegelegte Ausgangshypothese, dann
 ist die 

föderative Aufgabenverteilung der Verfassung der richtige Ort,
 die 

entsprechenden Zuordnungen zu treffen. Wen
n (regionales) Sozial- 

kapital staatsentlastend sein soll und in staatsentlastender Wei
se ge- 

nützt werden soll, dann stellt sich die Frage, ob die Verfassung in 

einem Katalog von Staatszielen sowie in einem Katalog
 von Aufgaben 

darüber eine Aussage machen soll. Wenn Sozialkapital und Bürger- 

gesellschaft miteinander verknüpft sind, dann stellt sich die 
Frage, ob 

die Verfassung die bürgergesellschaftliche Partizipation erleichtern 

1 Siehe dazu Kramer, Ökonomische Aspekte der B
undesstaatsreform (2004) 98. 
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soll. Schließlich hat das Sozialkapital auch Auswirkungen auf die Finan- 
zierung des Staates, was ebenfalls eine Verfassungsfrage sein kann. 

Grundsätzlich stellt sich aber auch die Frage, ob die rechtliche 
Grundordnung des Staates (oder im Bundesstaat auch die eines Lan- 
des oder eines Kantons) nicht schon als solche kraft einer identitäts- 

stiftenden Wirkung das Potenzial entfaltet, Sozialkapital zu erzeugen. 
Dies würde nahelegen, dass es in einer Verfassungsdebatte nicht nur 
darum geht, für möglichst effiziente Abläufe zu sorgen, sondern auch 
Identität zu stiften und Verfassungspatriotismus zu erzeugen. Die 
Kopplung der Individuen und gesellschaftlichen Gruppen an das Ge- 
füge der organisatorischen Verfasstheit des Staates und seine insti- 
tutionellen Rahmenbedingungen werden sozialwissenschaftlich als 
wichtiger Bestandteil des Sozialkapitals angesehen. ? 

Das Hervorstreichen der Zusammenhänge von Verfassung und 
Sozialkapital gewinnt dann an Interesse, wenn, wie in Österreich, in 
den vergangenen Jahren ein umfassender Verfassungsdiskurs geführt 
wurde, der durchaus in die konkrete Umsetzung verschiedener Punkte 
münden könnte. 

Dabei stellt die Verknüpfung der einzelnen Aspekte des Sozial- 
kapitals, das in der aktuellen wissenschaftlichen Debatte ein vor- 
wiegend sozialwissenschaftliches Thema ist, mit verfassungsrecht- 
lichen Termini eine besondere Herausforderung dar. Die nachfolgen- 
den Ausführungen werden daher versuchen, gleichsam eine Sozial- 
kapitalverträglichkeitsprüfung des Verfassungsdiskurses in Österreich 
vorzunehmen. Dabei können im gegebenen Zusammenhang freilich 
nur einzelne Themenbereiche näher behandelt werden. 

Dabei erfolgt zunächst eine Darstellung der Ziele und Grundlagen 
des Verfassungsdiskurses in Österreich in den vergangenen Jahren 
(2.). Im Anschluss wird die Rolle der Zivilgesellschaft in diesem Ver- 

fassungsdiskurs selbst untersucht (3.). Daran anschließend werden 
verschiedene Aspekte des Verfassungsdiskurses geprüft, und zwar die 
Staatsziele, Staatsaufgaben und Grundrechte (4.), die föderative Auf- 

gabenverteilung (5.), die bürgergesellschaftliche Partizipation (6.) und 
der Zusammenhang zwischen Staatsfinanzen und Sozialkapital (7.). In 

einer Schlussbemerkung (8.) werde ich dann versuchen, Thesen zu 

2 Göhler-Robus, Sozialkapital als Analysekonzept für Osteuropa? Eine vergleichende 
Untersuchung von Anwendungen des Konzeptes auf postsozialistische Gesell- 
schaften, in: Klaus Segbers (Hg), Arbeitspapiere des Osteuropa-Instituts der Freien 
Universität Berlin Heft 51/2005, 31. 
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bilden, was die Verfassung für die Existenz und Verwertu
ng regionalen 

Sozialkapitals zu leisten vermag. 

3. _ Ziele und Grundlagen des Verfassungsdiskurses i
n Österreich 

Nachdem in Österreich Jahrzehnte hindurch Verfas
sungsfragen selten 

als Grundsatzfragen der Ausrichtung der Gesellschaft, sondern 

höchstens als Marginalien gerade aktueller tagespoli
tischer Anlässe, in 

deren Rahmen die Verfassung zur Lösung dieser
 Konflikte beitragen 

sollte, verstanden wurden, änderte sich dies mit d
em Impuls zur Ein- 

setzung des Österreich-Konvents. Der Österreic
h-Konvent, der im 

Jänner 2005 nach außen ergebnislos geendet hat, ha
t die Verfassungs- 

debatte in Österreich auf eine neue Grundlage gestellt. 
Aus welchem 

Anlass immer in Österreich über Verfassungsfragen disku
tiert werden 

mag - an den Konventsberatungen führt kein Weg 
vorbei. Die Home- 

page des Österreich-Konvents (www.konvent.gv.at) fun
giert somit als 

generelles Nachschlagewerk des Verfassungsdiskurses i
n Österreich. 

a) _ Entstehungsgeschichte und Hintergründe des Pr
ojektes Öster- 

reich-Konvent 

Die Überlegungen zum Entwurf eines „Masterplan
s für Österreich“ 

und die Einsetzung eines Konvents, der die dazu nötigen
 Vorarbeiten 

liefern sollte, wurden wie erwähnt erstmals im 
Jahre 2002 artikuliert.? 

Diese Ideen wurden um die Jahreswende 2002
/2003 weiter entwickelt, 

sodass bald klar war, dass die Einsetzung eines
 „Österreich-Konvents“ 

nur noch eine Frage der Zeit sein würde. 

Die Einberufung eines Konvents hätte durchaus d
ie Chance be- 

deutet, die Debatte in Österreich über den Staat, den das Land 

braucht, und sein Verhältnis zur Gesellschaft,
 in einem Gremium von 

Expertinnen und Experten zu führen, die in einem Diskurs jenseits 

tagespolitischer Aktualität und politischer Zuordnungen zu einem 

mehr oder weniger greifbaren Resultat hätte führen kö
nnen. Die Re- 

formbedarfe waren denn auch bald ausgemacht, von den Grund- 

rechten, den Staatsaufgaben und Staatszielen bis hin 
zum Föderalis- 

mus. Weiters bot das Projekt die Chance einer 
Verfassungsbereini- 

gung, also einer Lichtung des Dschungels der un
zähligen und un- 

3 vgl dazu Bußjäger, Der Österreich-Konvent als Cha
nce oder Inszenierung? - der 

Bundesstaat Österreich vor einem neuen Anlauf d
er Verfassungsreform, in: Euro- 

päisches Zentrum für Föderalismusforschung (Hg), J
ahrbuch des Föderalismus 2004 

(2004) 252 f. 
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seligen Bestimmungen im Verfassungsrang in Österreich, die dem 
Anspruch der Verfassung, die Grundordnung des Staates zu sein, 
eigentlich Hohn sprechen. 

Während die Idee der Verfassung darin besteht, geschützte Rechts- 
sphären zu schaffen, dienen nicht wenige der zahllosen Verfassungs- 
bestimmungen und Verfassungsgesetze in Österreich dazu, die Ver- 
fassung partiell wieder außer Kraft zu setzen. Verfassungsrecht, das 
der Aushebelung der Verfassung dient, zeugt von einer Verfassungs- 
kultur, die im Grunde eines zivilisierten Rechtsstaates unwürdig ist. 

Eine „Totalrevision“ der Verfassung hätte eine Verfassungskultur 
aufkeimen lassen können, die die Grundordnung in Zukunft dem 
Zugriff des begehrlichen Verfassungsgesetzgebers entziehen konnte. 
Schutz der Verfassung vor dem verfassungsgebenden Souverän, welch 
typisch österreichisches Thema! Damit hätte auch die Chance be- 
standen, einen solchen Verfassungstext zu schaffen, der legistisch- 
redaktionell in der Lage sein konnte, Identität der verfassten Gemein- 
schaft zu schaffen. 

Die Hauptstoßrichtung des Konvents war jedoch bereits im Vorfeld 
nicht die Begründung von Verfassungspatriotismus und Verfassungs- 
kultur, sondern die Bereinigung von als hypertroph empfundenen 
Strukturen. Es konnte kein Zweifel bestehen, dass es im Konvent 
weniger um Verfassungsästhetik, Verfassungspatriotismus oder Ver- 
fassungsbewusstsein ging, sondern im Wesentlichen darum, zu einem 
kostengünstigen Staat zu gelangen. War aber nicht gerade dies die 
ideale Voraussetzung, um über Sozialkapital und seine Verortung im 
Verfassungsrecht zu diskutieren? 

b) Der Auftragan den Österreich-Konvent 

In einer Aussendung des Gründungskomitees des Österreich-Kon- 
vents vom 2. Mai 2003 wurden dem Konvent ua folgende Vorgaben ge- 
macht: 

„Der Konvent zur Staatsreform hat die Aufgabe, Vorschläge einer 
grundlegenden Staats- und Verfassungsreform auszuarbeiten, die auch 
Voraussetzungen für eine effizientere Verwaltung schaffen soll. 
Die künftige Verfassung soll eine zukunftsorientierte, kostengünstige, 
transparente und bürgernahe Erfüllung der Staatsaufgaben ermög- 
lichen. 

Dabei sollen insbesondere folgende Bereich beraten werden: 
Eine umfassende Analyse der Staatsaufgaben. 
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Die Kompetenzverteilung mit dem Ziel, einen klaren, nach Auf- 

gabenbereichen gegliederten Kompetenzkatalog zu schaffen. 

(..) 
Die Struktur der staatlichen Institutionen, insbesondere unte

r dem 

Gesichtspunkt des effizienten Mitteleinsatzes, der Bürgernähe sowie 

der Entwicklungen des e-government. 

(...) 
Ziel des Konvents ist es somit, einen neuen Verfassungstext zu 

schaffen, der in knapper, aber umfassender Form sämtliche Verfas- 

sungsbestimmungen enthält. Die Baugesetze der österreichischen 

Bundesverfassung (also das demokratische Prinzip, das bundesstaat- 

liche Prinzip, das rechtsstaatliche Prinzip und die republikanische 

Staatsform) bleiben aufrecht.”* 

Die neue Verfassung sollte offenbar vor allem effizient sein, eine 

zukunftsorientierte, kostengünstige, transparente und bürgernahe 

Erfüllung von Staatsaufgaben ermöglichen. Die Konsistenz dieser Ziele 

war freilich nur in beschränkter Weise gegeben: Bürgernah muss, 

abhängig von den Qualitätskriterien, die man an die „Bür
gernähe” 

stellt, keineswegs kostengünstig sein. Teilweise bewegten sich die 

Ziele auch hart an der Grenze zur Leerformel: Was soll das Wort 

„zukunftsorientiert“ im Gefüge eines Verfassungsprojekts bedeuten: 

Vielleicht, dass beispielsweise Grundrechte auf moderne Herausforde-
 

rungen reagieren müssten und daher auch als soziale Grundrechte 

ausgestaltet sein müssten. Sind aber soziale Grundrechte kosten- 

günstig und wie verhalten sie sich zur Effizienz? 

Die nachfolgenden Ausführungen werden einige der zentralen In- 

halte der Konventsdiskussion herausgreifen, mit dem Ziel, zu u
nter- 

suchen, inwieweit „Sozialkapital” in welcher Form auch immer Gegen- 

stand des Verfassungsdiskurses war. Dabei muss auch berücksichtigt 

werden, dass der Begriff des Verfassungsdiskurses in Österreich 
heute 

nicht mehr nur auf den Konvent fokussiert werden darf. Der Konvent 

war nicht nur das Forum einer Debatte über die rechtliche Grund
- 

ordnung der Republik, sondern gleichzeitig auch der Impuls für eine 

solche Diskussion jenseits dieses Gremiums und seiner Denk- 

strukturen, indem beispielsweise auch zivilgesellschaftliche Organisa- 

tionen intervenierten und sich zur Debatte zu Wort meldeten. Dies 

soll nun zunächst näher dargestellt werden. 

4 Beschluss des Gründungskomitees vom 2.5.2003, in: Büro des Österreich-Konvent
s 

(Hg), Österreich-Konvent. zukunftsorientiert — kostengünstig — bürgernah. G
rund- 

lagen: zit n http://www.konvent.qv ‚atlpls/nortalldocs/PAGE/K/GL/poek.pdl, 61 f. 
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3. Die Rolle der Zivilgesellschaft im Verfassungsdiskurs 

Die Ausblendung der Zivilgesellschaft aus dem Diskurs des Öster- 
reich-Konvents war ein Mangel, auf den deren Vertreter mehrfach 
lautstark, wenngleich nicht ganz zu Recht, hingewiesen haben. Immer- 
hin erhielten Vertreter von Nichtregierungsorganisationen die Gele- 
genheit, ihre Forderungen an eine neue Verfassung in mehreren 
Sitzungen vor dem Plenum des Konvents zu deponieren?, wovon 
ingesamt 126 (!) Organisationen Gebrauch machten.® Darunter waren 

auch Organisationen, die als geradezu typische „Verwalter“ des Sozial- 
kapitals gelten können, wie die Rettungsorganisationen, karitative 
Organisationen oder auch Umweltorganisationen. 

Es wäre daher falsch, zu behaupten, die Nichtregierungsorganisa- 
tionen hätten keine Möglichkeit gehabt, ihre Forderungen zu artiku- 
lieren. Tatsächlich zeigten sich die Vertreterinnen und Vertreter der 
Zivilgesellschaft in Bezug auf Repräsentativität, Gleichstellung und 
Wertschätzung durchwegs zufrieden.’ Im Gegenteil, diese Artikulation 
ist sehr deutlich erfolgt, wobei jedoch, lässt man die Forderungen 
dieser Vertreter der Zivilgesellschaft Revue passieren, mehr oder weni- 
ger durchgängige Muster festgestellt werden können: Die jeweiligen 
Organisationen plädierten für eine verfassungsrechtliche Absicherung 
des jeweils vertretenen Anliegens, zumindest mittels einer Staatsziel- 
bestimmung, wenn schon nicht als ein einklagbares Recht oder in 
Gestalt einer ausdrücklichen Verankerung einer Staatsaufgabe. Ein 
weiteres mehr oder wenige durchgängiges Muster war, dass die zu- 
meist bundesweit agierenden Organisationen das Heil für das von 
ihnen vertretene Anliegen in der Wahrnehmung durch den Bund 
sahen und die Hearings letztlich eine Zentralisierung einforderten. 

5 Und zwar am 21.11.2003 (NGO’s aus den Bereichen Jugend, Frauen, Senioren, 

gesetzlich anerkannte Kirchen und Religionsgemeinschaften, Volksgruppen und 
Menschenrechtsorganisationen), 15.12.2003 (NGO’s aus den Bereichen Soziales, 

Menschen mit Behinderungen, Minderheiten, Umwelt und Sport), 26. Jänner 2004 

(NGO’s aus den Bereichen Bildung, Kultur, Medien, Familie, Friedensorgani- 

sationen (einschließlich Landesverteidigung), Rettungsorganisationen, Verkehrs- 
clubs sowie Bürger-/Zivilgesellschaft) (dazu Bericht des Österreich-Konvents vom 

31.01.2005, Teil 1, 18). 

6 Siehe dazu den Bericht des Österreich-Konvents vom 31. Jänner 2005, 

(www.konvent.gy.at) Teil 1, 35 ff. Siehe weiters Hämmerle, „Niemand soll sagen 

können, er wäre nicht gehört worden ...*. Betrachtungen zum Österreich-Konvent 
aus Sicht der Zivilgesellschaft, ÖZP 2005, 367. 

7 _ Hämmerle, Betrachtungen 376. 

64



Eine tiefer gehende Einbeziehung der Zivilgesellschaft, insbeson- 

dere in die Diskussionsprozesse in den Ausschüssen des Österreich
- 

Konvents, ist demgegenüber so gut wie nicht erfolgt.® Zwar wurden 

die Anliegen an die Ausschüsse weitergeleitet und dort auch zu- 

mindest teilweise diskutiert, zu einer Rückkoppelung der V
ertrete- 

rinnen und Vertreter der Nichtregierungsorganisationen an die Arbeit 

in den Ausschüssen kam es jedoch nicht.? 

4. Staatsaufgaben, Staatsziele, Grundrechte und Sozialkapital 

Durchaus konsequent war die Arbeit der insgesamt 10 Ausschüsse des 

Konvents in der Weise aufgebaut, dass im Ausschuss 1, also gl
eichsam 

vorrangig, die Staatsaufgaben und Staatsziele beraten werden sollten. 

Es ist offenkundig, dass derartige Prinzipien nicht nur eine wichtige 

politische Orientierung geben können, sondern auch identitäts- 

stiftende Wirkung entfalten können. 

Die Bundesverfassung von 1920 hatte es peinlichst vermieden, dem 

staatlichen Handeln Ziele vorzugeben oder Staatsaufgaben zu formu- 

lieren. Diese Fragen sollten das Ergebnis des politischen Prozesses 

sein, für den die Verfassung die Spielregeln, aber nichts weiter vorgab. 

Erst nach ungefähr 60 Jahren begann der Bundesverfassungsgesetz- 

geber unsystematisch und anlassbezogen, die Bundesverfassun
g mit 

Staatszielen anzureichern oder, wie Anhänger der Spielregelver- 

fassung möglicherweise formulieren würden, zu „verunre
inigen”, wie 

mit dem BVG über den umfassenden Umweltschutz (1984)!0, der 

Gleichstellung von Behinderten (1997)'! oder der Gleichstellung von 

Mann und Frau (1998)'? und anderen Programmsätzen. 

Im Ausschuss 1 des Konvents bewegten sich die Diskussionen 

zwischen den Anhängern der „Spielregelverfassung“ und der „Werte- 

verfassung“ rasch im Kreis. Die Anschauungen der Staatsr
echtler, die 

die Debatte dominierten - Angehörige anderer Disziplinen waren so 

gut wie nicht vertreten — prallten aufeinander und ließen sich nicht 

auflösen. 

Hämmerle, Betrachtungen 376. 

9 Hämmerle, Betrachtungen 376. 

10 BGBl 1984/491. 

11 BGBl Nr 87/1997. 

12 BGBl I Nr 68/1998. 
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Vertreter von Nichtregierungsorganisationen hatten in den Ple- 
numsdebatten ihre Forderungen nach verfassungsrechtlicher Veranke- 
rung der von ihnen jeweils vertretenen Interessen eingebracht, die in 
die Beratungen des Ausschusses 1 eingebracht wurden. Am Ende 
musste sich der Ausschuss mit gut 50 solchen Vorschlägen ausein- 
ander setzen.'3 Er erzielte keinen Konsens. 

Zu 25 Vorschlägen von Staatszielen sind Ausführungen im Bericht 
des Österreich-Konvents zu finden. Viele davon berühren auch 
Fragen, die mit dem Sozialkapital einer Gesellschaft und regionalen 
Identitäten durchaus zusammenhängen, wie der „Behindertenschutz“, 
„schutz und Förderung von Kindern“, „Schutz und Förderung der 
Familie“, „Volksgruppenschutz”, „Faktische Gleichstellung von Mann 
und Frau“, „Gender Budgeting“, „Umweltschutz und Tierschutz”, 
„Bildung“ oder „Soziale Sicherheit“ .14 

Sehr lange wurde über die Verankerung einer Gewährleistungsver- 
pflichtung des Staates zugunsten der Daseinsvorsorge, wie sie insbe- 
sondere vom Österreichischen Städtebund massiv gefordert wurde, 
gerungen. Die Forderung war vor dem Hintergrund von Entwicklungen 
auf europäischer Ebene zu betrachten, die eine Liberalisierung öffent- 
licher Dienstleistungen unterstützen. Die Formulierung, auf die sich 
der Ausschuss letztlich einigen konnte, lautete wie folgt: 

„(1) Die Republik (Bund, Länder und Gemeinden) gewährleistet die 
Erbringung von Leistungen im allgemeinen Interesse (Daseinsvor- 
sorge). 

(2) Derartige Leistungen stellen einen anerkannten, nicht diskrimi- 
nierenden Mindeststandard der Teilhabe an jenen Lebensbereichen 
sicher, die gesellschaftlich regelmäßig vorkommen. ”'> 

Das Präsidium, das eigentliche Leitungsgremium des Konvents, 
erzielte sogar Konsens, dass Leistungen im allgemeinen Interesse als 
Grundrecht (sic!) in die Verfassung aufzunehmen wären. "6 

13 Siehe dazu näher www.konvent.gv.at/Materialien. 

14 Bericht des Österreich-Konvents, Teil 4A, Textvorschläge, 88 - 121. 

15 Siehe dazu den Bericht des Österreich-Konvents vom 31.01.2005, Teil 3, Beratungs- 
ergebnisse, 26. 

16 So der Bericht des Österreich-Konvents, Teil 3, 26. Bemerkenswert ist, dass hier 
eine Staatszielbestimmung als „Grundrecht“, worunter ein vom einzelnen durch- 
setzbares Recht verstanden wird, bezeichnet wird. Dieses „Grundrecht“ findet sich 
im Entwurf des Konventsvorsitzenden Fiedler in Art. 62 als Recht auf Daseinsvor- 
sorge (Bericht des Österreich-Konvents, Teil 4B, 27). 
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Exkurs: Staatsziele in der Schweizerischen Bundesverfassung 

Einen Kontrapunkt zur polarisierten und doch eintönigen Diskussion 

über Staatsziele in Österreich liefert ein - im Österreich-Konvent 

peinlich vermiedener - Blick über die Staatsgrenzen hinaus. Folgende 

Beispiele aus der Schweizerischen Bundesverfassung sollen daran 

erinnern, dass es auch andere Welten gibt: 

„Art. 2 Zweck 

(1) Die Schweizerische Eidgenossenschaft schützt die Freiheit und die 

Rechte des Volkes und wahrt die Unabhängigkeit und die Sicherheit 

des Landes. 

(2) Sie fördert die gemeinsame Wohlfahrt, die nachhaltige Entwicklung, 

den inneren Zusammenhalt und die kulturelle Vielfalt des Landes. 

(3) Sie sorgt für eine möglichst grosse Chancengleichheit unter den 

Bürgerinnen und Bürgern. 

(4) Sie setzt sich ein für die dauerhafte Erhaltung der natürlichen 

Lebensgrundlagen und für eine friedliche und gerechte internationale 

Ordnung.“'7 

„Art. 6 Individuelle und gesellschaftliche Verantwortung 

Jede Person nimmt Verantwortung für sich selber wahr und trägt nach 

ihren Kräften zur Bewältigung der Aufgaben in Staat und Gesellschaft 

bei.”'E 

Von besonderem Interesse ist im gegebenen Zusammenhang Art 41 

im 3. Kapitel „Sozialziele“: 

„Art. 41 

(1) Bund und Kantone setzen sich in Ergänzung zu persönlicher Verant- 

wortung und privater Initiative dafür ein, dass: 

a. jede Person an der sozialen Sicherheit teilhat; 

b. jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält; 

c. Familien als Gemeinschaften von Erwachsenen und Kindern ge- 

schützt und gefördert werden; 
(...) 

17  Art2 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 

1999: zit n http://www.admin.ch/ch/d/sr/1/101.de.pdf, 1. 

18 Art. 6 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 

1999: zitn http://www.admin.ch/ch/d/sr/1/101.de,pdif, 2. 
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g. Kinder und Jugendliche in ihrer Entwicklung zu selbständigen und 
sozial verantwortlichen Personen gefördert und in ihrer sozialen, 
kulturellen und politischen Integration unterstützt werden. 
(...) 

(3) Sie streben die Sozialziele im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen 
Zuständigkeiten und ihrer verfügbaren Mittel an.*'? 

Die hier zitierten Beispiele sind in ihrer wohlklingenden Gefällig- 
keit gewiss auch nicht unproblematisch, sie veranschaulichen jedoch, 
dass eine Gesellschaft die Erhaltung von Sozialkapital zu Verfassungs- 
grundsätzen machen kann, ohne sich in Endlosschleifen positivisti- 
scher Argumentation versus Prinzipiendenken zu verlieren. 

Zurück nach Österreich: In kaum einem Ausschuss des Konvents 
dürfte die Konsensdecke so gering gewesen sein wie in der Frage der 
Staatsaufgaben und Staatsziele. Insgesamt votierte jedoch eine Mehr- 
heit dafür, die Frage, welche Aufgaben der Staat überhaupt wahr- 
nehmen soll, nicht in der Verfassung zu verankern, sondern sie dem 

von den periodischen Wahlen geprägten politischen Prozess zu über- 
lassen. Damit hatte sich der Ausschuss weder für noch gegen einen 
schlanken Staat ausgesprochen. 

Bemerkenswert war auch die Einigkeit, in der sich der Ausschuss 
dafür aussprach, dass die Verfassung nicht vorgeben sollte, welche 
Aufgaben der Staat nicht übernehmen sollte. Diese verschiedentlich in 
den Konvent hineingetragene Option hätte ein Verbot bedeuten 
können, bestimmte Angelegenheiten zum Thema von Staatsaufgaben 
zu machen. Indem sich der Ausschuss einhellig gegen diese Möglich- 
keit aussprach, war dem Gedanken eines extremen Neoliberalismus im 
Konvent eine Absage erteilt worden. Auf der anderen Seite lehnte es 
der Ausschuss aber auch ab, privatisierungsfeste Kernaufgaben zu 
definieren, wie sie der Verfassungsgerichtshof in seiner Judikatur?O 
bereits entwickelt hatte.?! 

Der Konvent sah sich also nicht in der Lage, Staatsaufgaben ver- 
fassungsrechtlich zu verankern, was für jede künftige Verfassungs- 
reform wohl eine Orientierung sein wird. Damit wird aber auch die 
Frage, in welcher Weise sich der Staat aus Aufgaben zurückziehen soll 

19 Art 41 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 
1999: zit n httpy//www.admin.ch/ch/d/sr/1/101.de.pdf, 9. 

20 So die allgemeine Sicherheitspolizei, das Militärwesen, zentrale verwaltungspoli- 
zeiliche Aufgaben und die Aufgaben von Verwaltungsstrafbehörden (siehe dazu 
insbesondere VfSIg 14.473/1996). 

21 Bericht des Österreich-Konvents, Teil 3, 14 f. 
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oder darf und diese gleichsam der Gesellschaft überlassen kann, 

jedenfalls auf absehbare Zeit keine verfassungsrechtliche Grundlage 

haben. 

In der Öffentlichkeit wurde die Diskussion in diesem Ausschuss im 

Wesentlichen als jene über die Frage einer Präambel für die österrei- 

chische Bundesverfassung wahrgenommen. Nach den Vorstellunge
n 

der ÖVP sollte der Bundesverfassung eine Präambel vorangestellt 

werden, in der auch auf die Verantwortung „vor Mensch und Schöp
- 

fung, eingedenk des kulturellen, religiösen und humanistischen Erbes 

Europas” Bezug genommen wurde.2? Die Diskussion um die Präambe
l 

bildete letztlich eine öffentlichkeitswirksame Spiegelfechterei, die im
- 

stande war, die zahlreichen übrigen, tiefgreifenden Divergenzen i
m 

Konvent zu überspielen. 

Der Diskurs im Österreich-Konvent bezog auch die Verankerung 

sozialer Rechte mit ein, im Präsidium konnte aber letztlich kei
n Ein- 

vernehmen über folgende Vorschläge erzielt werden: 

- Recht auf Bildung, 

- Recht auf kulturelle Teilhabe, 

- Schutz der Gesundheit, Schutz der Umwelt, 

- Recht auf existenzielle Mindestversorgung, Recht auf soziale 

Sicherheit, 

- Recht auf Vereinbarkeit von Beruf und Familie, 

- Recht auf Zugang zu Leistungen von allgemeinem Interesse. 

Die dabei zur Diskussion stehenden Formulierungen ließen in 

bewusster Beliebigkeit entsprechend große Interpretationsspielräu
me 

offen und erwiesen sich im Grunde als wenig handhabbar. 

5. Die föderative Aufgabenverteilung und das Sozialkapital 

Die Frage nach der Verortung des Sozialkapitals oder sozialkapitals- 

fähiger Materien spielte, wenn man die Protokolle des für die Auf
- 

gabenverteilung zuständigen Ausschusses 5 verfolgt, keine große 

Rolle. Begriffe wie „regionale Identität“ kommen, wenn überhaupt, 

dann am ehesten noch im Zusammenhang mit der Kompetenz Landes- 

symbole vor. Begriffe wie „Sozialkapital”, „Ehrenamt“ und „Bü
rgerge- 

sellschaft” werden überhaupt nicht verwendet. 

22 Bericht des Österreich-Konvents, Teil 4A, Textvorschläge, 15- 

23 _ Bericht des Österreich-Konvents, Teil 3, 67 ff. 
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Das bedeutet nun freilich nicht, dass diese Fragen in den geführten 
Diskussionen völlig belanglos waren. Die Mitglieder des Ausschusses 
verwendeten zwar nicht die Termini, diskutierten aber ausführlich 

über föderative Zuständigkeiten etwa im Sozialwesen und im Kata- 
strophenschutz, in denen die Verwertung von Sozialkapital zweifellos 
eine bedeutsame Rolle spielt. 

Wenn im Folgenden versucht wird, jene Materien herauszuschälen, 

die für den Aufbau, die Erhaltung und die Verwertung von Sozial- 
kapital besonders bedeutsam sind, bedeutet dies nicht, dass andere 

irrelevant wären. Im Gegenteil: Sozialkapital strahlt in nahezu alle Ver- 
waltungsmaterien hinein. Ich versuche daher, jene Kriterien herauszu- 
arbeiten, die für die Ausbildung von Sozialkapital in einer Gesellschaft 
besonders bedeutsam erscheinen: 

- Chancen für die bürgergesellschaftliche Partizipation auf allen 
Ebenen des Staates. 

- Chancen für die Förderung des sozialen Zusammenhalts einer Ge- 
sellschaft. 

- Chancen der Entfaltung der Zivilgesellschaft. 

Untersucht man nun die in Betracht kommenden Kompetenzfelder, 
mit denen sich der Konvent auseinander gesetzt hat, so lassen sich 
folgende Materien herausdestillieren: 

Grundsätzlicher rechtlicher Rahmen der Bürgergesellschaft 

-  Verfassungsautonomie 
- Gemeinderecht 

Organisationsfragen 

-  Vereinswesen 

- Soziale Dienstleistungen 

- Hilfs- und Rettungswesen 

Kompetenzfelder in einem besonders engen materiellen Zusammen- 
hang mit der Bürgergesellschaft 

- Familie 
- Jugend 
- Kultur 
- Bildung 
- Bürgerliches Recht 

Auch wenn gerade in der Diskussion über die föderative Auf- 
gabenverteilung zahlreiche Dissenspunkte auftraten, so kristallisierte 
sich, nachdem das Präsidium des Österreich-Konvents in seinen Er- 
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gänzungsmandaten vom 28.05. und 09.06. dem Ausschuss 5 aufge- 

tragen hatte, neue Kompetenzfelder zu formulieren und die Vielzahl 

der bestehenden Kompetenzen in diese nachvollziehbar einzuordnen, 

doch ein gewisser Pfad in der Verfassungsdiskussion hinsichtlich jener 

Themen heraus, die im gegebenen Zusammenhang von Interesse sind. 

Dabei darf jedoch nicht übersehen werden, dass auch bei ober- 

flächlicher Einigung auf einen Kompetenzbegriff dessen konkrete In- 

halte immer wieder umstritten waren.?* 

Grundsätzliche Übereinstimmung bestand darüber, dass die Länder 

in der Gestaltung ihrer Verfassungsautonomie weitgehend frei sein 

sollten. Sie sollten daher direktdemokratische Einrichtungen unab- 

hängig von bundesverfassungsrechtlichen Restriktionen vorsehen 

können. Auch das Gemeinderecht sollte - von bundesverfassungs- 

rechtlichen Restriktionen abgesehen - von den Ländern geregelt 

werden. Daneben können die Länder aber auch weiterhin Staatsziele 

formulieren. 

Auch die Organisationshoheit der Länder sollte - ausgenommen 

verschiedene bestehende bundesverfassungsrechtliche Schranken - 

unangetastet bleiben.” 

So sollten die Länder beispielsweise soziale Dienstleistungen wie 

das Pflegewesen wahrnehmen.?* Unbestritten war aber auch die Zu- 

ordnung des Vereinswesens zu den Bundeskompetenzen.?” 

Das Rettungswesen und der Katastrophenschutz als Angelegen- 

heiten des Hilfswesens sollten nach überwiegender Meinung in die 

Zuständigkeit der Länder als abgerundete Kompetenzfelder fallen.2® 

Für Angelegenheiten der Familie und Jugend votierte der weitaus 

überwiegende Teil für die Landeskompetenz. Es gab jedoch gerade im 

Jugendschutz - und seit dem Ende des Konvents in intensivierter 

24 Siehe den Bericht des Ausschusses 5 vom 05.11.2004, 12. 

25 So etwa die im gegebenen Zusammenhang nicht weiter relevante Vorgabe hin- 

sichtlich eines einheitlichen Amtes der Landesregierung und ähnliche Regelungen. 

26 Die Vorschläge zur Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern sind dem 

Bericht des Österreich-Konvents vom 31.01.2005, Teil 4A, Textvorschläge, 126
 - 167 

zu entnehmen (www.konvent.gv.at) zu entnehmen. 

27 Teilweise wurde das Vereinswesen in gleichsam Anti-Metternich’scher Ab- 

weichung von der herkömmlichen Zuordnung zur „inneren Sicherheit” dem Zivil- 

rechtswesen zugeordnet, wie etwa im Vorschlag von Bußjäger (siehe Bericht des 

Österreich-Konvents, Teil 4A, 132). An der Zuweisung zu den Bundeskompetenz
en 

änderte sich dadurch im Prinzip nichts. 

28 Vgl dazu auch die Darstellung bei Bußjäger, Homogenität und Differenz (2006) 207. 
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Weise — auch Stimmen zumindest für eine partielle Bundeskom- 
petenz.?? 

Während die „Kulturhoheit” der Länder als solche unbestritten war 

(bei aller Unklarheit, was denn konkret darunter zu verstehen wäre)?, 

zählte dagegen das Bildungswesen zu den umstrittensten Kompe- 
tenzen des gesamten Konvents. Auch derzeit zeichnet sich ab, dass das 

Bildungswesen eine der am schwierigsten zu bewältigenden Fragen 
einer künftigen Verfassungsreform sein wird. Freilich: Ein Blick jenseits 
der engen Grenzen Österreichs zeigt, dass auch in Deutschland die 
Föderalismusreform erst verabschiedet werden konnte, als Einigung 
über die Zuständigkeitsverteilung im Bildungswesen gewonnen 
werden konnte. 

Unbestritten war, dass das Bürgerliche Recht weiterhin auf der 
Ebene des Bundes geregelt werden soll. 

Ein wichtiger Konsens bestand im Konvent schließlich auch da- 
rüber, dass Bund und Länder als Privatrechtsträger weiterhin nicht an 
die Kompetenzschranken gebunden sein sollten. Sie sollten demnach 
auch weiterhin im transkompetenten Bereich privatrechtlich handeln 
dürfen (derzeit Art 17 B-VG). Damit wird es Bund und Ländern weiter- 

hin möglich sein, als Träger von Privatrechten sich für jene Angelegen- 
heiten besonders zu engagieren, die sie für wichtig halten. 

6. Bürgerbeteiligung und Verfassungsdiskurs 

a) Politische Partizipation 

Die Tatsache, dass in der bisherigen Verfassungsdiskussion eine 
Ausweitung oder zumindest eine möglichst große Verfassungsauto- 
nomie der Länder jedenfalls verbal außer Streit steht, beantwortet 
noch nicht (abschließend) die Frage, wie sich der Diskurs zur kon- 

kreten Einräumung bürgergesellschaftlicher Partizipationsrechte stellt. 
Diesbezüglich zeigte nicht nur der Konvent, sondern der gesamte 
österreichische Verfassungsdiskurs große Zurückhaltung: 

Zumindest hinsichtlich der Frage, inwieweit den Bürgerinnen und 
Bürgern auf Bundesebene neue Partizipationsverfahren am politischen 
Prozess eingeräumt werden sollen, kam es zu keinen innovativen Vor- 

29 Siehe dazu Bericht des Österreich-Konvents, Teil 3, Beratungsergebnisse, 124; siehe 
auch Bußjäger, Homogenität und Differenz (2006) 206. 

30 Siehe dazu den Bericht des Österreich-Konvents, Teil 3, 116. 
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schlägen, die Konsens fanden. Vor allem den Instrumenten der 

direkten Demokratie gegenüber zeigten sich Vorbehalte auf Seiten der 

großen Parteien. Direkte Bürgerbeteiligung wird offenbar als der Ge- 

fahr populistischer Instrumentalisierung ausgesetzt betrachtet. 

Inwieweit den Ländern in ihrem Bereich (und damit auch in den 

Gemeinden) die Möglichkeit eröffnet sein sollte, solche Verfahren 

vorzusehen, blieb umstritten.31 So bleibt nach dem Konventsergebnis 

unklar, ob eine so genannte „Volksgesetzgebung“, nach der das Parla- 

ment verpflichtet wäre, den in einer Volksabstimmung zum Ausdruck 

gelangten Willen des Volkes zu vollziehen, zulässig wäre.?? 

Insgesamt gab es und gibt es jedoch weiterhin größte Vorbehalte 

gegenüber direkter Demokratie, auch auf Gemeindeebene, sodass d
ie 

mentalitätsmäßigen Grundlagen für eine bürgergesellschaftliche Parti- 

zipation, die wohl die Voraussetzung dafür wären, dass allfällig zur 

Verfügung stehende Instrumente überhaupt genutzt werden, nicht 

vorhanden erscheinen.?? 

b)  Zivilgesellschaftliche Partizipation 

Unter zivilgesellschaftlicher Partizipation verstehe ich Beteiligung 

zivilgesellschaftlicher Gruppierungen an öffentlichen Vorgängen, etwa 

in Form von Parteistellung in Verwaltungsverfahren. Diesbezüglich 

bestanden - abgesehen von den Grünen, die solche Rechte besonders 

propagierten?* - noch größere Vorbehalte als bei den politischen 

Partizipationsrechten. Bei den großen Parteien bestand im Wesent- 

lichen Übereinstimmung, in der Einräumung zivilgesellschaftlicher 

Partizipation nicht über bestehende Instrumente, wie etwa im UVP- 

Verfahren oder bereits vorhandene Beiräte, wie zB den Mensc
hen- 

rechtsbeirat, hinaus zu gehen. 

31 Bericht des Österreich-Konvents, Teil 3, 197. 

32 Der österreichische Verfassungsgerichtshof hat in seinem Erkenntni
s visig 16.241/ 

2001 das in der Vorarlberger Landesverfassung verankerte Modell einer Volksab- 

stimmung, nach welcher der Landtag verpflichtet war, einem Volksbeg
ehren, das in 

einer Volksabstimmung bestätigt worden war, Rechnung zu tragen, a
ls gegen das 

demokratische Baugesetz der Bundesverfassung mit seiner repräsentativ-demo
- 

kratischen Ausrichtung verstoßend betrachtet (dazu näher Willi, Die Bundesverfas- 

sungskonformität der Vorarlberger „Volksgesetzgebung” (2005). 

33 Selbst in Vorarlberg, wo derartige Instrumente sowohl auf der Gemeind
e- als auch 

der Landesebene in vergleichsweise breitem Umfang zur Verfügung stehen, 

werden diese kaum genutzt (vgl die Nachweise bei Bußjäger, Landesv
erfassung 

und Landespolitik in Vorarlberg. Die Verfassungsgeschichte Vorarlbergs und ihre 

Auswirkungen auf die Landespolitik 1848 - 2002 (2004) 103 ff). 

34 Siehe dazu den Bericht des Österreich-Konvents, Teil 3, 353 ff und 362
. 
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7. Finanzierung des Staates und Sozialkapital 

Zu den grundlegenden Schwächen des im Österreich-Konvent stattge- 
fundenen Verfassungsdiskurses zählt, dass die Frage der staatsent- 
lastenden Funktion regionalen Sozialkapitals so gut wie nicht ange- 
sprochen wurde. Die besonders umstrittenen Ausschüsse über die 
Staatsziele und Staatsaufgaben (1) und über die Aufgabenverteilung im 
Bundesstaat (5) verfingen sich sehr rasch in den Grundfragen Staats- 

ziele ja oder nein sowie im Gestrüpp der Kompetenzverteilung im 
Bundesstaat. Auch der für die Reform der Verwaltung zuständige Aus- 
schuss 6 befasste sich eher mit den rechtlichen Aspekten der Erledi- 
gung von öffentlichen Aufgaben durch Private als mit Effizienzaspek- 
ten (regionalen) Sozialkapitals. 

Der für die finanziellen Beziehungen zwischen den Gebietskörper- 
schaften zuständige Ausschuss 10 befasste sich mit diesem Thema 
ebenfalls nicht. So wurde auch eine Prognose darüber, inwieweit etwa 
demographische Entwicklungen derzeit vorhandenes Sozialkapital zu 
schmälern drohen und welche - auch finanziellen - Maßnahmen der 
Staat ergreifen müsste, um dieser Entwicklung entgegen zu wirken, 
unterlassen. 

8. Sozialkapital und Europäische Verfassung 

Die Europäische Verfassung bemühte sich in ihrer — lange um- 
strittenen — Präambel sichtlich um Identitätsstiftung. Nicht hin- 
reichend, wie nicht nur die gescheiterten Referenden in Frankreich 
und den Niederlanden, sondern auch die allgemeine Stimmung der 
europäischen Öffentlichkeit, also des durch die Verfassung zu konsti- 
tuierenden Demos, untermauern. 

Dies zeigt aber auch, dass Identität durch Recht nicht so leicht zu 
erzeugen ist und wenn schon, dann am ehesten auf der regionalen 
und lokalen Ebene. Die Anforderung an eine Europäische Verfassung 
müsste also darin bestehen, die Entstehung und Verwertung regio- 
nalen Sozialkapitals nicht zu behindern und möglichst wenige Kompe- 
tenzen, deren Absaugung von der regionalen Ebene dieses Anliegen 
unterlaufen würden, an sich zu ziehen. Dies spricht für eine konse- 
quente Umsetzung des Subsidiaritätsprinzips. 

Es ist hier nicht der Ort, eine eingehende Prüfung durchzuführen, 

wie weit der nun vorliegende Reformvertrag dem Anliegen, regionales 
Sozialkapital zu fördern, entgegen steht oder es unterstützt. Grund- 
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sätzlich ist die breite konkurrierende Kompetenz der Europäischen 

Union immer eine Bedrohung mitgliedstaatlicher und regionaler Ge- 

staltungsfähigkeit. Eine spürbare Eingrenzung der Kompetenzwahr- 

nehmung ist mit dem Verfassungsvertrag nicht gelungen. Wie schon 

erwähnt, könnte hier lediglich eine konsequente Anwendung des 

Subsidiaritätsprinzips gegensteuern. 

Immerhin dürfte die Tatsache, dass der Vertrag von Lissabon in An- 

gelegenheiten wie 

e Allgemeine und berufliche Bildung, Jugend und Sport, 

° Kultur 
e Zivilschutz 

der Europäischen Union lediglich die Kompetenz zu Unterstützungs-, 

Koordinierungs- oder Ergänzungsmaßnahmen einräumt, als Indiz da- 

für gewertet werden können, dass in diesen Angelegenheiten den Mit- 

gliedstaaten vorrangige Kompetenz zukommen muss. Damit ist freilich 

noch nichts darüber gesagt, inwieweit diese Kompetenzen in den Mit- 

gliedstaaten von der regionalen Ebene erfüllt werden sollen, es be- 

stätigt aber jedenfalls die These, dass diese Angelegenheiten auf 

Grund ihres Potenzials, regionales Sozialkapital zu schaffen, auf einer 

möglichst unteren Ebene angesiedelt sein sollten. 

9, Schlussbemerkung: Was kann die Verfassung für die Erhaltung 

regionalen Sozialkapitals überhaupt leisten? 

Die Verfassung hat verschiedenste Anknüpfungen zum Sozialkapital. 

Ihre Existenz als solche hat schon eine identitätsstiftende Wirkung, 

was im Rahmen des europäischen Konstitutionalisierungsprozesses ja 

bezweckt wurde, aber nicht erreicht werden konnte. 

Der Diskurs im Österreich-Konvent hat sich mit dem Begriff des 

Sozialkapitals nicht auseinander gesetzt. Dessenungeachtet gab es, wie 

gezeigt wurde, einige inhaltliche Annäherungen an das Sozialkapital. 

Der laufende Verfassungsdiskurs in Österreich hat sich bisher je- 

doch der Frage, welche konstitutionellen Rahmenbedingungen Sozial- 

kapital braucht und dazu geeignet sind, das vorhandene Sozialkapital 

in einer nachhaltigen Weise zu nützen, so gut wie nicht angenommen. 

Zwar ist immer wieder von der identitätsstiftenden Funktion des Föde- 

raliimus die Rede, seine rechtliche Verankerung jenseits von Landes- 

symbolen und Volkstumspflege bleibt jedoch unklar. 
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Dazu mag der Umstand beitragen, dass die nutzbringenden Funk- 
tionen regionalen Sozialkapitals und seine Zusammenhänge mit dem 
Föderalismus noch nicht sehr tief erforscht sind. Diese Erkenntnisse 
sind erst noch zu liefern, um sie dann in den Verfassungsdiskurs, so- 
fern er offen genug geführt wird, einfließen zu lassen. 

Gerade in letzterer Hinsicht stimmen die aus dem Österreich- 
Konvent gewonnenen Erkenntnisse nicht unbedingt zuversichtlich. 
Eine Diskussion über Grundfragen unserer Gesellschaft kann nicht nur 
von juristisch geführt werden. 
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Rita Trattnigg 

Zukunftsfaktor Sozialkapital - Praktische Überlegungen 

zu Staat und Zivilgesellschaft in Österreich'? 

1. Wo stehen wir? Nicht-nachhaltige Trends 

Verschiedene Trends, globale und lokale Herausforderungen mit mas- 

siven Auswirkungen auf das gegenwärtige ökologische, ökonomische 

und sozio-kulturelle System beeinträchtigen eine zukunitsfähige, 

nachhaltige Entwicklung. Es zeigen sich schon jetzt Konsequenzen für 

jeden einzelnen Menschen, unsere Lebensbedingungen und -grund- 

lagen. Wirtschaftliche neoliberale Globalisierung sowie nicht-nachhal- 

tige Produktionsweisen und Lebensstile („Viel haben statt gut leben“) 

haben schwerwiegende Auswirkungen. Menschliche Bedürfnisse wer- 

den den wirtschaftlichen Interessen untergeordnet: „Die Menschen 

sind für die Wirtschaft da“ und nicht umgekehrt. 

Konsequenzen für jeden Einzelnen: 

° Übermäßige persönliche Flexibilität; stark erhöhter Produktivitäts- 

druck. 
e Erhöhter Konsumzwang. 

e Erhöhter Zeitdruck (während der Arbeit aber auch während der 

Erholung). 

Verlust an sozialen Bindungen (zB durch Pendeln). 

e Belastungen der Gesundheit durch zB übermäßigen Einsatz von 

Chemie und durch gentechnisch veränderte Organismen. 

Konsequenzen für das soziale Gefüge: 

e das Gemeinschafts- und Dorfleben leidet. 

Weniger Zeit für ehrenamtliche Arbeit und Familie; Auslagerung 

von bestimmten Aufgaben und Verantwortung an zB die Schule. 

e Steigender Anteil der von Armut betroffenen Menschen. 

1 Die in diesem Beitrag vertretenen Auffassungen sind jene der Autorin und nicht 

notwendigerweise jene des Lebensministeriums. 

2  Veldazu insbesondere auch Hlawatsch/Neumäiller/Trattnigg/Vogl, Auf dem Weg zu
 

einer Kultur der Nachhaltigkeit - eine gemeinsame Spurensuche, in: Gehmacher et 

al (Hg), Sozialkapital, Neue Zugänge zu gesellschaftlichen Kräften (2006) sowie 

Trattnigg, Politik und nachhaltige Entwicklung - eine wechselvolle Beziehung mit 

Zukunft?, in: Krainer/Trattnigg (Hg), Kulturelle Nachhaltigkeit (2007) 259-309. 
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» Die Menschen der Industriestaaten leben auf Kosten aller anderen 

Menschen. 

Konsequenzen für Lebensgrundlagen und Lebensraum: 

°e Klimawandel und Rückgang der Biodiversität. 
Bedeutungsverlust des ländlichen Raums, da große statt kleine Ein- 
heiten bzw Strukturen wirtschaftlich bevorzugt werden. 

e „Ausdünnung“ des ländlichen Raums im Hinblick auf Infrastruktur, 

Bildung etc. 
e Veränderte Funktionen und Bedeutung der Landwirtschaft (Bedeu- 

tung von Lebensmitteln als „Mittel“ zum Leben geht verloren; In- 

dustrialisierung der Produktion; Multifunktionalität der Landwirt- 
schaft ohne Wertschätzung). 

Trendwende in Sicht? 

Eine Trendwende wird durch eine veränderte Sichtweise in vielen 

Lebensbereichen möglich nach dem Motto: „Geht’s den Menschen 

und der Umwelt gut, geht's auch der Wirtschaft gut! Was ist für das 
Gelingen dieses Paradigmenwechsels ua erforderlich? 

®e Nachhaltige Entwicklung als Orientierung und Alternativkonzept 
für die Politik und den persönlichen Lebensstil. 

e „Von den Worten zu den Taten.“ Mutige PionierInnen und Vorrei- 

terInnen. Aufbau innovativer und kreativer „Milieus“ auf lokaler/ 

regionaler Ebene, in Schulen, Betrieben etc. 
e Etablierung eines starken Nachhaltigkeitsnetzwerkes (Schaffung 

von Verwaltungsstrukturen, institutionellen Innovationen und Ko- 
operationen). 

’2 Sozialkapital und nachhaltige Entwicklung 

Keine nachhaltige Entwicklung ohne Sozialkapital?. Denn nur so kön- 
nen Ziele und Werte verbreitet werden, damit eine Kultur der Nachhal- 

tigkeit entsteht. Die Änderung unserer Kultur-Muster, die derzeit viel- 
fach nicht-nachhaltig sind, kann nur über die Gesellschaft und damit 
über Sozialkapital erfolgen. Um es an einem Beispiel zu veranschau- 

3 Zum Begriff des Sozialkapitals vgl Gehmacher et al (2006). Ich beziehe mich 
insbesondere auf die Begriffsbestimmung von Robert Putnam: „Social capital refers 
to the connections among individuals — social networks and the norm of 
reciprocity and trustworthiness arise from them. (...) Social capital here refers to 
the features of social organization, such as trust, norms and networks that can 
improve the efficiency by facilitating coordinated action.”; Putnam (2000) 19. 
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lichen: Das gesellschaftlich sehr verbreitete, kollektive Muster, dass 

der Besitz eines Autos bzw eines bestimmen Autos als Statussym
bol 

gilt, könnte durch ein Muster wie „Mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu 

fahren ist cool und modern“ ersetzt werden. Um neue Muster heraus- 

zubilden und zu verbreiten, müssen die Mikro-Strukturen, die
 die 

Basis bilden, gestärkt und miteinander vernetzt werden. Kulturent- 

wicklung braucht Unterstützung in den Strukturen und Institutionen, 

die den Wandel mittragen: Staatliche Einrichtungen, aber auch Institu- 

tionen wie die Kirche oder Nichtregierungsorganisationen (NGOs). 

Wenn wir von Sozialkapital und Nachhaltigkeit reden, ist es not- 

wendig, den an sich wertfreien Begriff Sozialkapital näher zu definie- 

ren: Für eine nachhaltige Entwicklung brauchen wir eine bestimmte 

Art von Sozialkapital, nämlich „nachhaltiges Sozialkapital“. Im Rahme
n 

eines Beteiligungsprozesses kann konkret über Werte diskutiert wer- 

den, also darüber, was der Gemeinschaft wichtig ist und welche 

Regeln im Umgang miteinander eingehalten werden sollen. Die Auf- 

gabe, die sich ua für Politik und Verwaltung stellt, ist die Schaffung von 

solchen Orten der Aushandlung und den dafür notwendigen Rah
- 

menbedingungen. Es geht um die Frage nach der Organisatio
n von 

Selbstorganisation. Komplexe soziale Systeme haben eine Selbststeue- 

rungs- und Innovationsfähigkeit, die durch gutes Design von Pro- 

zessen gestärkt werden kann. Die Aufgabe für Politik und Verwaltung
 

besteht darin, Governance-Prozesse* so zu gestalten, dass Me
nschen 

oder Gruppen, die sich beteiligen möchten, möglichst optimale Be- 

dingungen vorfinden. Durch Partizipation entsteht Sozialkapital, wel- 

ches wiederum positive Auswirkungen auf den Wohlstand und di
e 

Wirtschaftskraft einer Region/Gemeinde hat; die Entwicklungschancen 

steigen. Bildung (für eine nachhaltige Entwicklung) spielt eine zentrale 

Rolle dabei, welches Sozialkapital entsteht. 

Welche Werte sind es nun, die eine nachhaltige Entwicklung beför- 

dern? Im Workshop zum Thema Sozialkapital im Rahmen der EU-Kon-
 

ferenz „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ im März 2006 ergab sich 

in der Diskussion folgendes Bild: So wurden - ohne Rangfolge - zB
 

folgende Werte genannt: Achtung der Menschenrechte als überge- 

ordneter Wert, Vielfalt, Solidarität, Gerechtigkeit, Toleranz und Re- 

spekt, Schutz der natürlichen Ressourcen, Partizipation und Recht 
auf 

Selbstbestimmung, Kreativität und Verteilungsgerechtigkeit. Diese 

Werte gleichen auch der Zusammenstellung von sog Nachhaltigkeits-
 

4 Governance wird hier verstanden als „Qualität der Zusammenarbeit und Ent- 

scheidungsfindung zwischen staatlichen und gesellschaftlichen G
ruppen in Ange- 

legenheiten von öffentlichem Interesse“; Hill (2000). 
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prinzipien oder -werten?, die sich ua in der Arbeit mit Gemeinden her- 
auskristallisiert haben. 

3. Staat, Zivilgesellschaft und nachhaltige Entwicklung 

Aktuelle Phänomene wie das schwindende Vertrauen der Bevölkerung 
in die politischen Institutionen (OECD, Eurobarometer) oder die kon- 

tinuierlich sinkende Wahlbeteiligung sind Anzeichen einer Krise zwi- 
schen Staat und BürgerInnen der Zivilgesellschaft. Die Umsetzung 
einer nachhaltigen Entwicklung ist nur durch eine breite Beteiligung 
der Bevölkerung und verschiedenen Anspruchsgruppen möglich; so 
finden sich in den Nachhaltigkeitsstrategien aller EU-Mitgliedstaaten 
zahlreiche Hinweise auf die zentrale Bedeutung der Zivilgesellschaft 
und den Dialog mit derselben. Die Zivilgesellschaft in Österreich, die 
in zahlreichen NGOs, Vereinen, Netzwerken und Initiativen organi- 
siert ist, hat sich in den letzten Jahren kontinuierlich zu Nachhal- 

tigkeitsthemen positioniert und als Art Frühwarnsystem aktuelle Fra- 
gen thematisiert und dafür auch politisch lobbyiert. Die Bandbreite der 
Aktivitäten reicht von Aktionismus und Globalisierungskritik bis hin zu 
konkreter (Umwelt-)Beratung. Jüngstes Beispiel für eine verstärkte 
Netzwerkbildung ist die „Initiative Zivilgesellschaft“®, die nachhaltig- 
keitsrelevante Themen im weitesten Sinne aufgreift.? 

Die Zivilgesellschaft ist zentral, um Nachhaltigkeit voran zu bringen: 
Sie hat durch ihren hohen Glaubwürdigkeitsfaktor eine wichtige 
Leuchtturmfunktion in Fragen der Nachhaltigkeit. Als gesellschaft- 
liches „Sensorium“ könnte sie Agenda-Setting für Nachhaltigkeits- 
themen betreiben und gleichzeitig durch Persönlichkeiten („Integra- 
tionsfiguren“) aus ihren Reihen Orientierung und Identifikation bie- 
ten. „Das Festhalten an alten Orientierungs- und Handlungsmustern 

bietet vor dem Hintergrund der Ungerichtetheit gesellschaftlicher Pro- 
zesse, der weitgehenden Unbeeinflussbarkeit ökonomischer Entwick- 
lungen und den Kontrollverlusten der Politik allerdings keinen Ausweg. 
Daher sind gesellschaftliche EntscheidungsträgerInnen mehr als zuvor 
gefordert, Wege aufzuzeigen, die eine Lösung von alten Sicherheiten 
ermöglichen und gleichzeitig eine Bereitstellung von Orientierungs- 

5 Nähe, Natürlichkeit, Vielfalt, Schutz natürlicher Ressourcen, regionale Identität, 
Mitbestimmung, Kreativität, Wir-Gefühl und Partnerschaftlichkeit sowie Lang- 
fristigkeit und Wandlungsfähigkeit, siehe dazu OÖ Akademie für Umwelt und 
Natur (2002); Omer (2003). 

6 Informationen dazu auf www.konferenz-zivilgesellschaft.at. 

7 Themen wie zB EU-Verfassung; Grundeinkommen; Demokratiereform etc. 
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hilfen und Verlässlichkeiten im Umgang mit gesellschaftlic
hen Krisen 

gewährleisten, ohne dass dies auf Kosten schwacher Grup
pen geht.“® 

Neben diesen sehr eigenständigen Funktionen der Zivilgesel
lschaft 

sollte der Dialog mit dem Staat (Politik/Verwaltung)
 kultiviert und ge- 

pflegt werden. Die zunehmende Zahl an Stakeholder-Dialogen au
f 

Initiative von Politik/Verwaltung® wird zwar von den NGOs
 positiv bi- 

lanziert. Deren Teilnahme an Beteiligungsprozessen ist aber aus Res- 

sourcengründen und aufgrund einer gewissen Befürchtung,
 dabei zu 

stark vereinnahmt zu werden, nicht ganz einfach zu handh
aben. Wün- 

schenswert wäre - nach dem Vorbild anderer EU-Mitglied
staaten - 

eine Rahmenvereinbarung,'® in der grundlegende Spielregeln z
ur Ko- 

operation zwischen Staat und NGOs festgelegt werden. Damit 
könnte 

eine Kooperationsbeziehung auf gleicher Augenhöhe et
abliert wer- 

den. 

Keupp konstatiert für Deutschland nach einer Periode hohe
r Auf- 

merksamkeit für die Zivilgesellschaft von Seiten der Politik - 
Ende 90er 

Jahre/Anfang 2000 - gewisse Ermüdungserscheinungen auf beiden 

Seiten: „Die politisch hoch gehängten Diskurse zur Zivilg
esellschaft 

sind seltener geworden. (...) Es ist keine Perspektive der akti
ven Betei- 

ligung von BürgerInnen an der Entwicklung des Gemeinwesens
 er- 

kennbar (...). Die aktuelle Politik lässt immer mehr zuk
unftsfähige Per- 

spektiven vermissen. Sie ist oft auf ein „muddling through” red
uziert. 

Sie reduziert sich auf eine Verwaltung des Mangels. Die o
ft diagnosti- 

zierte „Politikverdrossenheit“ der Menschen ist mindestens ebenso 

eine „Bürgerverdrossenheit“ der Politik. Die BürgerInnen 
erleben sich 

oft als „Reservearmee”“ oder „Notstromaggregat“, d
ie von der Politik 

nur dann aktiviert werden, wenn sie in fiskalischen 
Nöten steckt. (...) 

Die motivationale Basis für bürgerschaftliches Engagement ha
t sich ver- 

ändert und sie findet in traditionellen Formen der Organisierun
g von 

ehrenamtlicher Tätigkeit kaum den erforderlichen Resonanzboden. 

Eine nachhaltige Aktivierung und Förderung bürgerschaftl
ichen Enga- 

gements bedarf neuer Rahmenbedingungen und Unterstützungs- 

formen. Hier ist ein Paradigmenwechsel von Politik erforderlic
h, der 

dem bürgerschaftlichen Engagement eine aktiv-gestaltend
e Rolle ein- 

räumt.“!! Das betrifft nicht nur die in NGOs oder Ver
einen organi- 

8 Keupp (2007). 

9 ZB Walddialog, österreichische Klimastrategie, Umsetzung de
r Wasserrahmenricht- 

linie der EU, österreichisches Programm zur Entwick
lung des ländlichen Raums, 

Aktionsplan Armutsbekämpfung und soziale Eingliederung
 usw. 

10 In einigen EU-Mitgliedstaaten werden cdiiese Vereinbarungen 
„Compact” genannt. 

11 Keupp (2007). 
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sierte Zivilgesellschaft, sondern auch (Einzel-)BürgerInnen, die sich 
zwischen Wahlterminen zivilgesellschaftlich engagieren wollen. 

Zivilgesellschaftliches Engagement lebt sehr stark von der Hoff- 
nung, etwas bewegen und Einfluss auf politische Entscheidungspro- 
zesse nehmen zu können. Notwendig wären also neue Gelegenheits- 
strukturen und ein ehrliches Miteinander, indem über potentiell mög- 
liche Gestaltungsspielräume in politischen Prozessen offen diskutiert 
werden kann. Die Zivilgesellschaft ist nicht zuletzt eine sehr wichtige 
Sphäre, in der sich Sozialkapital bildet und vermehrt. 

4. Neue Schauplätze 

Auf der Mikro- und die Meso-Ebene zeigt sich ein langsamer Rückgang 
„traditioneller“ Formen und Strukturen, der das kollektive Sozialkapi- 
tal schwinden lässt; so kämpfen beispielsweise traditionelle Vereine 
oder auch Parteien mit Nachwuchsproblemen. Es ist jedoch wichtig zu 
sehen, dass Sozialkapital „von unten“ und durch beständige Aktivitä- 
ten auch wieder aufgebaut und verstärkt werden kann. Wir reden also 
über eine „erneuerbare Ressource“, in die investiert werden muss: 
Gehen kann das entweder über die Stärkung bestehender Formen und 
Strukturen oder durch Innovation, indem neue Strukturen sozialer 
Verbundenheit gefördert und geschaffen werden. Ein gutes Beispiel 
dafür ist sicherlich das innovative Projekt „Verschiedene Herkunft — 
Gemeinsame Zukunft” in Krems (Niederösterreich), wo unter Beteili- 
gung von über 100 Menschen, darunter auch viele Migrantinnen, ein 
Leitbild zur Verbesserung des interkulturellen Zusammenlebens er- 
arbeitet wurde.'? Der neu geschaffene interkulturelle Begegnungs- 
raum ist so ein Ort der Integration und des Zusammenkommens. Neue 
Strukturen bilden sich auch durch die inzwischen weltweit formierten 
sozialen und ökologischen Bewegungen, wie das Weltsozialforum. 
Orte und Rahmenbedingungen sind wichtig, damit partizipative Pro- 
zesse wie die Lokale Agenda 21 zur nachhaltigen Gemeindeentwick- 
lung"? entstehen können und die Bildung von Sozialkapital befördert 
wird. In Österreich befinden sich bereits über 250 Lokale Agenda 21- 
Gemeinden auf dem Weg einer nachhaltigen Entwicklung. 

12 Dieses Beispiel und viele andere mehr sind im „Handbuch Öffentlichkeits- 
beteiligung. Die Zukunft gemeinsam gestalten”, Arbter et al (2005) nachzulesen. 

13. Die Lokale Agenda 21 gilt als der Musteransatz zur Umsetzung einer nachhaltigen 
Entwicklung auf lokaler Ebene. Mehr Information auf www.nachhaltigkeit.at, LA 21 
Register. 
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5. Drei Thesen zum Potential von Sozialkapital als Zukunft
sfaktor 

These 1: Eine ermöglichende Politik beeinflusst die
 Lebendigkeit der 

Demokratie und die Stabilität eines Gemeinwese
ns/des Staates 

Nachhaltige Zukunftsgestaltung kann nur durch eine umf
assende Ein- 

bindung der Gesellschaft stattfinden: Im Zentrum wird 
immer mehr 

die Frage nach Beteiligung und einer anderen Kultur des 
Politischen 

stehen. Für die zukünftige Zusammenarbeit von Staat un
d Zivilgesell- 

schaft muss über neue Formen der Politikgestaltung (G
overnance) 

nachgedacht werden. Die Politik könnte eine Einladung 
zur Beteili- 

gung aussprechen: An alle, die Lust dazu haben, sich an der
 Gestaltung 

von Politik zu beteiligen und dazu andere Gelegenheitsstrukturen 

suchen als eine Parteistruktur. Dazu sind innovative 
Methoden erfor- 

derlich, um die Arbeit mit großen Gruppen organisa
torisch zu bewälti- 

gen. 

Diese gesellschaftlichen Aushandlungsprozesse sollten jedoch 

auch ohne Zutun der Politik an vielen verschiedenen Orte
n selbst- 

organisiert stattfinden. Gelingt es der Politik, den Rah
men für gelebte 

Beteiligung zu schaffen, würde es die Entwicklung ei
ner Beteiligungs- 

kultur und eines anderen politischen Miteinander e
rleichtern. Denn 

zur Umsetzung einer nachhaltigen Entwicklung braucht e
s Orte und 

Räume, damit die kollektive Aushandlung von Werten 
und Normen 

möglich wird. Förderliche Rahmenbedingungen für z
ivilgesellschaft- 

liches Engagement zu schaffen, bedeutet gleichzeitig, die 
Entstehung 

von Sozialkapital zu fördern. Erste Ergebnisse einer europaweiten 

Untersuchung'* zum Netzwerk- und Sozialkapital in europäischen 

Gesellschaften zeigen, dass die Ausstattung einer Gesellsc
haft mit 

Sozialkapital in einem positiven Zusammenhang mit der Performanz 

der Demokratie steht. Das Vorhandensein von Gelegen
heitsstrukturen 

zur Partizipation und gesellschaftlicher Teilhabe (Involvierun
g) hätten 

zur Folge, dass die Bereitschaft der BürgerInnen steigt, große Re- 

formen der Politik leichter zu akzeptieren. Letztlich wü
rde das Ver- 

trauen zwischen Regierung und Bürgerinnen wec
hselseitig steigen 

und dazu führen - so ein Argument der Untersuchung - dass s
ich Re- 

gierungen gegenüber den BürgerInnen, die ihre Politik dur
ch Enga- 

gement rezipieren, verantwortungsvoller verha
lten. Letztlich würde 

davon die Qualität der Demokratie und die Lebendigkeit u
nd Stabilität 

des Gemeinwesens profitieren. 

14 Siehe dazu Gabriel (2006). 
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These 2: Gelungene Partizipation schafft Vertrauen 

„Eine Grundvoraussetzung für die Erzielung einer nachhaltigen Ent- 
wicklung ist die umfassende Beteiligung der Öffentlichkeit an der Ent- 
scheidungsfindung”.’” Dazu braucht es eine ermöglichende Politik, 
die ihre Rolle darin sieht, Landeplätze und Spielräume zur Entfaltung 
von lebendiger Demokratie zu schaffen. Partizipation zu fordern, gilt 
als politisch modern. Doch ist die Politik auch dazu bereit, sich mit den 
einmal geweckten „schlafenden Hunden“ (den BürgerInnen) aus- 
einanderzusetzen? Im Kern geht es um die Frage, wie viel Partizipation 
die repräsentative Demokratie verträgt. Zu achten ist besonders auf 
die Schnittstellen zwischen repräsentativer und partizipativer Demo- 
kratie.1° Aushandlungsprozesse schaffen neue Möglichkeitsräume, die 
schließlich auch ein verändertes Verständnis von Politik und Verwal- 
tung erfordern.’” Manche BürgerInnen wollen sich aber nicht ein- 
mischen!® und manchen ist es zu wenig, alle vier Jahre zur Wahl zu 

gehen. Die Bereitschaft von BürgerInnen, an der Gesellschaft teilzu- 
haben und sich zu beteiligen steigt mit der Möglichkeit, damit etwas 
beeinflussen und verändern zu können. Positive Beteiligungser- 
fahrungen „vor der eigenen Haustüre“ machen deshalb meiner Mei- 
nung nach eine Beteiligung auf einer abstrakteren politischen Ebene 
wahrscheinlich: Gute Erfahrungen mit Beteiligung bei der Parkgestal- 
tung oder Flussleitbildentwicklung erhöhen die Aussicht, dass diese 
Menschen auch für die Beteiligung an einem europäischen Volksbe- 
gehren zu gewinnen sind. 

Exkurs: Gelingensfaktoren für partizipative Prozesse 

Die Förderung von partizipativen Prozessen ist ein entscheidender 
Weg, um Sozialkapital aufzubauen. Die so genannte Strategiegruppe 

15 Präambel zu Teil Ill der Agenda 21. 

16 Im Rahmen eines Beteiligungsprozesses sind vielfältige Schnittstellen zwischen 
Politik/Verwaltung und Beteiligten zu klären (zB: Was ist Thema des Beteili- 
gungsprozesses? Was ist nicht Thema? Welche Entscheidungsspielräume gibt es? 
Was passiert mit den Ergebnissen des Beteiligungsprozesses? usw) Mit dem 
Schnittstellen-Thema wird ein zentraler Gelingensfaktor für Beteiligungsprozesse 
angesprochen, der hier an dieser Stelle jedoch nicht weiter ausgeführt werden 
kann. Siehe dazu auch die Dokumentation des Workshops „Zukunft der Öffent- 
lichkeitsbeteiligung. Wie viel Partizipation verträgt die repräsentative Demo- 
kratie?”, der im April 2007 in Wien stattfand, auf www.partizipation.at. 

17 Vgl Arbter et al (2005). 

18 Ein oft gehörtes Argument lautet: Der Staat soll die Dinge regeln, dafür gehe ich ja 
zur Wahl.



Partizipation'? hat in Österreich in den letzten vier Jahren intensiv an 

der Konkretisierung des Begriffs „Öffentlichkeitsbeteiligung“ ge
arbei- 

tet. Damit Beteiligung gelingt und Frusterlebnisse auf allen Seiten 

(Politik, Verwaltung, BürgerInnen usw) vermieden werden
 können, ist 

es wesentlich, am Beginn und im Laufe von Beteiligungsp
rozessen 

über verschiedene Rahmenbedingungen und Qualitätskriteri
en nach- 

zudenken und diese entsprechend zu beachten. 

19 

20 

Förderliche Rahmenbedingungen:?? 

Am (Verhandlungs-)Tisch sind alle relevanten Interessengruppen 

ausgewogen vertreten. 

Die Unterstützung durch Politik und Verwaltung ist abgeklärt un
d 

(nach Möglichkeit) sichergestellt. 

Alle Beteiligten bekommen ausreichende Informationen zu
 Inhalt 

und Ablauf des Prozesses. 

Eine unabhängige, kompetente Prozesssteuerung ist bestellt/be- 

auftragt. 

Es ist geklärt/vereinbart, wer im Prozess oder danach was entschei
- 

det (wo welche Entscheidungskompetenz liegt). 

Die Einbindung der Betroffenen in den Entscheidungsfindun
gspro- 

zess erfolgt so frühzeitig, dass der Gestaltungsspielraum
 genützt 

werden kann. 

Das Ergebnis des Prozesses ist offen - es besteht Gestaltung
sspiel- 

raum. 
Die Beteiligten sind darüber informiert, was mit den Ergeb

nissen 

des Prozesses geschehen wird. 

Die InitiatorInnen bemühen sich um eine Zusage nachgescha
lteter 

EntscheidungsträgerInnen, dass diese die Ergebnisse des par
tizipa- 

Die Strategiegruppe Partizipation wurde Ende 2002 auf Initiative de
s Lebensminis- 

teriums in der Österreichischen Gesellschaft für Umwelt und Technik ins Leben 

gerufen, um das Schlagwort Partizipation im Sinne einer na
chhaltigen Entwicklung 

Zu konkretisieren, aber auch um die in Österreich in diesem Bereich tätigen 

AkteurInnen miteinander zu vernetzen. Die Stratagiegruppe, der inzwi
schen rund 

20 Personen aus den Bereichen Verwaltung, Wissenscha
ft, Beratung, NGOs usw 

angehören, ist in ihrer Arbeit bemüht, praktische Empfehlungen (ua in Fo
rm von 50 

genannten „Arbeitsblättern zur Partizipation”) zu erarbeiten u
nd Diskussionen mit 

verschiedenen relevanten Zielgruppen zu führen (Unternehmen
, Parlamentarier 

usw). Bisher sind drei „Arbeitsblätter zur Partizipation“ veröffentlicht (Themen: 

Qualitätskriterien und Rahmenbedingungen; Stolperst
eine und Grenzen; Nutzen). 

Drei weitere werden in Kürze veröffentlicht (Themen: Entscheidungsmodi; Um- 

gang mit Stellungnahmen in Beteiligungsprozessen; „Erwartungs-Management”). 

Die Arbeitsblätter und das Handbuch OÖffentlichkeitsbeteiligung s
ind in elektroni- 

scher Form auf www.partizipation.at verfügbar. 

Die Berücksichtigung der förderlichen Rahmenbedingungen ist vor
 allem vor Be- 

ginn des Beteiligungsprozesses wichtig: 
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tiven Prozesses berücksichtigen und ihre Entscheidungen va bei 
Abweichungen begründen werden. 
Es gibt Regeln für den Bedarf und die Verteilung der Finanzmittel. 
Für zivilgesellschaftliches Engagement gibt es finanzielle oder 
anderweitige Anerkennung etc. 

Qualitätskriterien:?! 

Die Prozesssteuerung sorgt für klare Spielregeln, Vereinbarungen 
betreffend Ablauf, Rollen, Rechte und Pflichten der Beteiligten, Ent- 
scheidungsmodus innerhalb des Prozesses (konsensuale Entschei- 
dungen, Mehrheitsentscheidungen, etc) 
Die Prozesssteuerung legt mit den Beteiligten Regeln betreffend 
die Gruppenkultur fest: Fairer Umgang miteinander und mit dem 
im Prozess erworbenen Wissen, offene Atmosphäre. 
Während des Prozesses herrscht Klarheit über die Rollen aller Be- 
teiligten (zB wer spricht für wen mit welcher Handlungsbefugnis). 
Das Vertrauensverhältnis soll gestärkt werden, damit ein höherer 
Grad an Verbindlichkeit der Ergebnisse entsteht. 
Zur Umsetzung der Ergebnisse und deren Kontrolle sollen trag- 
fähige Strukturen geschaffen werden. 
Alle Beteiligten verpflichten sich dazu, dass das Ergebnis als ge- 
meinsame Leistung präsentiert wird etc. 

Zur stärken Verbreitung von Öffentlichkeitsbeteiligung als politi- 
sches Prinzip erscheint es darüber hinaus wichtig, über den konkreten 
Nutzen für alle Beteiligten zu sprechen. Dazu wurden im „Handbuch 
Öffentlichkeitsbeteiligung“ ??, das auf den Arbeiten der Strategie- 
gruppe Partizipation aufbaut und wesentliche Definition und Grund- 
lagen zum Thema Öffentlichkeitsbeteiligung enthält, einige wesent- 
liche Argumente aufgelistet: 

21 

22 
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Öffentlichkeitsbeteiligung 

fördert das Verständnis für andere Meinungen und den Interes- 
sensausgleich. Damit steigt die Chance, konsensuale und nach- 
haltige Lösungen zu finden. 
fördert den Informations- oder Erfahrungsaustausch unter den Be- 
teiligten und ermöglicht eine Vernetzung mit Gleichgesinnten. 
kann zu besseren Entscheidungen führen, weil das Wissen der be- 
teiligten Menschen genützt wird. 

Die Berücksichtigung der Qualitätskriterien ist vor allem im Verlauf des Beteili- 
gungsprozesses wichtig. 

Arbter et al (2005).



- erhöht die Chance auf gemeinsam getragene Lösungen und da
mit 

deren Akzeptanz. 

- erhöht die politische Legitimation von Entscheidungen und macht 

sie besser nachvollziehbar. 

- kann Zeit und Geld ersparen, weil Verzögerungen und Kosten 

durch Einwände bei der Projektumsetzung und durch Gerichtsv
er- 

fahren vermieden werden können. 

- ist ein bewährtes Instrument, um Interesse an der Politik und
 an 

demokratischer Teilhabe zu wecken, um Orte zu schaffen, an 

denen Menschen gemeinsam Demokratie lernen und praktizieren 

können. 

These 3: Über Sozialkapital können sich neue kulturelle Muster 
im 

Sinne der Nachhaltigkeit besser verbreiten 

Der Mensch ist ein soziales Wesen und alles was er tut, ist durch 
seine 

Einbindung in die Gesellschaft bestimmt; so kann auch die Änderung 

von kulturellen Mustern, die derzeit vielfach nicht-nachhaltig sind,
 nur 

über die Gesellschaft und damit über Sozialkapital erfolgen. Es lassen 

sich schon einige, teils virtuell verbundene Bewegungen im Sinne
 der 

Nachhaltigkeit, finden: Eine größere Gruppe von Menschen, die sich 

nicht persönlich kennt, doch im Geiste über eine gemeinsame Phi- 

losophie verbunden ist und versucht, eine Kultur der Nachhaltigkeit zu 

leben; es geht um kleine Dinge, die zu einem Teil der Lebens-
 und 

Alltagskultur werden. Die neuen Muster und Handlungen werden zur
 

Selbstverständlichkeit, gehen sozusagen in Fleisch und Blut über, wer- 

den als kollektive Muster „kultiviert“, dh zu einem Teil unserer 
Kultur. 

Ein gutes Beispiel hierfür ist die „We-are-what-we-do-Bewegung“, die 

kleine Ideen mit großer Wirkung für eine Veränderung der Welt ver
- 

breitet, wie zB „Hol Ökostrom ins Haus“, „Kauf da ein, wo Du 

wohnst“, „Werde irgendwo Mitglied“ oder „Nimm Dir Zeit zum Zu- 

hören“. Auch die Nachhaltigkeitsbewegung in Österreich wächst und 

gedeiht; es entstehen immer mehr kreative Milieus, in denen eine 

andere Kultur erzeugt und gelebt wird, wie zB in Ökodörfern, in 

Unternehmen mit Nachhaltigkeitsberichten oder CSR-Aktivitäten, in 

LA 21 Gemeinden oder ÖKOLOG-Schulen. Hier wird nachhaltiges 

Sozialkapital aufgebaut und aus dem jeweiligen Milieu heraus auch 

verbreitet. Eine weitere positive Entwicklung zeigt sich in Österreich 

auch beim nachhaltigen Konsum: Die Absatzzahlen zB für Lebens- 

mittel aus biologischem Anbau oder fairem Handel sind in den letzten 

Jahren kontinuierlich gestiegen. Nachhaltig zu leben bedeutet, den 

eigenen Lebensstil zu reflektieren und bewusster zu konsumieren. Die 

„Zeigefinger“-Debatte wird nicht fruchten; es geht vielmehr darum, 
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etwas vorzuleben und anderen durch eigenes authentisches Verhalten 
Geschmack darauf zu machen, es selbst auszuprobieren. 

Doch wie könnte die Politik die Entstehung und Verbreitung von 
kulturellen Mustern unterstützen? Hier stellt sich die Frage nach den 
geeigneten Politik-Instrumenten für die Nachhaltigkeit: Gebote und 
Verbote vs. Bewusstseinsbildung und Anreize. Das Beispiel zur Einfüh- 
rung von Tempo 100 auf Teilstücken von österreichischen Autobahnen 
und diverse Reaktionen darauf (Bevölkerung, Politik) zeigt, dass es 

beides braucht: eine engagierte Politik, die top down Entscheidungen 
trifft, indem sie geeignete Rahmenbedingungen schafft und eine Be- 
völkerung, die bottum up - bereits sensibilisiert durch vorherige Maß- 
nahmen im Bereich der Bewusstseinsbildung — dazu bereit ist, Maß- 
nahmen dieser Art mit zu tragen. 

Was braucht es in Zukunft? - eine kurze Synthese 

* Neues Sozialkapital entsteht durch gesellschaftliche Innovationen 
(zB Beteiligungsprozesse, Zukunftsdialoge); Experimentierfelder 
(Orte und soziale Räume) und neue Formen der Politikgestaltung 

sind hier wichtig; 
* Engagement braucht Good Governance im Sinne von Rahmen- 

bedingungen und Qualitätskriterien:?? Die Bereitschaft zur Partizi- 
pation steigt mit der Überzeugung und dem Gefühl, etwas be- 
wegen bzw direkt Einfluss auf (politische) Entscheidungen nehmen 
zu können. Das Verhältnis von Staat, Zivilgesellschaft und Wirt- 
schaft ist dabei neu zu definieren; 

° Demokratiepolitische Fragen, vor allem zum Verhältnis zwischen 
partizipativer und repräsentativer Demokratie, sind zu klären; 

° Politik und Verwaltung sollten eine „ermöglichende“ Haltung ein- 
nehmen und sich überlegen, welche Organisation - im Sinne von 
Strukturen, Orten und Rahmenbedingungen - Selbstorganisation 
braucht; das würde zur Stärkung des Vertrauens in die Politik bei- 
tragen; 

« Gezielte Bewusstseinsbildung für zukunftsfähige Werte (Sinn!) ist 
für den Aufbau von nachhaltigem Sozialkapital entscheidend; 

* Es geht im Kern um die Frage „Wer und wie wollen wir sein?“2* und 
die Entwicklung von gemeinsamen Vorstellungen und Bildern von 
der Zukunft; Methoden- und Prozesswissen wird dabei immer 

wichtiger; 

23 Vgl dazu Arbter/Trattnigg (2005) und Arbter et al (2005). 

24 Vgl Schmid (2007). 
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« Die BürgerInnen dürfen nicht als „Notnägel” in Zeiten knapper 

werdender Budgets herhalten; 

* Die Menschen sind Expertinnen für ihren Lebensraum; die Koope- 

ration zwischen Politik/Verwaltung und den BürgerInnen muss auf 

gleicher Augenhöhe stattfinden; 

« Eine Verbindung zwischen individuellem Nutzen & dem Beitrag 

zum Gemeinwohl ist notwendig; 

< Der Faktor Mensch/Menschlichkeit gehört mehr in den Mittel- 

punkt. 

6. _ Haltungen und persönliche Einstellungen 

Die folgenden zwei Zitate oder besser: Imperative, eignen sich als per- 

sönliche Handlungsanleitungen, die nachhaltige Entwicklung zu för- 

dern: Die erste stammt von Heinz von Foerster, der meinte: „Han
dle 

stets so, dass sich die Zahl der Wahl- bzw Handlungsmöglichkeiten 

erhöht.” Dieser Imperativ beinhaltet auch den Aspekt des Voraus 

Denkens: Wir sollen heute so handeln, dass wir die Möglichkeiten 

weder heute lebender noch zukünftiger Generationen beschränken 

ohne diesen jedoch Vorschriften zur Gestaltung ihres Lebens zu 

machen. Ein weiterer Aspekt, der darin enthalten ist, ist die Fähigkeit, 

in Alternativen zu denken. Die zweite Handlungsmaxime hat Bundes- 

präsident Heinz Fischer anlässlich der Konferenz „Welt in Balance. 

Zukunftschance Ökosoziale Marktwirtschaft“ formuliert: „Handle stet
s 

so, dass kommende Generationen Dein Tun als angemessen und ver- 

antwortungsvoll beurteilen können.“ Ganz wichtig ist auch die Hal- 

tung, die jeder bzw jede von uns im Leben, auch im Arbeitsleben, ein- 

nimmt. Wir können ganz grundsätzlich eine „Guckloch-Position” be- 

ziehen. Dann beobachten wir alles, was in unserem Leben passiert 

quasi von „außerhalb“ und sehen die Ereignisse, die uns vermeintlich
 

nichts angehen, an uns vorbei ziehen. Oder wir entscheiden uns für 

die „Teil-der-Welt-Haltung“, wie Heinz von Foerster sie nennt, bei der
 

wir davon ausgehen, dass wir Teil der Welt sind, die wir gerade be- 

trachten, in der wir leben und arbeiten. Die „Guckloch-Haltung“ läss
t 

uns die Welt „da draußen“ für gegeben und als nicht veränderbar an- 

nehmen, mit der „Teil-der-Welt-Haltung“ gehen wir davon aus, dass
 

wir die Welt mit unserem Denken und unseren Handlungen (er-)schaf
- 

fen und gestalten können. 

Es kommt auf uns alle an: Die Welt kann sich nur verändern, wenn 

wir uns verändern. 
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